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II. 
Die Regierungsthätigkeit. 


Leitende Anſichten. 


Die Thätigkeit der Regierungen erhält ihren 
Beſtimmungsgrund durch den Zweck des Staates. 
Dieſer beſteht, wie wir geſehen haben, in der har— 
moniſchen Entwicklung der denſelben anvertrauten 
Kräfte. Eine Regierung, welche dem Staate ge— 
genüber die Pflichten erfüllen will, hat ſich daher 
immer 2 Fragen vorzulegen: 1) welches ſind die 
thatſächlichen Zuſtände des von ihr verwalteten 
Staats, und 2) auf welche Weiſe laſſen ſich die 
durch dieſelben begründeten mannichfaltigen Kräfte 


des Staates nach ihrer beſonderen Beſchaffenheit 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 1 8 
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am beſten entwickeln? Eine Regierung, welche nur 
redlich darnach ſtrebte, dieſe beiden Fragen ihrer 
praktiſchen Loſung entgegenzuführen, würde ſchon 
Gedeihliches leiſten. Allerdings würden ſich ihr 
bei dieſem Streben mannichfaltige Hinderniſſe in 
den Weg ſtellen. Auch bei redlichſtem Streben 
würde ſie in mannichfaltige Irrthümer gerathen, 
weil ſie, aus Menſchen beſtehend, allen menſchlichen 
Schwächen und Unvollkommenheiten unterworfen 
iſt. Nichtsdeſtoweniger würde ſich dieſes Streben, 
wenn es mit Kraft und Nachdruck verfolgt würde, 
immer belohnen. Das Volk würde zu ſeiner Re— 
gierung Vertrauen faſſen, in ſeinem Innern ge— 
ordnet ſein, nach Auſſen hin Kraft entfalten, und 
unter allen Verhältniſſen mit ſeiner Regierung 
Hand in Hand gehen. 

Allein nur zu häufig bekümmern ſich unſere Re— 
gierungen um die beiden aufgeworfenen Fragen ganz 
und gar nicht. Sie gehen vielmehr von einem be— 
ſtimmten Syſteme aus, welches unter allen Umſtän—⸗ 
den durchgeführt werden ſoll, es möge nun zu den ge— 
gebenen thatſächlichen Verhältniſſen paſſen oder nicht, 
das Volk möge dabei verarmen und zu Grunde gehen, 
oder nicht.» Statt daß die Regierungen ſich jeder— 
zeit bewußt fein ſollten, fie hätten keine andre Auf- 
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gabe, als diejenige, die Entwicklung des Staates 
zu fordern, die perſonlichen Anſichten und Beſtre— 
bungen ihrer Mitglieder müßten ſich daher unter 
allen Umſtänden den Zwecken des Staates und 
dem Wohle des Volkes unterordnen, verfolgen die 
Machthaber in den monarchiſch-ariſtokratiſchen Staa— 
ten Europas ausſchließlich ihre perſönlichen Intereſſen. 

Statt das Volksleben zu heben, zu beleben 
und zu kräftigen, ſuchen ſie dasſelbe aller Orten 
herabzudrücken, zu lähmen, und in jeder erdenk— 
lichen Weiſe zu beſchränken. Statt die Formen 
des Staates nach den jeweiligen Bedürfniſſen des 
Volkes umzuändern, und namentlich denſelben in 
gleichem Maaße, als das Volk ſich mehr ſelbſtbe— 
wußt und thatenkräftig wird, einen freiern Charak— 
ter zu verleihen, ſuchen die Herrſcher im Gegen— 
theile in demſelben Maße, als ſie im Volke den 
Drang nach größerer Freiheit gewahren, die Ver— 
faſſung des Staates mehr und mehr zu beſchränken 
und ihr einen mehr und mehr abſoluten Charakter 
zu verleihen. Weit entfernt, die beſtehende Staats— 
verfaſſung redlich zu erfüllen, ſetzen ſich die Macht— 
haber gerade in den ſchwierigen Zeiten, da ſich der 
Uebergang von einer minder freien zu einer freieren 
Verfaſſung vorbereitet, in Widerſpruch mit den Be— 
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ftrebungen des Volkes. Auf diefe Weiſe wurde im 
14. Jahrhundert die Revolution der Schweizer, im 
16. Jahrhundert diejenige der Niederländer, im 
17. die Revolution der Engländer, im 18. dieje— 
nigen der Nordamerikaner und Franzoſen, im 19. 
Jahrhundert diejenigen der Griechen, Portugieſen, 
Spanier und Franzoſen vorbereitet. Alle Anzeichen 
führen übrigens darauf, daß die Revolutionen 
früherer Jahrhunderte nur Vorſpiele waren der 
großen Revolution, welche alle Völker des weſt— 
lichen Europas gegen das Joch vereinigen wird, 
unter welchem ſie von ihren Monarchen, Büreau— 
kraten, Ariſtokraten und Plutokraten (Geldherr— 
ſchern), von ihren weltlichen und kirchlichen Tyran— 
nen gehalten werden. 

Monarchie und Büreaukratie haben ſich in un— 
ſern Tagen untrennbar vereinigt. 

Unter Büreaukratie verſtehen wir den Inbe— 
griff der Werkzeuge, mit deren Hülfe der Einzel— 
herrſcher von ihren Büreaus, d. h. Schreibſtuben 
aus mit Schreibſtuben-Anſichten das Volk beherrſcht. 
Die Büreaufratie (die Schreibſtubenherrſchaft) iſt 
deswegen ſo verhaßt, weil ſie das Volksleben nicht 
kennt und nicht beachten will, vielmehr ſich bemüht, 
dasſelbe in dasjenige Geleiſe zu zwängen, in wel— 
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chem es am beſten zum Vortheil des Monarchen 
und ſeiner Werkzeuge (der Schreibſtubenherrſcher) 
ausgebeutet werden kann. Die Büreaukratie be— 
kümmert ſich nichts um die dringendſten Bedürf— 
niſſe, Beſtrebungen, Wünſche und ſelbſt die Sprache 
des Volkes. Das Volk, meint der Schreibſtuben— 
herrſcher, ſolle ſich vielmehr in all ſein Thun und 
Laſſen bei ſeinen Geſchäften und ſeinen Vergnü— 
gungen, ſeinen religiöſen und politiſchen Ueberzeu— 
gungen, ſeinen mündlichen und ſchriftlichen Vor— 
trägen richten nach den Gewohnheiten, der Be— 
quemlichkeit und ſelbſt der e der Schreib⸗ 
ſtubenherrſcher. 

Die Büreaukratie hat Lateiniſch und Griechiſch 
gelernt, das römiſche Recht und das kanoniſche 
Recht und auch ein wenig deutſches Recht auf den 
Univerſitäten ſtudirt. — Wie viel hat daher 
ein Büreaukrat vor einem gewöhnlichen Bürger 
voraus! Der Büreaukrat weiß erſtens, was die 
Geſetze ſagen, zweitens, was die Machthaber 
wollen, und drittens ſteht ihm die ganze Macht 
des Polizeiſtaates zu Gebote, um ſeinen Anordnungen 
Nachdruck zu verleihen. Der Bürger kennt kaum 
nothdürftig die wichtigſten Verfaſſungsgeſetze. Die 
weiß aber der Büreaukrat mit Hülfe der Wiſſen— 
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Schaft auszulegen. Im übrigen hat der Bürger 
nichts, als ſeinen geſunden Menſchenverſtand und 
ſein ungetrübtes Rechtsgefühl. Der Büreaukrat 
ſetzt ihnen eine ſo große Menge von Paragraphen 
aus allen möglichen publicirten und nicht publicirten 
Verordnungen entgegen, daß der Bürger an ſich 
ſelbſt irre wird und ſich nach einem Rathgeber 
umſieht, welcher ihm aus dieſem Labyrinthe helfen 
möge. Ein Anwalt verſagt ihm nicht ſeine Dienſte. 
Dieſer hat auch, gleich dem Büreaukraten, Latei— 
niſch und Griechiſch, römiſches, canoniſches und ein 
wenig deutſches Recht ſtudirt. Auch er hält gleich 
dem Büreaumann wenig auf geſunden Menſchen— 
verſtand und ein ungetrübtes Rechtsgefühl. Allein 
er hat nicht gelernt, Ordre pariren. Er hält ſich 
an ſeine gedruckten Paragraphen und Artikel und 
deducirt aus dieſen heraus dieſes und jenes, wie 
es gerade die Umſtände mit ſich bringen. Der 
Anwalt hat dem Büreaukraten oft in die Karten 
geſehen, er weiß, wer ihm dieſelben miſcht und aus— 
theilt. Er kann daher dem Clienten über manches 
Auskunft geben. Allein ſein Rath und ſeine Be— 
mühungen helfen dem Bürger in den eigentlichen 
Verwaltungsſachen ſelten etwas, denn in dieſem 
entſcheidet großtentheild die politiſche Conſtellation, 
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und da der Anwalt dieſe nicht ſo machen kann und 
will, wie ſie dem Bürger Vortheil brächte, d. h. da 
er denſelben nicht von einem Oppoſitionsmanne zu 
einem Regierungsmanne umwandeln kann und will, 
ſo verliert eben der arme Bürger ſeinen Prozeß. 
Nimmt er ſich keinen Anwalt, ſo geht die Sache 
etwas ſchneller und er hat etwas weniger Koſten 
zu zahlen; allein er kann gar nicht begreifen, wie 
es möglich war, daß ſeine Sache ſo entſchieden 
wurde, wie ſie entſchieden ward. Nimmt er ſich 
einen Anwalt, ſo fällt die Entſcheidung eben auch 
nicht anders aus, allein ſein rechtsgelehrter Ver— 
treter ſetzt ihm haarklein auseinander, welche ver— 
ſchiedenen Paragraphen und Artikel durch die in 
Rede ſtehende Entſcheidung verletzt wurden und 
welche Gründe die betheiligten Schreibſtubenherr— 
ſcher wohl beſtimmt haben möchten, ſich über die 
mannichfaltigen in Frage ſtehenden eee 
und Artikel hinwegzuſetzen. 

Der Bürger will ſein gutes Recht, d. h. er 
will, ſo lange er keinem Andern zu nahe tritt, 
ſich frei und ungehindert bewegen; kommt er mit 
Andern in Zuſammenſtoß, ſo will er, daß ſeine 
Sache raſch und gemeinverſtändlich verhandelt und 
nach geſundem Menſchenverſtande und ungetrübtem 
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Rechtsgefühle ohne Anſehen der Perſon und ohne 
alle Nebenrückſichten entſchieden werde. Er will, 
daß die Gemeinde-Angelegenheiten durch die Bür— 
ger ſelbſt geführt werden und verlangt, daß die 
Staats-Angelegenheiten fo behandelt werden, daß 
der Bürger dabei beſtehen kann. 

Zwiſchen dem Fürſten und dem Volke ſollten 
redliche Vermittler ſtehen, welche ebenſowohl den 
erſteren als das letztere in die geſetzlichen Schranken 
zu verweiſen die Kraft haben. Allein wir leben 
in einer Zeit der Partheiung. Auf der einen 
Seite ſtehen die Monarchen mit ihren Schreibſtu— 
benleuten, dem Geburtsadel und dem Geldadel, 
auf der anderen ſtehen die großen Maſſen mit ihrer 
Armuth, ihrem Hunger und ihrem Elende. So 
lange dieſer Kampf dauert, kann das Volk auf Ge— 
rechtigkeit nicht rechnen. Die bevorzugten Stände 
ſind Richter und Parthei in einer Perſon. In 
demſelben Maße, als ſich die Unzufriedenheit des 
Volkes ſteigert, ſehen ſie ſich mehr und mehr in 
ihrem Vermögen, in ihren Herrſchergelüſten und 
ſelbſt in ihrem Leben bedroht. Jede freie Be— 
wegung des Volkes erfüllt ſie mit Schrecken, weil 
fie darin die erſten Vorboten einer Revolution er— 
kennen. Alle Garantien, welche dem Volke gegeben 
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find, um es über feine Rechtszuſtände zu beruhigen, 
können unter ſolchen Verhältniſſen nichts nützen, 
da die bevorzugten Stände die Macht beſitzen, ſich 
über dieſelben ungeſtraft hinwegzuſetzen. 

Ein Volk ohne Rechts-Garantien iſt jedem Akte der 
Willkühr und der Gewaltthat ſchutzlos Preis gegeben. 

Bei jedem Volke iſt daher die wichtigſte Frage 
feines politiſchen Lebens: welches find die Garan— 
tien ſeiner Rechtszuſtände? Dieſe Garantien be— 
ſtehen aber nicht blos in geſchriebenen Urkunden, 
in hergebrachten Gewohnheiten und in den Sitten 
eines Volkes, ſondern auch in der ganzen Einrich— 
tung des Staates und in der Zuſammenwirkung 
von Volks- und Staatsregierung. Was die Ga— 
rantien eines Volkes betrifft, fo kommen 3 verſchie— 
dene Zuſtände vor, und für alle liegen uns die 
Beiſpiele nahe. Es gibt 1) despotiſche Staaten, 
welche dem Volke durchaus keine Garantien ſeiner 
rechtlichen Zuſtände gewähren, in deren Schooße 
der Alleinherrſcher keine Schranken ſeiner Gewalt 
duldet. Hier gibt es kein Geſetz, keine Staatsein— 
richtung, keine Sitten und Gewohnheiten, welche 
beachtet würden, falls der Alleinherrſcher es glaubt, 
wagen zu können, fie umzuſtoßen. Der Autokrat 
erkennt keine Geſetze für ſich als bindend au, 
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allein eben deßwegen wird auch das Volk durch 
kein Geſetz im Zügel gehalten. Der Herrſcher 
greift in ſeiner Laune ſo weit er glaubt greifen 
zu können. Allein auch das Volk hat feine Launen, 
auch das Volk hat ſeine Leidenſchaften. Während 
in dem Rechtsſtaate das Geſetz und die geheiligte 
Gewohnheit die Ausgleichung bilden zwiſchen dem 
Volke und dem Herrſcher, ſo beſteht in dem des— 
potiſchen Staate keine andere Ausgleichung zwiſchen 
den Rechten des Volkes und ſeiner Herrſcher, als 
diejenige, welche auf der einen Seite die Trägheit 
des Volkes und auf der andern Seite ſeine Lei— 
denſchaft in gewaltſamen Ausbrüchen hervorruft. 
So lange der Alleinherrſcher mit allen ſeinen Ge— 
hülfen einverſtanden iſt, ſo trägt das Volk, wenn 
auch mit Widerſtreben, das ihm auferlegte Joch. 
Bildet ſich jedoch ein Zwieſpalt zwiſchen dem Des— 
poten und ſeinen Schergen, hat der erſtere das 
Volk zu ſehr bedrückt, und haben die letzteren ver— 
ſtanden, die Schuld des Druckes auf den Allein— 
herrſcher zu wälzen, dann bilden ſich jene Ver— 
ſchwörungen, deren Opfer viele Alleinherrſcher ge— 
worden ſind. Weil das Geſetz und die geheiligte 
Gewohnheit die Rechte des Volkes und ſeiner 
Herrſcher nicht ausgleichen, ſo findet dieſe Aus— 
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gleichung ſtatt durch die Gewalt, durch Bürgerkrieg, 
Mord und Todtſchlag. Die Türkei, Perſien und 
das uns näher liegende Rußland bieten jedem Ge— 
ſchichtskenner die zahlreichſten Beweiſe für die Wahr— 
heit der bezeichneten Zuſtände. 

Der zweite Fall, welcher leider weit ſeltener iſt, 
als der erſtere, nichts deſto weniger uns durch die 
Geſchichte der Vorzeit wie der Gegenwart anſchau— 
lich gemacht wird, iſt derjenige, da die Rechte des 
Volkes und ſeiner Herrſcher durch geſchriebene Ge— 
ſetze ſowohl, als geheiligte Gewohnheiten über allen 
Zweifel erhaben geſtellt ſind. Die Frage iſt hier 
nicht: wie weit reicht die Gewalt der Herrſcher, wie 
weit die Macht des Volkes? Die Gewalt geht in 
dieſem Falle gleichen Schritt mit dem Rechte, die 
Macht den gleichen Schritt mit der geheiligten Ge— 
wohnheit. Griechenland zur Zeit der perſiſchen Kriege, 
Rom in der Periode ſeiner Kämpfe mit Carthago, 
und die vereinigten Staaten von Nordamerika in 
unſern Tagen, bieten uns treffende Beiſpiele dieſer 
Zuſtände. Das Volk ſteht hier auf dem Höhe— 
punkte ſeiner Entwickelung. Theorie und Praxis, 
intellectuelle Befähigung und moraliſche Kraft wir— 
ken zuſammen, um das Volk glücklich, frei und groß 
zu machen. Derſelbe Mann, welcher heute ein be— 
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deutender Mann im Staate war, tritt morgen 
ohne Widerrede und ohne Mißſtimmung in die 
Reihen der gewohnlichen Bürger zurück, während 
der Bürger, welcher heute noch ohne äußern Ein— 
fluß war, morgen durch das Vertrauen ſeiner Mit— 
bürger ein Mann von hoher Macht im Staate 
werden kann. | 

In der Mitte zwiſchen dieſen beiden Zuſtänden 
ſteht ein dritter. Dieſer wird bezeichnet durch den 
Kampf zwiſchen dem Volke und ſeinen Herrſchern. 
Entweder fängt das Volk an ſeine frühere mora— 
liſche Kraft und folgeweiſe mehr und mehr die alte 
Aufopferungsfähigkeit, das alte Rechtsgefühl und 
die Liebe zum Vaterland zu verlieren, oder aber 
das Volk erhebt ſich aus dem Zuſtande der Kind— 
heit und Trägheit und beginnt ſich mit Ernſt um 
die Verhältniſſe des Staats zu bekümmern. Im 
erſten Falle geht ein Volk von dem Zuſtande er— 
rungener Garantien ſeiner Rechte zu dem Zuſtande 
der Willkür und der Gewaltherrſchaft über; im 
letztern Falle ſchwingt es ſich aus dem Zuſtande 
der Rechtloſigkeit empor zu demjenigen des Rech— 
tes, der Freiheit und der Nationalität. 

Wenn wir die Zuſtände unſers geliebten Vater— 
landes mit aufmerkſamen Blicken verfolgen, ſo 
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werden wir nicht umhin können, zu erklären, daß 
wir uns in der Periode des Kampfes zwiſchen 
Recht und Willkür, zwiſchen Freiheit und Knecht— 
ſchaft befinden. Zu dem erhabenen Zuſtande, welchen 
wir unter Nummer 2 geſchildert, zu dem Zuſtande, 
da die Rechte der Herrſcher und des Volkes voll— 
kommen geordnet ſind und ausgeglichen werden 
durch die gegenſeitige Achtung vor der beſtehenden 
Staatsverfaſſung, zu dieſem glücklichen Zuſtande 
haben wir uns in Deutſchland noch nicht aufge— 
ſchwungen. Es erhellt dieſes nicht blos aus den 
ſeit drei Jahrzehnden mit immer ſteigender Er— 
bitterung geführten politiſchen und kirchlichen Käm— 
pfen, ſondern auch aus der Verſchiedenheit der Ver— 
faſſungen, welche in den verſchiedenen Staaten 
Deutſchlands, wenigſtens auf dem Papiere, ſtehen. 
Eine derartige Verſchiedenheit der Grundgeſetze des 
Staates verträgt ſich nicht mit einem auf feſten 
Garantien ruhenden Rechtszuſtand. Auf der an— 
dern Seite ſind wir aber auch nicht ſo tief ge— 
ſunken, wie die Völker, welche wir unter Nummer 
1 geſchildert haben. Wir haben Geſetze und Ge— 
wohnheiten, durch welche das Wechſelverhältniß 
zwiſchen dem deutſchen Volke und ſeinen Herrſchern 
beſtimmt werden ſoll. Allein wir dürfen uns nicht 
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verhehlen, die Geſetze und Gewohnheiten, welche 
beſtanden zur Zeit des deutſchen Reiches und welche 
damals, wenn auch in mangelhafter Weiſe, durch 
die Rechte des Volkes ſeinen Herrſchern gegenüber, 
ſicher ſtellten, ſind in dem Sturme untergegangen, 
welchen die franzöſiſche Revolution über ganz Europa 
rief. Die Reichsverſammlung und die Reichsgerichte 
gewähren dem deutſchen Volke keinen Schutz mehr 
gegen die Uebergriffe ihrer Landesherrn. Mit den 
Reichsgerichten iſt zugleich unſere ganze Juſtiz⸗Ver⸗ 
faſſung untergegangen. Die Reichsgerichte ſtanden 
über jedem einzelnen Landesherrn und über jedem 
einzelnen Landesgerichte. Sie beſaßen einen Grad 
von richterlicher Unabhängigkeit, wie er ſich bei den 
Gerichten unſerer Tage nicht mehr findet und der 
Natur der Sache nach nicht mehr finden kann. So 
lange das deutſche Volk unter der mehr und mehr 
zerfallenden Reichsverfaſſung ſchlief, hatten die 
deutſchen Fürſten keinen politiſchen Kampf von 
einiger Erheblichkeit mit ihren Völkern zu beſtehen. 
Von dem Augenblicke an, da das deutſche Volk 
erwachte und Garantien für ſeine Rechtszuſtände 
verlangte, von dieſem Augenblicke an entſpann ſich 
ein Kampf, welcher zur Zeit noch nicht ausgeglichen 
iſt, und in welchem ſich die Fürſten ihres ganzen 
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Einfluſſes bedienen, um demſelben einen, ihren per- 
ſoͤnlichen Intereſſen zuſagenden Ausgang zu verſchaffen. 
Es wurde daher zum Regierungsprinzip erhoben, nicht 
blos alle Richter-, ſondern überhaupt alle Staats- 
dienſt⸗Stellen ausſchließlich mit Männern zu beſetzen, 
welche in dem Kampfe zwiſchen den Rechten des 
Volkes und der Fürſten auf Seite der letztern 
ſtünden. Unter dieſen Umſtänden war es unmög— 
lich, daß an die Stelle der mit der Reichsverfaſſung 
untergegangenen Garantien der deutſchen Volksrechte 
die Garantien der Neuzeit tiefe Wurzeln ſchlagen 
konnten. Während zur Zeit des deutſchen Reichs 
die Staatsdiener unter dem Schutze der Reichsver— 
faſſung eine feſte und unabhängige Stellung ſelbſt 
ihren Brodherrn gegenüber einnahmen, ſind in unſern 
Tagen die Staatsdiener zu willenloſen Werkzeugen 
der Gewalt herabgeſunken. Eine nothwendige Folge 
hievon war, daß die in einem Theile Deutſchlands 
gegebenen Verfaſſungen in das wirkliche Leben nicht 
eindrangen. Die einflußreiche, nach beſtimmten 
Weiſungen von oben übereinſtimmend handelnde 
Kaſte der Staatsdiener wirkte einestheils auf die 
Wahlen zum Landtag, anderntheils durch zahlreiche 
aus ihrer Mitte gewählte Mitglieder der Stände— 
verſammlung auf die Berathungen der letzern in 
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entſchiedenſter Weiſe ein. Die Landſtände bildeten 
demzufolge faſt nirgends wirkliche und treue Or— 
gane des Volkswillens. Unter dem Einfluſſe der 
Kaſte der Staatsdiener konnten ſie faſt nirgends 
einen volksthümlichen Charakter gewinnen. Die— 
ſelbe geſchloſſene Kaſte der Staatsdiener wirkte 
aber noch mächtiger und noch unumſchränkter in 
allen durch die ſtändiſche Verfaſſung nicht un⸗ 
mittelbar bedingten Beziehungen des politifchen 
Lebens ein. Wenn das Volk in den Ständever— 
ſammlungen hier und da einen kleinen Sieg errang, 
ſo wurde derſelbe aufgewogen durch hundert und 
tauſend Niederlagen, welche die Sache des Volkes 
bei Gelegenheit einzelner, von den Staatsbehörden 
ausgehender Entſcheidungen erlitt. Der Regierung 
ſtand, wenn nicht immer die Juſtiz, doch immer die 
Polizei und das Militär zu Gebote. Wo man alfo 
einen Gegner nicht vermittelſt der Juſtiz glaubte 
vernichten zu können, bediente man ſich der Polizei, 
welcher das Militär zum Rückhalte diente. Uebri— 
gens trafen die Regierungen faſt aller Orten ihre 
Anſtalten ſo, daß ihre Gegner auch durch die Juſtiz, 
wie man ſich auszudrücken pflegte, mürbe gemacht 
wurden. Wir errinnern nur an Bügermeiſter Baehr 
in Würzburg, an Weidig, Jordan, Schlöffel, Wales- 
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rode und die vielen andern Märtyrer der Sache 
des Volks. In neuerer Zeit erlaſſen die Miniſter 
Verhaftsbefehle, ertheilen ſie untergeordneten Be— 
amten Vollmacht zu Verhaftungen, Beſchlagnahmen, 
Hausſuchungen u. ſ. w., wobei die ordentlichen Ge— 
richte, obgleich im Widerſpruche mit den Landes— 
geſetzen, gänzlich umgangen werden. Wir erinnern 
beiſpielweiſe an die Verhaftung des Lehrers Biene— 
wald in Königsberg, an die durch den Referendär 
Stieber in Schleſien vorgenommenen Verhaftungen 
und Hausſuchungen, an die gewaltſame Wegnahme 
der Handelsbücher verſchiedener Buchhändler in 
Magdeburg u. ſ. w. Wir fragen: worin unter- 
ſcheiden ſich dieſe durch Miniſterial-Befehle herbei— 
geführten Eingriffe in die perſoͤnlichen und Eigen— 
thums⸗Rechte der Bürger von den lettres de cachet 
aus der Zeit Ludwigs XV. u. XVI.? Wir können 
keinen Unterſchied auffinden. 

Jeder Deutſche muß gewiß wünſchen, daß der 
Kampf, welchen ſeine Nation kämpft, dieſelbe von 
dem Zuſtande ungenügender Rechts⸗Garantien zu 
dem Zuſtande erſchöpfender Rechts-Garantien führen 
werde, daß die deutſche Nation aus dem chaotiſchen 
Zuſtande von Rechtsanſprüchen und Rechtsver— 


weigerung, von Uebergriffen aller Art ſich erheben 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 2 
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werde zu einem Zuſtande, da das redlich gehand— 
habte Geſetz die Ausgleichung zwiſchen den Rechten 
der Nation und der Regierung bildet. Die große 
Frage, um welche es ſich handelt in Deutſchland 
und mehr oder weniger im ganzen civiliſirten 
Europa, iſt die Frage: ſollen wir ſinken zu dem 
unter Nro. 1. geſchilderten Zuſtande der Recht⸗ 
Iofigfett, oder ſollen wir ſteigen zu dem Zuſtande 
der Geſetzlichkeit, wie wir ihn unter Nro. 2 ge- 
ſchildert haben? Der Geiſt der Vergangenheit läßt 
ſich nicht mehr aus dem Grabe heraufbeſchwören. 
Das Geſpenſt der Vorzeit mag den Furchtſamen 
erſchrecken. Allein wer mit ſicherem Blicke Ver⸗ 
gangenheit, Gegenwart und Zukunft überſchaut, 
wer den Culturzuſtand der Völker Europa's ver⸗ 
gleicht mit demjenigen der freien Völker Amerika's, 
dem iſt es klar und ſicher wie das Einmaleins: 
die Garantien der Rechtszuſtände der Völker können 
nicht herabgedrückt werden unter das kleine Maaß 
derſelben, welches ſie hatten in vergangenen Zeiten, 
nein, ſie müſſen ſich erweitern zu demjenigen Maaße, 
welches den erhöhten Freiheitsbeſtrebungen und den 
erweiterten Rechtsbedürfniſſen unſerer Zeit entſpricht. 
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Siebenzehnter Abſchnitt. 


1. Die Central-Verwaltung des Staates. 


—— 


Der Organismus eines größern Staates er— 
forderte zu allen Zeiten einen Gegenſatz zwiſchen 
den untergeordneten und den höchſten Behörden, 
zwiſchen den einzelnen Zweigen der Staatsver— 
waltung und ihrem Sammelpunkte. In neuern 
Zeiten, da der Staatsorganismus immer ver— 
wickelter geworden, iſt dieſer Gegenſatz ſelbſt in 
die kleinen Staaten eingedrungen, welche wir 
z. B. in Deutſchland ſo zahlreich haben. In 
monarchiſchen Staaten bildet der Einherrſcher den 
Sammelpunkt der geſammten Staatsverwaltung. 
In Freiſtaaten bildet ein Präſident oder ein Bür— 
germeiſter denſelben, ſo z. B. der Präſident der 


vereinigten Staaten von Nordamerika, der Re— 
| u. 
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gierungsprafident der verſchiedenen Kantone der 
Schweiz, der Bürgermeiſter der vier freien Städte 
Deutſchlands. In Rom waren es die beiden Con— 
ſuln zuſammen, welche den Centralpunkt der Staats— 
verwaltung bildeten. Die Geſchäfte einer ſolchen 
Central-Verwaltung ſind übrigens zu groß, als 
daß in der Regel ein einzelner Staatsmann die— 
ſelben verſehen könnte. Aller Orten ſtehen daher 
derjenigen Perſon, in welcher ſich die Central— 
Verwaltung des Staates verkörpert, eine Mehr— 
heit anderer Staatsmänner zur Seite, welche ihm 
die Laſt der Geſchäfte erleichtern. In neueren 
Zeiten iſt dieſe Centralbehörde faſt aller Orten 
Staatsminiſterium genannnt. Es beſteht dieſe Be- 
hörde in der Regel aus den Vorſtehern der ver— 
ſchiedenen Verwaltungszweige, in welche ſich die 
Staatsverwaltung überhaupt zertheilt. In der 
alten Welt kannte man eine derartige Central— 
behörde aus dem Grunde nicht, weil damals eine 
Eintheilung der Staatsgeſchäfte in verſchiedene 
Zweige, wie wir ſie jetzt aller Orten finden, nicht 
beſtand. Bei unſern Staaten der Neuzeit, in wel⸗ 
chen die Theilung der Arbeit nach beſtimmten 
Fächern eingeführt wurde, iſt aber eine derartige 
Centralbehörde unumgänglich nothwendig, um die 
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Einheit der Verwaltungsgrundſätze aufrecht zu 
erhalten, d. h. um zu verhüten, daß nicht in einem 
Verwaltungszweige nach andern Grundſätzen als in 
den übrigen verfahren werde, und um die Mög— 
lichkeit zu geben, allen Zweigen der Verwaltung 
gleichmäßige Anregungen zur Thätigkeit zu verleihen. 

In allen Staaten iſt es ein Grundſatz, daß 
die Staatsdiener verantwortlich ſeien für die Hands 
lungen, welche ſie in Gemäßheit ihres Amtes vor— 
nehmen. In einer unbeſchränkten Monarchie kann 
nur der Alleinherrſcher ſie zur Verantwortlichkeit 
ziehen; in beſchränkten Monarchien ſteht in der 
Regel den Gerichten auf die Anklage der Stände— 
Verſammlungen die Befugniß zu, über die ange— 
ſchuldigten Staatsdiener Recht zu ſprechen. In 
Freiſtaaten ſind die Staatsdiener dem ganzen Volke 
verantwortlich, welches die Schuldigen bei kleinern 
Vergehungen dadurch ſtraft, daß es denſelben ſein 
Vertrauen entzieht, während bedeutendere Ver— 
gehungen vor die Gerichte gebracht werden. Un— 
ſere Schreibſtubenherrſcher haben es übrigens nach 
und nach dahin gebracht, daß ſie ſich, wenigſtens 
in Betreff ihres Verhältniſſes zum Volke, von 
jeder Verantwortlichkeit ſo gut wie gänzlich frei 
gemacht haben. 
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Kein Staatsdiener darf ohne Erlaubniß der 
ihm vorgeſetzten Behörde wegen ſeiner Dienſt— 
handlungen in Anklagezuſtand verſetzt werden, 
alle unſere Schreibſtubenherrſcher hängen ſo feſt 
mit einander zuſammen, daß einer auf den andern 
ſelten etwas kommen läßt, wenigſtens nicht inſo— 
fern es ſich um die Frage handelt, ob der Staats- 
diener dem Volke zu nahe getreten ſei? Unge— 
achtet der himmelſchreienden Verletzungen der heilig— 
ſten Grundgeſetze des Staates, welche aller Orten 
und insbeſondere in Deutſchland im Laufe der 
letzten 3 Jahrzehnde vorgekommen, ſind ſchuldige 
Staatsdiener niemals vor die Gerichte geſtellt und 
geſtraft worden. Die Mitglieder des Miniſteriums 
Polignac in Frankreich, welche in Folge der Juli— 
Revolution vor die Pairs-Kammer geſtellt, durch 
dieſe zwar verurtheilt, allein bald darauf ſchon von 
dem König begnadigt wurden, bilden keine Aus— 
nahme, denn auch ſie wurden erſt vor Gericht ge— 
ſtellt, nachdem ſie aufgehört hatten Miniſter zu ſein. 
Auf der ſtrengen Handhabung des Grundſatzes der 
Verantwortlichkeit ſämmtlicher Staatsdiener beruht 
übrigens die Tüchtigkeit jeder Regierung. Die Ge⸗ 
wiſſenloſigkeit, welche ſich in die Staatsverwaltung 
der meiſten Staaten eingeſchlichen hat, iſt, nächſt 
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der Entſittlichung eines Volkes, der mangelhaften Auf: 
ſicht über die Staatsdiener und der Verletzung des 
Grundſatzes ihrer Verantwortlichkeit zuzuſchreiben. 

Da in unſern modernen Staaten die Staats- 
kunſt hauptſächlich darin beſteht, die Individuen 
und Staaten, mit welchen man in Verhältniſſen 
ſteht, mit dem Scheine des Rechtes zu betrügen, ſo 
iſt in den meiſten Staaten neben dem Staats— 
miniſterium noch eine oder die andere Central— 
behörde geſtellt worden, mit deren Hülfe man glaubt 
den angegebenen Zweck am leichteſten erreichen zu 
können. Solche Zwitterbehörden, welche man den 
Umſtänden nach vorſchiebt, um ſich den Schein des 
Rechtes und der Unparteilichkeit zu geben, ſind: 
der Staatsrath oder der Geheimerath, und das 
Cabinet. Der Staatsrath, welcher in einzelnen 
Staaten auch Geheimerath genannt wird, beſteht 
aus einer größeren oder geringeren Anzahl im 
Staatsdienſte alt, und demzufolge jedes Gefühls 
von Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit baar und 
ledig gewordener Staatswerkzeuge. Dem Namen 
nach beſitzt ein folder Staatsrath oder Geheime— 
rath einen gewiſſen Grad von Unabhängigkeit von 
der Centralverwaltung des Staats, dem Monarchen 
oder dem Staatsminiſterium. Der That nach iſt 
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aber keine Behörde des Staats abhängiger von den 
Winken der Machthaber, als gerade der Staats— 
rath oder der Geheimerath. Das Inſtitut des 
Staatsraths in ſeiner jetzigen Geſtaltung iſt eine 
Erfindung Napoleon's, welcher in demſelben eine 
der kräftigſten Stützen ſeines Despotismus ſuchte 
und fand. Die meiſten Staatsräthe unſerer Tage 
ſind bloße Nachahmungen jenes Napoleon'ſchen 
Staatsraths. Namentlich in den conſtitutionellen 
Staaten bildet der Staatsrath ein vortreffliches 
Gegengewicht gegen die Ständeverſammlungen, ein 
Mittel, die Staatsdiener vor gerechten Anklagen 
zu ſchützen, die Competenz der Gerichte zu be— 
ſchränken, und jedwede rechtswidrige Maßregel durch 
Sophismen zu rechtfertigen. 

Verſchieden von dem Staatsrath, doch kaum 
minder verderblich, iſt das Cabinet. Durch dieſe 
Behörde, welche in der Regel nur von äußerlich 
geſchliffenen Schreibern ohne wiſſenſchaftliche Bil— 
dung zuſammengeſetzt iſt, ſucht der Monarch, den 
Umſtänden nach, die ordentlichen Behörden des 
Staats zu umgehen. Wenn das Staatsmini⸗ 
ſterium, der Staatsrath oder eine untergeordnete 
Verwaltungsbehörde möglicherweiſe Schwierigkeiten 
machen könnte, den höchſten Willen zu erfüllen, ſo 
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wird das Cabinet beauftragt, denſelben in Vollzug 
zu ſetzen, und obgleich dieſes nach den Verfaſſungs— 
geſetzen aller Repräſentativſtaaten durchaus kein 
geſetzliches Daſein hat, ſo werden deſſen Befehle 
dennoch von unſern Schreibſtubenleuten auf das 
höchſte verehrt und auf das willigſte befolgt. Es 
iſt bekannt, daß auf dieſe Weiſe an manchen Höfen 
gewiſſe Cabinets⸗Secretäre größern Einfluß erlangt 
haben, als ſelbſt die Miniſter, und eine Art von 
vertrauten Miniſtern oder Unterhändlern zwiſchen den 
Fürſten und den eigentlichen Miniſtern geworden ſind. 

Ein Staatsminiſterium in der Mitte zwiſchen 
einem Staatsrathe und einem Cabinette der be— 
zeichneten Art kann denjenigen Zweck, für welchen 
es zunächſt beſteht, nehmlich der geſammten Staats— 
verwaltung einen einheitlichen Charakter zu ver— 
leihen, unmöglich erfüllen. Ein Staatsminiſterium, 
welchem auf der einen Seite ein Staatsrath und 
auf der andern ein Kabinet im Wege ſteht, muß 
ſich auf allen Seiten in ſeinen Maßregeln gehemmt 
ſehen. Ein tüchtiges Staatsminiſterium, welchem 
brauchbare Unterbeamten beigegeben ſind, iſt wohl 
im Stande, diejenigen Geſchäfte zu verſehen, 
welche nach Beſeitigung aller hemmenden und über— 
flüſſigen Zuthaten jenen beiden Behörden in der 
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Regel anvertraut find. Die Centralverwaltung 
des Staates muß daher, wenn ſie tüchtig wirken 
will, den Staat vor allen Dingen frei machen von 
derartigen ſtörenden Behörden. Wenn ſelbſt die 
in dem Staatsminiſterium vereinigten ſämmtlichen 
Miniſter durch jene beiden Behörden mannigfaltig 
beſchränkt und in ihrer Thätigkeit geſtört werden, 
ſo iſt dieſes in erhöhtem Maße der Fall in Betreff 
der Vorſtände der einzelnen Verwaltungszweige 
oder gar in Betreff der untergeordneten Verwal— 
tungs⸗Beamten. Die Männer welche an der Spitze 
eines Staates ſtehen, müſſen auf der einen Seite 
nothwendig die Verantwortlichkeit der geſammten 
Staatsverwaltung tragen, auf der anderen Seite 
müſſen ſie aber auch die Mittel beſitzen, ihren An— 
ordnungen Nachdruck zu verſchaffen. Dieſe haben 
ſie nicht, wo ein Staatsrath und ein Kabinet ihnen 
ſtörend im Wege ſtehen. 

Während der Beamte einer einzelnen Ge— 
meinde, eines einzelnen Bezirkes, oder einer ein— 
zelnen Provinz einen beſchränkteren Kreis der 
Wirkſamkeit beſitzt, während der Beamte eines 
einzelnen Berwaltungszweiges nur dieſem zunächſt 
ſeine Aufmerkſamkeit zuzuwenden hat, ſo beſteht die 
Aufgabe der Central-Behörde des Staates darin, 
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ſaͤmmtliche Theile des Staates und ſämmtliche 
Zweige der Staatsverwaltung zu überwachen und 
zu leiten. Der Horizont der Mitglieder eines 
Staats⸗Miniſteriums muß daher in dieſen beiden Be— 
ziehungen weiter ſein als derjenige der untergeord— 
neten Staatsbeamten. Ein ſolches Mitglied muß 
nicht nur den Staat, auf deſſen Centralverwaltung 
es einzuwirken berufen iſt, im Ganzen und in ſeinen 
Theilen, in der Geſammtwirkung aller Dienſtzweige 
und in jedem einzelnen derſelben, ſondern auch das 
Volk, welches den Gegenſtand der geſammten Ver— 
waltungs⸗Thätigkeit bildet genau kennen, und da 
namentlich in unſern Tagen die Verhältniſſe eines 
Staates auf das Bedeutungsvollſte einwirken auf 
diejenigen aller andern Staaten, fo muß er noth- 
wendig auch mit den Verhältniſſen aller übrigen 
und insbeſondere der benachbarten Staaten genau 
vertraut ſein. Doch wenn ein Staatsmann auch 
alle dieſe Kenntniſſe beſitzt, ſo iſt ihm damit 
gewiſſermaßen nur der Stoff gegeben, welcher den 
Gegenſtand ſeiner Thätigkeit bilden ſoll. Wenn 
er die ewigen Geſetze nicht kennt, unter deren 
Einfluß die Völker ſich entwickeln, wenn er dieſen 
eine thatſächliche Anerkennung im Staatsleben nicht 
zu verſchaffen weiß, fo tappt er doch nur im Fin— 
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ſtern herum, wird daher in allen feinen Maßregeln 
unſicher ſein und nach Verſchiedenheit der ihn 
leitenden Beweggründe mehr oder weniger mit jenen 
ewigen Geſetzen in Widerſpruch treten. Staats— 
männer, welche auf dem eben bezeichneten Stand— 
punkte ſtanden, waren allerdings zu allen Zeiten 
ſelten. Ein Minos, ein Lykurg, ein Solon 
bildeten die Glanzpunkte der alten Welt. Die 
neuere Zeit hat deren in Europa auch nicht 
Einen aufzuweiſen. Amerika kann wohl in dieſer 
Beziehung mit Franklin und Waſhington in 
die Schranken treten. So ſelten übrigens die 
Staatsmänner erſten Ranges ſind, ſo fehlt es uns 
doch nicht an ſolchen zweiten und dritten Ranges. 
England, Frankreich Spanien und Portugal haben 
deren viele aufzuweiſen. Wir erinnern Beiſpiel— 
weiſe nur an Sir Robert Peel, Lord Grey, 
die beiden Pitt in England, Sully, Colbert, 
Richelieu, Mazarin und Napoleon in Frank⸗ 
reich, an Pombal in Portugal nnd Struenſee 
in Dänemark. 

Es iſt wiederholt die Frage aufgeworfen wor— 
den, ob Deutſchland nach den Zeiten des 30 jährigen 
Krieges noch Staatsmänner im eigentlichen Sinne 
des Wortes gehabt habe? Daß es ihm an Staats- 
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und Fürſtendienern nicht gemangelt habe, dar— 
über iſt man freilich allgemein einverſtanden. Allein 
der Staatsmann unterſcheidet ſich in demſelben 
Maaße von dem Staatsdiener, als der Mann 
von dem Diener. Die erſten und weſentlichſten 
Eigenſchaften des Mannes im eigentlichſten Sinne 
des Wotes ſind: Entſchiedenheit, Feſtigkeit und 
Kühnheit. Die nothwendigen Eigenſchaften eines 
Dieners dagegen ſind: das Streben dem Herrn 
zu gefallen, die Fähigkeit nach deſſen Anſichten ſich 
zu ſchmiegen, und die Angſt demſelben zu mißfallen. 

Der Staatsmann leitet den Staat, der Staats- 
diener läßt ſich von den Verhältniſſen des Staates 
leiten, der Fürſtendiener wird beſtimmt durch die 
Launen ſeines Herrſchers. Nur der Staatsmann 
hat denjenigen Standpunkt inne, welcher ihm einen 
freien Ueberblick über die Verhältniſſe des Staates 
möglich macht, nur der Staatsmann kennt die 
eigentlichen und wahren Bedürfniſſe des Staates, 
nur er verſteht es, durch ſeine ſchöpferiſche Kraft 
die Strebungen eines Volkes nach dem Ziele hin— 
zulenken, nach welchem bewußt oder unbewußt alle 
Völker ſtreben: es iſt die Freiheit im Geleite der 
Ordnung. Nur ſie kann eine Nation in Kunſt 
und Wiſſenſchaft, in Handel und Gewerbe den 
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äußern und den innern Feinden gegenüber groß 
und glücklich machen. 

Der Staatsmann blickt weiter als bis zum 
kommenden Tage, ſeine Pläne haben einen tieferen 
Grund als die Verhältniſſe eines Augenblicks. Der 
Staatsdiener, welcher ſich der untergeordneten 
Stellung eines Dieners bewußt iſt, welcher nie ver— 
gißt, daß er jeden Augenblick von derſelben Hand 
weggeworfen werden kann, welche ſich bisher ſeiner 
bediente, — der Staatsdiener kann ſich nur ab— 
mühen, über die Verlegenheit des Tages hinweg 
zu kommen und daher beſteht ſein ganzes Thun 
nur in dem Streben, weder in der Charybdis der 
fürſtlichen Ungnade, noch in der Scylla des Un- 
willens des Volkes unterzugehen. 

Der Staatsmann fängt da an, wo der Staats⸗ 
diener aufhört. Der Staatsdiener gelangt im Ver— 
laufe langer Dienſtjahre niemals ſo weit als der 
Staatsmann gelangt iſt, im Augenblicke da er die 
ihm anvertraute Stelle übernimmt. Der Staats⸗ 
mann verſteht es, einen Sieg zu benutzen, der 
Staatsdiener fürchtet ſich nicht weniger vor den 
Folgen eines entſchiedenen Sieges (welcher ihn 
überflüſſig oder gefährlich machen kann), als vor 
denjenigen einer Niederlage. 
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Weil wir in Deutſchland feit langer Zeit nur 
Staatsdiener und keine Staatsmänner gehabt, war 
niemals ein großartiger Fortſchritt zum Beſſern 
möglich. Die Staatsdiener haben mehr oder weniger 
ſelbſt den Mitgliedern unſerer Ständeverſamm— 
lungen ihre Engherzigkeit mitgetheilt, und daher 
ſehen wir auch unter den letzteren ſo wenige 
Männer, welche die Anlagen des Geiſtes von 
wahren Staatsmännern beſitzen. 

In unſerm deutſchen Vaterlande beſtehen aller: 
dings Schulen für Staatsdiener, und zwar nicht 
in geringer Anzahl. Den Aſpiranten des Staats- 
dieuſtes wird von ihrem ſechſten Jahre an ganz ge: 
nau vorgeſchrieben, was ſie zu lernen haben, um 
die erforderlichen Prüfungen beſtehen zu können. 
Haben ſie vorſchriftsmäßig den ganzen Kreislauf 
durch die niederen und höheren Schulen zurück— 
gelegt, haben ſie ſämmtliche angeordnete Prüfungen 
glücklich überſtanden, fo kommen fie unter den Ein⸗ 
fluß der mehr oder weniger regelmäßig geführten 
Conduitenliſten, unter welchem ſie ſo lange bleiben, 
bis ſie ſelbſt Conduitenliſten führen. Auf dieſe 
Weiſe können allerdings Staatsdiener gebildet wer⸗ 
den, welche den beſtehenden Staatsmechanismus 
kennen, und die mittelbar oder unmittelbar aus- 
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geſprochenen Befehle ihrer Vorgeſetzten ausführen 
lernen. Allein Männer, welche ſchoͤpferiſche Kraft, 
Entſchiedenheit, Feſtigkeit und Kühnheit beſitzen, 
halten es in einem ſolchen, durch die Steppen der 
Kanzleien und die Sandwüſten der Schriftlichkeit 
führenden Fahrgeleiſe nicht lange aus. Früher 
oder ſpäter werden ſie ſich von demſelben, wenn 
auch mit ſchweren Opfern, losſagen, um ihren 
eigenen Weg durch die Welt zu gehen. In Eng- 
land und Nordamerika, woſelbſt es Staatsmän— 
ner im eigentlichen Sinne des Wortes gibt, fin— 
den ſich auch die zu deren Bildung erforderlichen 
Vorbereitungsanſtalten. Dieſe beſtehen freilich 
nicht blos in Schulen, Prüfungen und Conduiten— 
liſten, nicht in Jahrzehnten voll Büchergelehrſam— 
keit und Actenſtaub, ſondern in einem Streben, 
welches das Lernen mit dem Handeln, das bürger— 
liche Leben mit dem Staatsleben verbindet. Eine 
Kaſte der Staatsdiener, welche nur durch ihren 
Staatsdienſt Brod nnd Einfluß erlangt, gibt es 
dort gar nicht. Wer durch Entziehung ſeines Amtes 
auf einmal von einem einflußreichen und wohlha— 
benden Manne mit den ſchönſten Ausſichten in die 
Zukunft zu einem Manne ohne alle Hoffnung ge— 
macht werden kann, der iſt kein Staatsmann. 
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Wie ſollte Der Entſchiedenheit, Feſtigkeit oder gar 
Kühnheit an den Tag zu legen aufgefordert werden? 
Bevor er ein entſchiedenes Wort vermöoͤge feiner 
Stellung ſprechen darf, hat er aufgehört ein junger 
Mann zu ſein. Die Entſchiedenheit bildet die 
Vorausſetzung der Feſtigkeit und der Kühnheit. 
Wie ſollte unſer deutſcher Staatsdiener feſt und 
kühn werden, da er es zur Entſchiedenheit erſt 
bringt, wenn er oben ſteht und daher keinen Wi— 
derſpruch mehr zu befürchten hat? 

Staatsmänner werden daher bei uns in Deutſch— 
land aus der Kaſte der Staatsdiener niemals 
hervorgehen, wie fie bisher niemals aus derſelben 
hervorgegangen ſind. So lange wir eine abge— 
ſchloſſene Kaſte von Staatsdienern im ausſchließ— 
lichen Beſitze aller Staatsämter ſehen, können wir 
nicht erwarten, Staatsmänner in Deutſchland am 
Ruder zu ſehen. Die Schulen unſerer Staats- 
künſtler ſind unſere Ständeverſammlungen. Das 
haben die Regierungen unſerer konſtitutionellen 
Staaten ſelbſt wohl erkannt, indem ſie nicht ſel— 
ten aus deren Mitte ihre höheren Staatsbeamten 
wählten. Allein die Zahl derjenigen, welche aus 
dieſer Schule in öffentliche Aemter übergingen, 
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als daß fie im Stande geweſen wären, dem Ka— 
ſtengeiſte der Staatsbeamten ein Ende zu machen. 
Die Kafte wußte im Gegentheil ſolchen Männern 
früher oder ſpäter ihren Geiſt einzuhauchen, und 
ſo wurden auch ſie Staatsdiener. 

Wozu eine Staatsleitung vermittelſt einer ge— 
geſchloſſenen Kaſte von Staatsdienern führt, haben 
wir in den Kriegsjahren von 1793 bis 1810 zur Ge— 
nüge erfahren. Der Staatsdiener will vor allen 
Dingen nichts wagen, er denkt an Weib und Kind 
und iſt daher bereit, jedem zu dienen, der ihn bezahlt. 
Mit der größten Leichtigkeit wurden daher die vor— 
mals kölniſchen, trieriſchen und mainzeriſchen, die 
vormals hanöveriſchen, kurheſſiſchen und braun— 
ſchweigiſchen Staatsdiener und Militärperſonen 
feiner Zeit franzöſiſche und weſtphäliſche Staats- 
diener und Offiziere. Die Schlacht von Jena beſ— 
ſerte die Kaſte der Staatsbeamten keineswegs. In 
den begeiſterten Jahren von 1813 bis 1815 zogen 
ſich dieſelben klug vom Schauplatze der Gefahr 
zurück, überließen es andern bevorzugten Geiſtern, 
die Nation zum Kampfe gegen den auswärtigen 
Feind anzuregen und zu leiten. Allein kaum war 
die Gefahr vorüber, noch war der Frieden nicht 
geſchloſſen, ſo krochen die alten Büreaukraten 
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aus ihren Löchern wieder hervor, verficherten die 
Fürſten ihrer Unterwürfigkeit und Dienſtwilligkeit 
und wurden nach und nach faſt aller Orten zwar 
einerſeits gehorſame Diener der Fürſten, allein 
andererſeits ſehr unbequeme Beherrſcher und Des— 
poten der Völker. 

Unſere deutſchen Staatsdiener, welche immer 
nur nach der einen Seite hin dienen und nach der 
anderen hin befehlen wollen, werden immer zufrie- 
den ſein, wenn ihnen Gelegenheit geboten wird, 
den einzigen Beruf, den ſie verſtehen und welcher 
ihnen Brod ſichert, auszuüben. 

Der Staatsmann wird es verſchmähen, dann 
noch am Ruder des Staates zu bleiben, wenn er 
nicht mehr nach denjenigen Grundſätzen verwalten 
kann, welche ſeinem ganzen Leben ſeine Bedeutung 
geben. Der Staatsmann wird nicht heute dem 
Kurfürſten von Heſſen und morgen dem König 
von Weſtphalen, heute dem monarchiſchen und 
morgen dem landſtändiſchen oder gar republikani— 
ſchen Prinzipe ſeinen Arm und ſeinen Kopf leihen. 
Ein Land iſt leicht zu erobern, welches von einer 
verhältniß mäßig nicht zahlreichen Kaſte beherrſcht 
wird, deren Privatvortheil es mit ſich bringt, die 
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glücklichen Eroberers zu vertauſchen. Wo der ganze 
Staatsmechanismus durch die Vertreibung einer 
einzigen Perſon in Stocken gebracht wird, wo ſich 
an dieſe alle Fäden anknüpfen, welche den Staats— 
Organismus in Gang erhalten, da iſt es von be— 
ſonderer Wichtigkeit, daß die Organe, welche be— 
rufen ſind, den höchſten Willen zu ermitteln, einen 
gewiſſen Grad von Selbſtſtändigkeit und Unab— 
hängigkeit beſitzen, widrigenfalls die alte Gewohn— 
heit, ſich einem höheren Herrſcherwillen blind zu 
unterwerfen, gar zu leicht jeder momentanen Um— 
wälzung oder Eroberung Dauer und Beſtand zu 
geben verſpricht. 

Gegen ein derartiges Verfahren bietet nur die 
Entſchiedenheit, Feſtigkeit und Kühnheit der Staats— 
männer, welche dieſelben Gefühle in den Bürgern 
wiſſen, Sicherheit, während das Beiſpiel und die 
gewohnheitsmäßige Fügſamkeit der Staatsdiener 
auch auf die Maſſen des Volkes den verderblichſten 
Einfluß ausübt. 

In ruhigen Zeiten, in Zeiten ohne Gefahr und 
ohne Gährung, mag das Beiſpiel der gehorſamen 
Staatsdiener auch die Völker zum Gehorſam be— 
ſtimmen. Allein in bewegten gefahrvollen Zeiten 
wird die Unſicherheit, die Halbheit und die Rüd- 
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ſicht für Frau und Kind, welche den Staatsdienern 
eigenthümlich ſind, die dem Volke inwohnende 
Kraft des Widerſtandes lähmen, wenn nicht gänz⸗ 
lich vernichten. In demſelben Maaße, als die 
Zeiten bewegter und gefahrvoller werden, muß 
nothwendig die Kaſte der Staatsdiener mehr und 
mehr ihre Unfähigkeit bekunden, und die bereits 
beſtehenden Gefahren noch vergrößern. Es läßt 
ſich nicht läugnen, es zieht eine mächtige Bewegung 
durch ganz Europa, alle Anzeichen drohender 
Stürme find vorhanden. Wir bezweifeln, daß un- 
ſere deutſchen Staatsdiener jene Bewegung zu 
lenken, dieſe Stürme zu beſchwören verſtehen werden. 


Achtzehnter Abſchnitt. 


2. Die einzelnen Hauptzweige der 
Staatsverwaltung. 


Die Gerechtigkeitspflege. 


Der erſte und wichtigſte Verwaltungszweig je— 
des Staates iſt die Gerechtigkeitspflege. Denn auf 
dieſer beruht zunächſt das Vertrauen des Volkes 
oder fein Mißtrauen gegen die geſammte Staats- 
verwaltung. Von jeher ließen ſich die Volker von 
allen übrigen Zweigen der Staatsverwaltung vieles 
gefallen. Von dem Soldaten iſt der Bürger mehr 
oder weniger aller Orten eine gewiſſe Gewaltthä— 
tigkeit gewöhnt, welche es mit dem Rechte ſo 
genau nicht nimmt. Dem Finanzmann traut der 
Bürger ſelten eine vollkommene Unempfänglichkeit 
für die Reize des Goldes zu. Allein gegen alles 
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Unrecht, welches ihm, ſei es von Privatperſonen 
oder von Staatsbeamten widerfährt, ſucht und er— 
wartet das Volk Schutz bei den Gerichten. Wenn 
es auf dieſen nicht mehr rechnen kann, ſo verliert 
es den Glauben an die Staatsverwaltung über— 
haupt, ſo ſieht es nur Hülfe in der eigenen Kraft, 
ſo wird es mit Gewalt zur Revolution gedrängt. 
Bei der Betrachtung der Gerechtigkeitspflege wer— 
den wir, was die bei derſelben betheiligten Per— 
ſonen betrifft, die oberſte Verwaltungs-Behörde, 
(das Juſtiz⸗Miniſterium) die Richter und den Be— 
amtenſtand zunächſt in's Auge zu faſſen haben. 
Die oberſte Verwaltungs-Behörde der Gerech— 
tigkeitspflege, das Juſtizminiſterium, hat keine 
andere Aufgabe, als dafür zu ſorgen, daß die Ge— 
rechtigkeitspflege in allen ihren Theilen den ewi— 
gen Geſetzen der Gerechtigkeit mehr und 
mehr entſprechend werde. Es hat daher die Er— 
laſſung ſolcher Geſetze, die Anſtellung und Beauf— 
ſichtigung ſolcher Richter und Anwälte zu veran⸗ 
laſſen, welche jenen ewigen Geſetzen ſo nahe als 
möglich kommen, bezugsweiſe die möglichſt treuen 
Hüter derſelben find. Allein unſere Juſtiz-Mini— 
ſterien denken niemals an die ewigen und unver— 
änderlichen Geſetze der Gerechtigkeit, welche beſtan— 
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den, bevor es noch Juſtiz-Miniſterien gab, und 
beſtehen werden, nachdem dieſelben alle von dem 
Schlunde der Zeiten werden verſchlungen worden 
ſein. Sie denken in der Regel nur daran, die 
Intereſſen ihrer Brodherren zu fordern und das— 
jenige Syſtem in dem Leben des Volkes einzu— 
bürgern, welches ihre Brodherren für das ihnen 
erſprießlichſte erachten. Weit entfernt daher, Ge— 
ſetze zu veranlaſſen, welche der ewigen Gerech— 
tigkeit entſprechen, wirken ſie nur dahin, Geſetze 
herbeizuführen, welche das Volk mehr und mehr 
knechten und die Willkührſchaft unſerer bevorzug— 
ten Stände mehr und mehr ſichern ſollen. Weit 
entfernt, bei der Anſtellung von Richtern und 
Anwälten zunächſt auf unerſchütterliches Rechts— 
gefühl, Feſtigkeit des Charakters und Rein— 
heit des Lebenswandels zu ſehen, befördern ſie 
ſolche Leute mit Vorliebe, welche am bereitwillig— 
ſten ſind, die ihnen von oben gegebenen Winke 
zu beachten und ſich als willenloſe Werkzeuge der 
Machthaber gebrauchen zu laſſen. Daher iſt der 
Richterſtand, welcher früher ſo hoch geachtet war, 
in den Augen des Volkes faſt aller Orten in dem 
monarchiſch-ariſtokratiſchen Europa auf's tiefſte ge— 
ſunken. Das Vertrauen in den Richterſtand iſt 


überall vernichtet worden. Kaum konnte es auch 
anders ſein, denn die meiſten Juſtizminiſter neuerer 
Zeit waren größtentheils nichts anders als beſol— 
dete Diener der Ungerechtigkeit, als feile Werkzeuge 
in den Händen ihrer Brodherren. Ihre Aufgabe 
beſtand nicht darin, in den Richtern und den An— 
wälten einen edelen Geiſt männlicher Unabhängig— 
keit zu erwecken und groß zu ziehen, ſondern darin, 
wenigſtens in allen kirchlichen und politiſchen Fra— 
gen jede Regung der Unabhängigkeit im Keime zu 
erſticken. Unter dem Einfluſſe von Juſtizminiſtern 
wie z. B. von Kampz, v. Uhden und du Thil 
wurden Prozeſſe möglich, welche ſelbſt in vergan— 
genen Jahrhunderten ihres gleichen nicht hatten. 
Wer gedächte hierbei nicht an die Bewohner 
des Spielbergs, Sylvio Pellico und ſeine Genoſſen, 
an Meyen, Walesrode, Schlöffel und die vielen 
anderen in Preußen, an den Bürgermeiſter Behr, 
an Eiſenmann, Siebenpfeiffer und andere in Bayern, 
an Seidenſticker, Kirſten u. ſ. w. in Hannover, 
an Jordan in Kurheſſen, Weidig in Heſſen-Darm— 
ſtadt u. ſ. w. Wir wollen das Regiſter nicht ver— 
größern. Es würde viele Spalten füllen, ) 


*) G. Struve, öffentliches Recht des deutſchen Bun— 
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ſollte es vollſtändig werden. Von manchen dieſer 
Unglücklichen liegen dem Publikum die Akten ihrer 
Prozeſſe in ziemlicher Vollſtändigkeit vor, ſo bei 
Walesrode von Königsberg, bei Schlöffel aus 
Schleſien, bei Jordan aus Marburg. Ueber man— 
chen dieſer Prozeſſe ſchwebt aber noch immer ein 
geheimnißvolles Dunkel. | 

Wir wollen die Frage hier nicht unterſuchen, ob 
die abſetzbaren, verſetzbaren und penſionirbaren Rich— 
ter, welche in Angelegenheiten Derjenigen urtheilen 
ſollen, von welchen ihr Brod, ihre Ehre und ihre 
Zukunft abhängen, dem Angeſchuldigten Vertrauen 
zu ihren Richterſprüchen einflößen können. Wir 
wollen überhaupt nicht prüfen, ob Unſchuldige für 
ſchuldig erklärt wurden oder nicht. So viel iſt 
actenmäßig, daß Unſchuldige, bevor ihre Unſchuld 
ſelbſt von den abſetzbaren, verſetzbaren und penſio— 
nirbaren Richtern erkannt worden war, Qualen 
haben erdulden müſſen, welche, wenn ſie auch nicht 
den Namen der Tortur an ſich trugen, dennoch die 
Wirkungen der Tortur auf fie machten. Wir er- 
innern nur an die Blechſchirmgefängniſſe der Haus— 
vogtei zu Berlin, in welchen der wackere Schloͤffel 
faſt ſeinen Tod gefunden hätte. Man denke ſich 
ein Gefängniß, in welches nur durch eine Röhre 
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von oben herab der Lichtſtrahl fällt und friſche 
Luft eindringt! Wir erinnern nur an die Be- 
taſtung des entkleideten Körpers durch die Hände 
eines rohen Gefängnißwärters, an die Stoͤße und 
Püffe der Gensd'armen, welche derſelbe wackere 
Mann auszuhalten hatte. Wir weiſen auf den 
zerrütteten Geſundheitszuſtand, in welchem Jordan 
ſein Gefängniß verließ. Und dieſe Männer wur— 
den für unſchuldig erklärt. Wir gedenken des 
ſchreckenvollen Todes, den Weidig ſtarb, und aller 
der Martern, welche dieſem vorhergingen. 
Wenn Männer, wie die genannten, welche ein— 
flußreiche Freunde hatten, welche ſelbſt moraliſche 
Kraft und hohe Bildung beſaßen und dadurch ihren 
Unterſuchungsrichtern gewiſſe Schranken zu ſetzen 
wußten, wenn ſolche Männer viel zu leiden hatten, 
was muß erſt jenen armen unbekannten, jungen 
Leuten zu Theil geworden ſein, welche ohne Freunde 
und ohne höhere moraliſche Kraft ihren Unterſuch— 
ungsrichtern gegenüber ſtanden? Der häufig ein— 
getretene Wahnſinn und Selbſtmord iſt die bedeu— 
tungsvolle Antwort auf dieſe Frage. 

Unſere Juriſten ſehen mit großer Verachtung 
auf die Periode der Hexenprozeſſe zurück. Wir 
ſagen ihnen aber voraus: es wird eine Zeit kom— 
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men, da man auf die Hochverraths- und Majeſtäts⸗ 
prozeſſe unſerer Tage mit nicht geringerem Abſcheu 
blicken wird. Die Juriſten zur Zeit der Hexen— 
prozeſſe theilten mit der großen Mehrzahl ihrer 
Mitbürger den Hexenglauben, allein den Juriſten 
unſerer Tage ſteht die große Mehrzahl ihrer Mit- 
bürger in Betreff ihres Verfahrens in Hochver— 
raths- und Majeſtätsprozeſſen feindlich gegenüber. 
Die große Mehrzahl der Deutſchen unſerer Tage 
betrachtet Männer, wie Walesrode, Jordan, Schlöffel, 
Weidig für Märtyrer einer gerechten Sache, für 
Opfer der Verfolgung von Gegnern, welche dem 
deutſchen Vaterlande ſeine urkundlichen Rechte vor— 
enthalten, und ſeine ewigen und unveräußerlichen 
Rechte mit Füßen treten. 

Die Juriſten unſerer Tage können ſich nicht 
entſchuldigen mit der Stimme des Volkes, welche 
die Juriſten in den Tagen der Hexenprozeſſe für 
ſich hatten. Die Juriſten der Hochverraths- und 
Majeſtätsprozeſſe unſerer Tage übertreffen die Ju— 
riſten der Hexenpozeſſe an Grauſamkeit in dem⸗ 
ſelben Maße, als unſere Geſetzgebung gelinder iſt, 
als diejenige des 17. Jahrhunderts, und an Un- 
terwürfigkeit unter fremdartige Einflüſſe in dem⸗ 
ſelben Maße, als die öffentliche Meinung jetzt 
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aufgeklärter und kräftiger geworden iſt, als vor 
zwei Jahrhunderten. Die Zeit wird kommen, da 
die Hochverraths- und Majeſtätsprozeſſe unſerer 
Tage als Maßſtab unſerer politiſchen Zuſtände 
gelten werden. 

Zu den Hochverraths- und Majeſtätsprozeſſen 
der bezeichneten Art kommen in neuerer Zeit noch 
die Prozeſſe wegen Gottesläſterung und Gottes— 
leugnung hinzu, mit deren Hülfe alle diejenigen 
Lehrer und Schriftſteller, welche nicht ſymbolgläubig 
ſind, zum Symbolglauben oder doch zum Heucheln 
desſelben gezwungen werden ſollen. In dieſer 
Richtung hat ſich neuerdings Kurheſſen beſonders 
hervorgethan. 

Bei allen dieſen Verhandlungen nahm übrigens 
der Anwaltſtand, wenn auch nicht oft eine kräftige 
Stellung gegen die Regierung, doch keine gleisne— 
riſche zu ihren Gunſten ein. Nicht ſelten that er 
ſogar ſeine Pflicht mit großer Selbſtverleugnung, 
Thatkraft und Entſchiedenheit, wenn ſchon ſeine 
Beſtrebungen keine Anerkennung fanden, und ihm 
oft Verfolgungen zuzogen. 

Es war eine Zeit, da bildete der Anwaltſtand 
ein Anhängſel der Büreaukratie. Er ſtand damals 
in der Mitte zwiſchen dem Kanzleiperſonal, der 
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Schreibſtubenherrſchaft und den gelehrten Mitglie— 
dern derſelben. Dieſer Zuſtand beſteht in Oeſter— 
reich und Altbayern noch ziemlich ſo fort. Man 
kann ihn bezeichnen als „die gute alte Zeit“ der 
Anwaltſchaft: nur allerdings nicht in dem Sinne, 
daß die Geſchäfte der Parteien beſonders raſch, 
wohlfeil und gewiſſenhaft beſorgt worden wären, 
vielmehr gut in dem Sinne, wie man überhaupt 
von der „guten alten Zeit“ ſpricht. Damals galt 
der Grundſatz: eine Hand wäſcht die andere. Der 
Beamte controllirte den Anwalt nicht ſo ſcharf und 
ſah ihm manchesmal durch die Finger; der Anwalt 
that dem Beamten den gleichen Dienſt. Dabei 
führten beide ein behagliches Leben auf Koſten des 
Volkes. So ſtanden die Verhältniſſe bis zu der 
Zeit, da die deutſche Nation von ihrem Schlummer 
erwachte, Garantien für ihre Rechtszuſtände ver- 
langte und erkannte, daß ſie bei dieſem Verlangen 
ſich auf die Staatsdiener nicht verlaſſen könne. 
Das Volk ſtand einer wohlgegliederten, mit Ge— 
lehrſamkeit und gründlichen! Kenntniſſen in Be— 
treff der politiſchen und kirchlichen Zuſtände des 
Volkes ausgerüſteten Büreaukratie gegenüber, und 
bedurfte, um ſeine Anſprüche zu begründen und 
durchzuführen, des Rathes und der Unterſtützung 
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von Männern, welche an Gelehrſamkeit und Ge— 
ſchäftskenntniß hinter den Staatsdienern nicht zu— 
rück ſtanden. Solche Männer fanden ſich faſt in 
keinem andern Stande, als in demjenigen der An— 
wälte. Allerdings gibt es noch immer unter den 
Staatsdienern, unter dem Adel, unter der Geiſt— 
lichkeit und unter dem Militärſtande tüchige Män⸗ 
ner, welche, ungeachtet ihrer abhängigen Stellung, 
dennoch den Muth haben, die Rechte des Volkes 
den Regierungen gegenüber zu vertreten. Auch 
gab es und gibt es noch immer eine nicht geringe 
Anzahl von Männern, welche, ohne in einem be— 
ſtimmten gelehrten Stande zu ſtehen, ſich gründ— 
liche Kenntniſſe über die Bedürfniſſe ihres Volkes 
und die Mittel, dieſelben zu befriedigen, erworben 
haben. Allein der Anwaltſtand, das zeigte ſich 
bald, lieferte aller Orten in Deutſchland, wo ſich 
der Kampf des Volkes um erhöhte Rechtsgarantien 
entwickelte, den bedeutendſten Theil derjenigen 
Männer, welche mit der Unabhängigkeit ihrer 
äußeren Stellung die erforderlichen Kenntniſſe, Ta⸗ 
lente und Fertigkeiten verbanden, um die Rechte 
des Volkes mit Nachdruck geltend zu machen. 
Faſt aller Orten ſchlug ſich die überwiegende 
Mehrheit der Anwälte auf die Seite des Volkes. 
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Die natürliche Folge hievon war, daß ſich der 
Anwaltſtand den Haß und die Verfolgungswuth 
der Büreaukratie im höchſten Grade zuzog. Die 
Zeit des Friedens zwiſchen der Büreaukratie und 
dem Anwaltſtande hörte auf. Man ſah ſich 
gegenſeitig nicht mehr durch die Finger. Die An— 
wälte übten eine ſchärfere Controlle als früher 
über die Geſchäftsführung der Beamten, was ihnen 
dieſe in mannichfaltiger Weiſe zu vergelten wußten, 
nicht blos im kleinen Kriege bei der Dekretur der 
Deſerviten, bei der Behandlung der einzelnen Pro— 
zeßſachen, ſondern auch im großen Kriege vermit— 
telſt der Erlaſſung neuer Taxordnungen, neuer 
Regulative in Betreff des Anwaltſtandes und 
neuer Anwaltsordnungen. Der klar und deutlich 
ausgeſprochene Zweck der Büreaukratie wurde nun— 
mehr, den Anwaltſtand in dieſelbe abhängige Lage 
der Staatsregierung gegenüber zu verſetzen, in 
welcher ſich die eigentlichen Staatsdiener ſchon be— 
fanden. Dieſes gelang mehreren deutſchen Staats— 
regierungen, namentlich der bayriſchen, faſt über, 
ihre eigne Erwartung, und die Folge davon war, 
daß das Volk aufhörte, in dem Anwaltſtande eine 
feſte Stütze, den Anmaßungen und Uebergriffen der 
Büreaukratie gegenüber, zu beſitzen. In vielen 
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Theilen Deutſchlands wurde das Volk von der 
Büreaukratie gänzlich getäuſcht. Sie ſtellte ihm 
die Anwälte als unrechtliche, ehrgeizige und hab— 
ſüchtige Menſchen dar, welche im Intereſſe des 
Volkes nothwendig gezügelt werden müßten. Das 
Volk ging in die Falle, es dachte nicht daran, daß 
mit den unrechtlichen, ehrgeizigen und habſüchtigen 
Anwälten auch die rechtlichen, die uneigennübigen- 
und aufopferungsfähigen in einen Zuſtand gänz— 
licher Abhängigkeit von der Staatsregierung ver— 
ſetzt werden ſollten. Das Volk ließ ſeine Vertre— 
ter im Stiche und verlor natürlich dieſelben wenig⸗ 
ſtens auf lange Jahre hinaus, bis zum Eintritt 
beſſerer Tage. Der Erfolg, womit die Maßregeln 
gegen den Anwaltſtand, namentlich in Bayern, ge— 
krönt worden waren, machte andere deutſche Re— 
gierungen lüſtern, dieſelben Früchte zu pflücken. 
Der Kampf der Büreaukratie gegen den Anwalt— 
ſtand dauert bis jetzt fort, und wird nicht eher 
endigen, bevor ihr Kampf mit dem Volke zu Ende 
gegangen ſein wird. Sollte es, was wir nicht 
erwarten, der Büreaukratie gelingen, auch den 
Anwaltſtand zu knechten, wie der Richterſtand ge— 
knechtet iſt, ſo würde die Rechtspflege dadurch nur 
Struve, Staatswiſſenſchaft IV. 4 
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noch immer tiefer herabgedruͤckt werden. Schon 
die theilweiſe Bedrückung der Anwälte, welche hier 
und dort ſtattgefunden, hat den nachtheiligſten Ein— 
fluß auf die Rechtspflege gehabt, indem ſie die Ver— 
theidiguug der Angeklagten in Unterſuchungsſachen, 
wie die Vertretung der Partheien in bürgerlichen 
Streitſachen ſchwächte, lähmte und häufig zu einer 
bloſen Komödie machte. 

In demſelben Maße als der Zuſtand der Ge: 
rechtigkeitspflege faſt aller Orten, insbeſondere aber 
in dem rechtsrheiniſchen Deutſchland tiefer ſank, 
wurde der Ruf nach neuen Geſetzbüchern, nach 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Verhandlungen, 
nach Geſchwornengerichten und Verbeſſerung des 
Gefängnißweſens immer lauter. Allein wie in 
neuerer Zeit jede Klage von unſeren Regierungen 
dazu benützt wurde, das Volk in ſchwerere Ketten 
zu ſchlagen, ſo auch hier. Man erließ daher wohl 
hier und da neue Geſetzbücher, allein denſelben 


lag der augenſcheinliche Zweck zu Grunde, den 


Freiheitsbeſtrebungen der Völker auf's entſchiedenſte 
entgegen zu wirken. Neue, früher unbekannte Ver— 
brechen wurden erfunden und mit ſchweren Strafen 
belegt. Der Begriff der alten wurde fo unbe: 
ſtimmt und ſchwankend geitellt, daß man alles mög— 
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liche darunter bringen konnte. Im Prozeſſe führte 
man hier und da wohl eine mehr oder minder be— 
ſchränkte Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Ge— 
richtsverhandlungen ein, allein man ertheilte zu 
gleicher Zeit den abhängigen Richtern, wie wir ſie ge— 
ſchildert haben, die Rechte von Geſchwornen, d. h. 
man entfernte die wenigen Garantien, welche das 
Volk früher noch gegen die Willkühr der beſoldeten 
Richter geſchützt hatten, und gab auf dieſe Weiſe 
alle mißliebigen Perſonen ſchutzlos den Verfol— 
gungen ihrer Gegner, der Machthaber, preis. 
Während man auf der einen Seite die Blechſchirm— 
gefängniſſe der Hausvogtei unverändert beſtehen 
läßt, führt man auf der anderen Seite das pen— 
ſylvaniſche Zellenſiſtem, und zwar nicht blos für 
die für ſchuldig erkannten Verbrecher, ſondern auch 
für die Unterſuchungsgefangenen ein. Jede Ver— 
änderung in der Geſetzgebung, welche für eine dem 
Zeitgeiſte gemachte Conceſäon ausgegeben wurde, 
enthielt immer die gefährlichſten, der Freiheit der 
Volker gelegten Schlingen. Auf ſolche Weiſe muß 
es jedem tiefer blickenden Menſchen klar geworden 
ſein, daß unter dem Einfluß der jetzigen Macht— 
haber nie und nimmermehr eine Verbeſſerung 


unſerer Rechts-Pflege zu erwarten iſt. Jede Ver— 
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beſſerung derſelben würde fie mit Gefahren be— 
drohen. Denn wo die Herrſchſucht, der Eigen— 
nutz und die Willkür frei ſchalten und walten, 
kann eine gewiſſenhafte Rechtspflege nicht beſtehen. 
Das fühlen auch unſere Machthaber gar wohl und 
deßhalb war es ſeit drei Jahrzehnden ihr ange— 
legentlichſtes Geſchäft, unſere Gerechtigkeitspflege 
von Grund aus zu verderben. 

Die Klagen über die Unſicherheit der Perſon und 
des Eigenthums werden jeden Tag ernſter. Dieb: 
ſtähle, Einbrüche, Raubanfälle und gefährliche Ver— 
wundungen kommen jetzt häufiger vor, als jemals 
früher. Alle politiſchen Parteien, ohne Unterſchied 
der Farbe, müſſen dieſe Erſcheinungen beklagen, 
wenn ſie nicht aller Sitte und allem Recht Hohn 
ſprechen wollen. Allein es handelt ſich nicht darum, 
nutzloſe Klagen anzuſtellen, ſondern darum, dem 
allſeitig anerkannten Uebelſtande abzuhelfen. Die 
flachen Polizeimenſchen ſind mit ihren Rathſchlägen 
ſchnell bei der Hand. Sie ſchlagen vor: eine Ver— 
mehrung des Polizeiperſonals und Verſchärfung der 
Polizeivorſchriften. Allein ſie bedenken nicht, daß 
diejenigen Staaten, welche verhältnißmäßig am 
meiſten Polizeimannſchaft und die ſtrengſten Poli— 
zeivorſchriften beſitzen, die Polizeiſtaaten im eigent- 
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lichen Sinne des Wortes, Oeſterreich und Preußen, 
keineswegs mehr Sicherheit der Perſon und des Ei— 
genthums bieten, als z. B. Baden und insbeſondere 
die Stadt Mannheim. Durch Vermehrung des 
Polizeiperſonals wird der Unſicherheit der Perſon 
und des Eigenthums bei unſern geſellſchaftlichen 
Zuſtänden ganz eben ſo wenig durchgreifend ge— 
ſteuert werden, als einer anſteckenden Krankheit 
durch die Vermehrung der Zahl der Aerzte. Wie 
die anſteckende Krankheit ihren Grund hat einer— 
ſeits in dem Anſteckungsſtoffe, anderſeits in der 
Empfänglichkeit der Menſchen für denſelben, ſo 
hat die Unſicherheit der Perſon und des Eigen— 
thums ihren Grund einerſeits in der von Tag zu 
Tag abnehmenden Achtung vor den beſtehenden Ver— 
hlältniſſen, und anderſeits in der durch die immer 
zunehmende Noth der großen Maſſe des Volkes 
begründeten Neigung zu Rechtsverletzungen. Soll 
die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums 
feſt begründet werden, ſo muß die Achtung 
des Volkes vor den beſtehenden Verhältniſſen 
gehoben, und ſeine Noth gemindert werden. 
Die Behörden müſſen mit dem guten Beiſpiele 
der Achtung der Geſetze dem Volke voran— 
gehen. Die beſtehenden Verhältniſſe müſſen in 
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Gemäßheit der beſtehenden Anſichten verändert 
werden. Die Laſt des Staates, welche jetzt faſt 
ausſchließlich auf dem Mittelſtande und auf den 
arbeitenden Klaſſen ruht, muß zu einem auſehn— 
lichen Theile von den bevorzugten Klaſſen über— 
nommen werden. Geſchieht dieſes nicht, ſo wird 
die Unſicherheit der Perſon und des Eigenthums 
von Jahr zu Jahr zunehmen, wenn man auch 
noch fo viele Polizeidiener beſolden und noch fo 
ſtrenge Polizeivorſchriften erlaſſen ſollte. Hätte 
man vor hundert Jahren, als die Noth in Ir— 
land ſchon groß, und die Achtung vor den be: 
ſtehenden Verhältniſſen klein war, in dem ange— 
deuteten Sinne gehandelt, ſo wäre jetzt Irland 
wohlhabend und man bedürfte weder einer Ver— 
mehrung des Aufſichtsperſonales, noch einer Ver— 
ſchärfung der Polizeivorſchriften, um die Sicherheit 
von Perſon und Eigenthum herzuſtellen. Bei uns 
iſt die Unſicherheit der Perſon und des Eigenthums 
noch weit entfernt von derjenigen Irlands. Wer 
es mit unſerem Vaterlande gut meint, iſt daher 
aufgefordert, nicht in derſelben oberflächlichen und 
grauſamen Weiſe zu wirken, wie es in Irland ge— 
ſchah, ſondern in derjenigen tief eingreifenden und 
milden Weiſe, wie wir ſie oben angedeutet haben. 
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Man befteuere ftatt der nothwendigen Aus gaben, 
die das Bedürfniß eines Menſchen überſteigenden 
Einnahmen, man erlaube dem Bürger in Schrift 
und Wort beſtehende Mängel zu rügen, man ge— 
währe ihm Freiheit der Perſon, Freiheit des Ge— 
wiſſens, man ſetze an die Stelle einer koſtſpieligen 
Geiſtlichkeit, Beamtenſchaft und ſtehender Heere 
eine volksthümliche Verwaltung in Kirche, Staat 
und Heer, dann wird ſich zu gleicher Zeit die Ach— 
tung vor den beſtehenden Verhältniſſen vermehren 
und die Noth des Volkes vermindern. Nur mit 
den Urſachen beherrſcht man die Folgen. Die Ur— 
ſachen der Unſicherheit der Perſon und des Eigen— 
thums beſtehen aber nicht in der zu geringen Zahl 
von Polizeidienern (wir haben deren nur zu viele!) 
und eben ſo wenig in der zu großen Milde der 
Polizeivorſchriften (ſie ſind viel zu ſtrenge!); wir 
haben nicht zu wenig, ſondern zu viel Polizei. Die 
viele Polizei, welche wir haben, koſtet Geld und 
macht das Volk arm und mißmuthig. Eine zahl— 
reichere und ſchärfere Polizei würde die Grund— 
urſache der Unſicherheit der Perſon und des Eigen— 
thums nur verſtärken. Doch wir fürchten ſehr, das 
Uebel, welches wir beklagen, muß noch ſchlimmer 
werden, bevor unſere Staatslenker deſſen Urſache 
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erkennen werden. Je ſpäter fie dieſelben jedoch 
erkennen, deſto ſchwerer werden ſie für ihre Blind— 
heit büßen. 

Es gibt eine gewiſſe Klaſſe von Menſchen, 
deren Vaterlandsliebe darin beſteht, die Schänd- 
lichkeiten zu verdecken, welche ſich im eigenen Lande 
zutragen, und als ſchlimmſte Feinde diejenigen zu 
behandeln, welche den Schleier dem Laſter und dem 
Verbrechen abreißen, auf daß es in ſeiner ganzen 
Schändlichkeit erkannt und bekämpft werde. Dieſe 
Klaſſe von bezahlten Patrioten hält es aber für 
einen Gewinn, die Mängel und die Gebrechen des 
Auslandes und insbeſondere der freiſinnigen Staa— 
ten deſſelben, im grellſten Lichte vorzutragen. 
Ueber die in Frankreich herrſchende Corruption 
wußten dieſe Patrioten gar vieles ihren deutſchen 
Leſern mitzutheilen. Allein von der deutſchen 
Corruption wollen fie nichts wiſſen. Dieſe, mei- 
nen ſie, müßte man unangefochten laſſen. An ein— 
zelnen Fällen iſt es immer am leichteſten, allge— 
meine Grundſätze anſchaulich zu machen. Zwei 
Fälle, von denen der eine ſich in Frankreich, der 
andere in Deutſchland zutrug, und welche beide 
unter ſich eine große Aehnlichkeit haben, bieten 
einen Anhaltspunkt der Vergleichung der Zuſtände 
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der Corruption in Deutſchland und in Frankreich. 


Wir meinen den tragiſchen Tod der Herzogin von 
Choiſeul⸗Praslin in Paris und den der Gräfin 
Görlitz zu Darmſtadt. Kaum war die Kunde 
des erſteren in das Pariſer Publikum gedrun— 
gen, ſo bekundete dasſelbe auf jede erdenkliche 
Weiſe den innigen Antheil, welchen es an dieſem 
ſchauderhaften Ereigniſſe nahm. Die Preſſe be— 
mächtigte ſich des Gegenſtandes. Alle Verſchie— 
denheit politiſcher Parteirichtung verlor ſich in 
dem allgemeinen Rufe nach Gerechtigkeit. Der 
Herzog von Choiſeul-Praslin war Pair von Frank— 
reich, Freund des Herzogs von Nemours und be— 
ſchützt von dem Könige ſelbſt. Allein keine Macht 
in Frankreich war groß genug, den Verbrecher vor 


der Unterſuchung der Gerichte ſicher zu ſtellen. 


Die Spuren, welche auf den Mörder führten, 
wurden von der geeigneten Gerichtsbehörde mit 
Eifer verfolgt, der Herzog, der Pair von Frank— 
reich, auf welchen ſie hinwieſen, wurde ſofort ver— 
haftet, und vor Ablauf weniger Tage war der⸗ 
ſelbe vollkommen überwieſen. Nichtsdeſtoweniger 
war das franzöſiſche Volk mit dem Gange der 
Unterſuchung nicht zufrieden, weil der Herzog von 
Choiſeul⸗ Praslin Gelegenheit gefunden hatte, ſich 
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dem Urtheil und deſſen Vollſtreckung durch 5 
mord zu entziehen. 

In Deutſchland und zwar in der nee 
Darmſtadt ſtarb vor mehreren Monaten die Grä— 
fin Gorlitz. Ihr Tod erfolgte unter ſo ungewöhn— 
lichen Umſtänden, daß ſich das Publikum mit dem— 
ſelben lebhaft beſchäftigte. Auch die Gerichte konn— 
ten nicht umhin, einzuſchreiten. Der Unter— 
ſuchungssrichter ſtellte 26 Vermuthungsgründe 
auf, aus welchen mit vollkommener Sicherheit her— 
vorging, daß weder ein Selbſtmord, noch ein zu— 
fällig eingetretener Todesfall, ſondern ein, mit 
großer Keckheit verübter Meuchelmord in Frage 
ſtehe. Das Publikum, welches man anfangs mit 
langen Abhandlungen über die Frage, ob ein Selbſt— 
mord oder ein zufälliger Tod anzunehmen ſei, be— 
ſchäftigte, gewann bald die Ueberzeugung, daß es 
ſich weder um den einen, noch um den andern, 
ſondern um einen Meuchelmord handele, welcher 
wo möglich noch ſchauderhafter ſei, als derjenige, 
welchen der Herzog von Choiſeul-Praslin an feiner 
Gattin beging. Das Publikum hegte dieſe Anſicht 
und ſprach ſie aus unter vier Augen, in kleinen 
Geſellſchaften, an der Wirthstafel und im Bier— 
hauſe. Allein Monate vergingen, bevor es ſeinen 
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Ausdruck in einem öffentlichen Blatte fand. Der 
Unterſuchungsrichter ſprach ſeine Anſicht ſchriftlich 
in den Acten aus und viele Wochen vergingen, be— 
vor dieſelben in umfaſſender Weiſe einen öffentli— 
chen Ausdruck fanden. Die Stimme des Publi— 
kums und des Unterſuchungsrichters wurden nicht 
beachtet. Das Hofgericht von Darmſtadt erklärte, 
es ſei kein Grund vorhanden, eine weitere Unter— 
ſuchung einzuleiten, und wiederum vergingen Wo— 
chen, bevor das Publikum von dieſer, ſeine heilig— 
ſten Gefühle für Recht und Gerechtigkeit fo nahe 
berührenden Entſcheidung Kenntniß erhielt. Einem 
in Heſſen-Darmſtadt verbotenen Blatte war es 
vorbehalten, den Schleier zu lüften, welcher den 
Tod der Gräfin von Görlitz früher verdeckt hatte. 

Wir fragen: wo iſt, in den beiden Fällen des 
Todes der Herzegin von Choiſeul-Praslin und des 
Todes der Gräfin von Görlitz, die Corruption, 
in Frankreich oder in Deutſchland? im franzöſi— 
ſchen oder im deutſchen Publikum, in den franzöſt— 
ſchen oder in den deutſchen Gerichten, in der 
franzöſiſchen oder in der deutſchen Preſſe, in den 
franzöfiihen, oder in den deutſchen allgemeinen 
politiſchen Zuſtänden? 
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Neunzehnter Abſchnitt. 


— ſ—— —— 


Die Finanzverwaltung. 
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Der Staat bedarf, wie jede andere Geſellſchaft, 
äußerer Mittel und insbeſondere auch Geldmittel 
zur Erreichung ſeiner Zwecke. In demſelben Maße, 
als die Kräfte, deren Entwicklung einem Staate 
anvertraut, mannichfaltiger und großartiger ſind, 
in demſelben Maße müſſen auch die Mittel zu 
deſſen Zwecke mannichfaltiger und großartiger ſein; 
allein in demſelben Maße wird auch die ſtrengſte 
Ordnung und Sparſamkeit in der Finanzverwaltung 
des Staates nothwendig. Wenn bei einer ein— 
fachen Geſellſchaft, welche nur wenige Geſellſchafts— 
Beamte und ein einfaches Syſtem der Einnahme 
und Ausgabe hat, Verſchwendung und Unterſchleife 
vorkommen, ſo iſt dieſes ſchon ſehr ſchlimm; allein 
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wenn ſolches vorkömmt bei einer zahlreichen Ge— 
ſellſchaft mit Hunderten oder gar Tauſenden von 
Geſellſchaftsbeamten, mit Tauſenden oder gar mit 
Millionen von Einnahme- und Ausgabepoſten, dann 
geht dieſe Geſellſchaft ihrem ſichern Verderben ent— 
gegen. Sind in einer ſolchen Geſellſchaft Ver— 
ſchwendung und Unterſchleife tief eingeriſſen, dann 
iſt es kaum mehr möglich, in die zerrütteten 
Finanzen Ordnung zu bringen; denn jeder einzelne 
Einnahme- und Ausgabepoſten bietet Gelegenheit 
zu Verſchwendung und Unterſchleifen, zu Be— 
ſtechungen und Betrügereien; jeder einzelne Be— 
amte iſt in unausgeſetzter Verſuchung, von ſeiner 
Amtsgewalt zu perſönlichen Zwecken Mißbrauch zu 
machen. Das Beiſpiel ſteckt an: ſowohl auf der 
einen Seite das Beiſpiel des Wohllebens, als auf 
der andern Seite das Beiſpiel der Unredlichkeit 
zum Zwecke der Erlangung der Mittel zur Befrie— 
digung angenommener Luxusbedürfniſſe. Das Bei— 
ſpiel der mannigfaltigen Handelsgeſellſchaften und 
Actienvereine, welche insbeſondere im Laufe der 
beiden letzten Jahrzehnte ſo zahlreich aufgetaucht 
ſind, zeigt uns im Kleinen, was die Geſchichte der 
Staaten uns im Großen vorführt. Viele derartige 
Vereine gingen unter, lediglich weil ſie ihre Ge— 
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ſchäfte zu ſehr ausdehnten, um eine genaue Cons 
trole der Finanzverwaltung möglich zu machen, weil 
die großen Gewinne, welche die Geſellſchaft machte, 
doch überwogen wurden durch die größern Ver— 
ſchwendungen und Unterſchleife, deren ſich die Ge— 
ſellſchaftsbeamten ſchuldig machten. 

Unmittelbar nach der Volkerwanderung, als 
die germaniſchen oder doch unter germaniſchem Ein— 
fluſſe neu gebildeten Staaten ibre Organiſation 
empfingen, war die Thätigkeit des Staates eine 
ſehr geringe. Sie beſchränkte ſich darauf, mit dem 
Auslande Krieg zu führen, und im Innern den 
allergrobften Störungen des Friedens entgegenzu— 
wirken. Das meiſte, was zur Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnung im Innern des Landes vor— 
genommen wurde, geſchah nicht durch Staatsbe— 
amte, ſondern nur unter deren Vorſitze durch ge— 
wöhnliche Staatsbürger. In dieſer Weiſe wurde 
namentlich die Rechtspflege in bürgerlichen und in 
Straf-Sachen gehandhabt. Der Staat bekümmerte 
ſich nicht um Handel und Gewerbe, um Kirchen 
und Schulen. Was man heut zu Tage Polizei 
nennt, kannte man nicht, ſo wenig als ſtehende 
Heere. Die vorhandenen Staatsländereien, welche 
den Staatsbeamten zu Lehen gegeben waren, reich— 
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ten aus, die geringen Bedürfniſſe des Staates zu 
befriedigen. Traten außerordentliche Fälle ein, ſo 
wandten ſich die Staatslenker an das Volk, baten 
um Hülfe und erhielten dieſelbe oder nicht, je 
nach den Umſtänden des beſondern Falles. Im Laufe 
der Jahrhunderte hat ſich übrigens dieſer Zuſtand 
des Staatslebens durchaus verändert. Der Staat 
hat eine Reihe von Beſtrebungen in ſein Bereich 
gezogen, um welche er ſich früher nichts bekümmerte. 
Die Rechtspflege iſt wenigſtens in den meiſten 
Staaten Europas faſt ausſchließlich in die Hände 
bezahlter Richter übergegangen. 

Bei den mannichfaltigen Verhältniſſen, in wel— 
chen die Volker jetzt ſtehen, können dieſelben mit 
Erfolg weder produciren, noch Handel treiben, 
ohne von dem Staate den erforderlichen Schutz 
und die nothwendigen Garantien erhalten zu haben. 
Landſtraßen und Kanäle, Kirchen und Schulen, 
ſtehende Heere und Flotten, alles dieſes ſteht jetzt 
unter dem unmittelbaren Einfluß des Staates, 
verſchlingt ungeheure Summen und hat daher die 
Finanzverwaltung im höchſten Grade verwickelt und 
ſchwierig gemacht. In neueſter Zeit haben die 
Staaten ſich noch vollends gar mehr oder weniger 
unmittelbar bei dem Bau und der Verwaltung der 
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Eiſenbahnen betheiligt. Die Summen, welche da— 
durch von den Staaten verbraucht werden, ſind 
zu groß, als daß ſie durch Abgaben aufgebracht 
werden könnten. Daher werden aller Orten An: 
leihen aufgenommen, welche gleichfalls wiederum 
Gelegenheit zu den großartigſten Unterſchleifen bie— 
ten. In Folge aller dieſer, insbeſondere das Fi⸗ 
nanzweſen unſerer monarchiſch-ariſtokratiſchen Staa— 
ten Europas betreffenden Verhältniſſe und der all— 
gemeinen politiſchen Zuſtände unſerer Zeit iſt das 
Staatsfinanzweſen faſt aller Orten in Europa in 
eine ſolche Verwirrung gerathen, daß dasſelbe wohl 
dem Gordiſchen Knoten verglichen werden kann, 
welcher ſich nur mit dem Schwerte loſen läßt. 

Im Laufe von 32 Friedensjahren haben ſich 
überall die Staatsſchulden außerordentlich vermehrt. 
Die Beamtenzahl hat ſich verdoppelt und verdrei— 
facht, die Beſoldungen der Beamten wurden er— 
höht. In vielen Staaten wie z. B. in Oeſtreich 
und Frankreich, ſind die Staatsſchulden und die 
laufenden Ausgaben in einem ſo hohen Grade ge— 
ſtiegen, daß immer neue Anlehen erfordert wer— 
den, um die unermeßlichen laufenden Ausgaben des 
Staates zu decken. Wenn wir die Grundſätze des 
Privatlebens auf unſer Staatsleben in Betreff 
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der Finanzfrage anwenden würden, ſo würden wir 
ſagen: ein Staat, welcher, nachdem er bankbrüchig 
geworden, im Laufe von 32 Friedensjahren die 
Summe ſeiner Capitalſchuld verſiebenfacht und die— 
jenige ſeiner Zinſen verzwölffacht hat, ein Staat, 
welcher ſeit 32 Jahren niemals mit ſeinen Ein— 
nahmen auskam, ſondern, um auskommen zu kön— 
nen, in der eben bezeichneten Weiſe ſeine Schul— 
den vermehren mußte, — ein ſolcher Staat geht 
unausbleiblich ſeinem Ruine entgegen. In dieſem 
Zuſtande befindet ſich aber geradezu die Oeſterreichiſche 
Finanzverwaltung. Die Franzöſiſche iſt nicht viel 
beſſer beſchaffen und diejenige der meiſten übrigen 
Staaten Europas iſt, wenn auch nicht ganz ebenſo 
von Grund aus verdorben, doch gleichfalls in einem 
ähnlichen Zuſtande. Deutſchland insbeſondere iſt 
dadurch im Verhältniß zu andern Ländern Europas 
ſo ſchwer belaſtet, daß es den Hofſtaat von nicht 
weniger als 35 ſouverainen Fürſten mit der ganzen 
Maſſe apanagirter Prinzen und Prinzeſſinnen, me— 
diatiſirter Grafen und Freiherrn und ſonſtiger Ade— 
liger zu unterhalten hat. Allein außer den uner— 
ſchwinglichen Koſten für dieſen Geburtsadel nebſt 
ſeinem ganzen Anhange von Hofmarſchällen, Cere— 
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das arme Deutſchland ebenſoviele Central-Verwal— 
tungsſtellen zu beſolden, als es Staaten zählt; 39 
Staatsminiſterien ſtatt eines einzigen, 39 Mini— 
ſterien der verſchiedenen Staatsverwaltungszweige 
ſtatt eines einzigen, und ſofort durch das ganze 
Alphabet des Staatslebens. Auf der einen Seite 
herrſcht, was die Ausgaben des Staates betrifft, 
kein volksthümliches Syſtem, ſondern nur der Ges 
danke vor, die Intereſſen der Fürſten dadurch zu 
wahren, daß man diejenigen der bevorzugten Stände 
mit denſelben untrennbar verſchlingt. Auf der 
andern Seite, was die Einnahmen betrifft, geht 
man von dem Grundſatze aus, bei der Erhebung 
und Vertheilung derſelben die bevorzugten Stände 
möglichſt zu ſchonen, d. h. die ganze Laſt des 
Staates dem Mittelſtande und ſelbſt dem Stande 
der beſitzloſen Arbeiter aufzuladen. Welches die 
Folgen einer ſolchen Finanzverwaltung waren, haben 
wir im Laufe dieſes Werkes bereits wiederholt an- 
gedeutet. Wir hegen die feſte Ueberzeugung, daß, 
wenn dieſem Unweſen nicht binnen kurzer Friſt in | 
durchgreifender Weiſe abgeholfen wird, ein Krieg 
der Armen gegen die Reichen, ein Vertilgungs— 
kampf der Beſitzloſen gegen die beſitzenden Klaſſen 
entſtehen muß. Die Geduld der Völker iſt aller 
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Orten erſchöpft, ihre zurückgelegten Sparpfennige 
ſind überall längſt verzehrt; Schulden und Laſten 
aller Art drücken ſie auf unerträgliche Weiſe. Noch 
ein Hungerjahr, wie wir es von 18*%47 erlebten, 
und die Aufſtände, welche in dieſer Zeit planlos 
und ohne Zuſammenhang ſtatt fanden, werden ſich 
wie ein Lauffeuer über das ganze weſtliche Europa 
verbreiten. Die große Maſſe des Volkes verſteht 
nicht ſehr viel von den leitenden Grundſätzen der 
Rechtspflege, des Handels und der Gewerbe, der 
Polizei, der Kirchen und Schulen, der Landmacht 
und Seemacht, allein ſie verſteht ſehr gut, daß der 
Hunger eine Qual iſt und daß übermäßige An— 
ſtrengung zu Siechthum und frühem Tode führt. 
Dieſes Verſtändniß iſt den Völkern Europas auf— 
gegangen und dieſes wird allen Beſitzenden Tod 
und Verderben bringen, wenn ſie ſich nicht auf 
die Seite der hungernden und darbenden Prole— 
tarier ſtellen. 

Das Recht auf Leben, das Recht auf Selbſter— 
haltung iſt das erſte unter den ewigen und un— 
veräußerlichen Rechten der Menſchheit. Dieſem 
Rechte kann nur dadurch Genüge geleiſtet werden, 
daß ſämmtliche jetzt beſtehende Abgaben, mit allei— 
niger Ausnahme der zum Schutze gegen das Aus— 
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land beſtehenden Zölle, abgeſchafft, daß die uner— 
ſchwinglichen Laſten, welche, ſei es auch aus pri— 
vatrechtlichen Geſchäften, dermalen auf der Klaſſe 
der beſitzloſen Arbeiter ruhen, ihnen abgenommen, 
daß der Grund und Boden, wie die Arbeit, von 
allen auf denſelben ruhenden Laſten, Abgaben und 
Beſchwerniſſen aller Art befreit werden und daß 
vermittelſt der vorhandenen Staats-Domänen, 
Kloſtergüter und Gemeindegüter den beſitzloſen 
Arbeitern zu Grundeigenthum verholfen werde. Iſt 
einmal durch Verwirklichung dieſer Maßregel das 
Loos der arbeitenden Klaſſen zu einem erträglichen 
gemacht, dann läßt ſich durch Einführung zweier 
Steuern, nemlich einer progreffiven (ſteigenden) 
Einkommenſteuer, einer progreſſiven Erbſchaftſteuer 
und einer tief eingreifenden Erſparniß in allen 
Zweigen der Staatsausgaben dem armen Volk 
weiter helfen. 

Die tief eingreifende Erſparniß müßte begonnen 
werden mit den Fürſtenhöfen, mit dem ſtehenden 
Heere und mit den zahlloſen Staatsangeſtellten. 
Die progreſſive Einkommenſteuer müßte auf fol— 
genden Grundſätzen beruhen: Nur derjenige zahlt 
dieſelbe, welcher mehr einnimmt, als ſein Lebens⸗ 
unterhalt erfordert. Demzufolge werden 3 Klaſſen 


II. Dieſe Prog 
die fol, 


— 


Klaſſe. Betrag d 

Erſte Klaſſe. 2000 
2 3000 
3 4000 
4 5000 
5 6000 
6 7000 
7 8000 
8 9000 
9 10000 
10 12000 
11 15000 
12 18000 
13 22000 
14 27000 
15 33000 
16 40000 
17 50000 
18 60000 
19 70000 
20 80000 
21 90000 
22 100000 
23 120000 
24 130000 
25 140000 
26 150000 
27 160000 
28 170000 
29 180000 
30 190000 
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nach Stämmen beibehalten werden.“ 


I. Dieſe Progreſſton könnte etwa folgende fein. 


Klaſſe. 


Erſte Klaſſe. 


Eine unverheirathete 


Perſon. 
fl. 500 — 750 
750 — 1000 
1000 — 2000 
2000 — 3000 
3000 — 4000 
4000 — 5000 
5000 — 6000 
6000 — 7000 
7000 — 8000 
8000 — 9000 
9000 — 10000 
10000 — 12000 
12000 — 15000 
15000 — 18000 
18000 — 22000 
22000 — 27000 
27000 — 33000 
33000— 40000 
40000 — 50000 
50000— 60000 
60000 — 70000 
70000 — 80000 
80000 — 90000 
90000 — 100000 
100000 — 110000 
120000 — 130000 
130000 — 140000 
140000 — 150000 
150000 — 160000 
160000 — 170000 
170000 — 180000 
180000 — 190000 


190000 — 200000 
200000 — 220000 
220000 — 240000 
240000 — 260000 
260000 — 280000 
280000 — 300000 
300000 — 350000 
350000 — 400000 
400000 — 500000 


500000 — 600000 


600000 — 700000 
700000 — 800000 
800000 — 900000 
900000 —1000000 
1000000 —1100000 
1100000 — 1200000 
1200000 — 1500000 
1500000 u. darüber 


(Zu Seite 69.) 


Eine verheirathete 


Perſon mit weniger 


als A Kindern 


fl. 750 — 1000 
1000 — 2000 
2000 — 3000 
3000 — 4000 
4000 — 5000 
5000 — 6000 
6000 — 7000 
7000 — 8000 
8000 — 9000 
9000 — 10000 

10000 — 12000 
12000 — 15000 
15000 — 18000 
18000 — 22000 
22000 — 27000 
27000 — 33000 
33000 — 40000 
40000 — 50000 
50000 — 60000 
60000 — 70000 
70000 — 80000 
80000 — 90000 
90000 — 100000 
100000 — 110000 
120000 — 130000 
130000 — 140000 


140000 — 150000 


150000 — 160000 
160000 — 170000 
170000 — 180000 
180000 — 190000 


190000 — 200000 
200000 — 220000 
220000 — 240000 
240000 — 260000 
260000 — 280000 
280000 — 300000 
300000 — 350000 
350000 — 400000 
400000 — 500000 
500000 — 600000 
600000 — 700000 
700000 — 800000 
800000 — 900000 
900000 — 1000000 
1000000 - 1100000 
1100000 — 1200000 
1200000 — 1500000 
1500000 — 1750000 
1750000 u. darüber 


Eine Perſon mit A | Betrag 


fl. 1000— 2000 
2000 — 3000 
3000 — 4000 
4000 — 5000 

5000 — 6000 
6000 — 7000 
7000 — 8000 
8000 — 9000 
9000 — 10000 

10000 — 12000 

12000 — 15000 

15000 — 18000 

18000 — 22000 

22000 — 27000 

27000 — 33000 

33000 — 40000 

40000 — 50000 

50000 — 60000 

60000 — 70000 

70000 — 80000 

80000 — 90000 

90000 — 100000 

100000 — 110000 
120000 — 130000 
130000 — 140000 
140000 — 150000 
150000 — 160000 
160000 — 170000 
170000 — 180000 
180000 — 190000 


190000 — 200000 
200000 — 220000 
220000 — 240000 
240000 — 260000 
260000 — 280000 
280000 — 300000 
300000 — 350000 
350000 — 400000 
400000 — 500000 
500000 — 600000 
600000 — 700000 
700000 — 800000 
800000 — 900000 
900000 — 1000000 
1000000 —1100000 
1100000 — 1200000 
1200000 —1500000 
1500000 —1750000 
1750000 —2000000 
2000000 u. darüber. 


oder mehr Kindern Stelern 
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II. Dieſe Progreſſion könnte etwa 
die folgende ſein. 


Betrag 
Klaſſe. Betrag der Erbſchaft. der 
Steuern. 


Erſte Klaſſe. 2000 
3000 
4000 
5000 
6000 
7000 
8000 
9000 

10000 
12000 
15000 
18000 
22000 
27000 
33000 
40000 
50000 
60000 
70000 
80000 
90000 

100000 

120000 

130000 

140000 

150000 

160000 

170000 

180000 

190000 

200000 

220000 

240000 

260000 

280000 

300000 

350000 

400000 

500000 

600000 

700000 

800000 

900000 

1000000 
1100000 
1200000 
1500000 
1750000 
2000000 
3000000 


3000 
4000 
5000 
6000 
7000 
8000 
9000 
10000 
12000 
15000 
18000 
22000 
27000 
33000 
40000 
50000 
60000 
70000 
80000 
90000 
100000 
110000 
130000 
140000 
150000 
160000 
170000 
180000 
190000 
200000 
220000 
240000 
260000 
280000 
300000 
350000 
400000 
500000 
600000 
700000 
800000 
900000 
1000000 
1100000 
1200000 
1500000 
1750000 
2000000 
3000000 


darüber. 
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gemacht, je nachdem ein Bürger unverheirathet iſt, 
Familie beſitzt und mehr als 3 Kinder hat. Der 
erſtere hat 500 fl. jährlich, der zweite 759 fl. 
jährlich, der dritte 1000 fl. jährlich frei von der 
Einkommenſteuer; die Mehr-Einnahme wird aber 
verſteuert ) in einer bis zu 50 Procent ſteigenden 
Progreſſion. Jeder ſchätzt ſeine Einnahme ſelbſt. 
Scheint dieſelbe zu minder gegriffen, ſo tritt an 
feine Stelle ein Geſchwornengericht. Die pro— 
greſſive Erbſchaftſteuer wäre nach folgenden Grund— 
ſätzen zu erheben: Jeder Erbſchaftstheil, welcher 
weniger beträgt, als erforderlich iſt, um ein ſelbſt— 
ſtändiges Geſchäft zu begründen (beiläufig 2000 fl.) 
iſt frei von jeder Steuer. Jeder Erbſchaftstheil, 
welcher mehr beträgt, zahlt nach Maßgabe ſeiner 
Größe 1 bis 50 Procent **). 

Mit Hülfe dieſer beiden Steuern, des im 
erſten Theile dieſes Werkes in ſeinen leitenden 
Grundſätzen bezeichneten Erbrechts, und einer in 
allen übrigen Beziehungen +) freien und tüchtigen 


*) Siehe Tabelle J. 

*) Siehe Tabelle II. 

1) Ueber das Weſen des Staats S. 202. „Was ins⸗ 
beſondere das Erbrecht betrifft, muß immer der 
Grundſatz der Theilung nach Köpfen und nicht 
nach Stämmen beibehalten werden.“ 
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Staatsverfaſſung und Staatsverwaltung würde der 
Wohlſtand bald unter allen Völkern Europa's ganz 
allgemein ſein. Die Armuth läßt ſich allerdings 
nicht ganz verdrängen, allein zu einer ſo ſeltenen 
Ausnahme machen, daß ihr in jedem einzelnen 
Falle mit leichter Mühe geſteuert werden kann. 
Beſitzloſe Arbeiter wird es allerdings immer geben, 
allein ſie werden alle, wenn ſie fleißig und redlich 
ſind, ſich bald in den Stand der beſitzenden Ar— 
beiter hinanſchwingen konnen. Dagegen wird die 
ganze Klaſſe der nicht arbeitenden Reichen bald 
verſchwinden, und auch die Zahl der arbeitenden 
übermäßig Reichen ſich in demſelben Maße ver— 
ringern, als ſich der Mittelſtand vermehren wird. 
Die große Kluft zwiſchen Armuth und Reichthum, 
zwiſchen beſitzloſen und beſitzenden Klaſſen wird bald 
ausgefüllt ſein. Die große Maſſe des Volkes 
wird aus arbeitenden und beſitzenden Bürgern be— 
ſtehen, und dieſe bietet jedem Staate eine feſtere 
Grundlage, als das jetzige Proletariat in Verbin— 
dung mit einem wenig zahlreichen Mittelſtande, 
einigen hunderttauſenden überreichen Schwelgern, 
und Millionen darbender Armen. 


Zwanzigſter Abſchnitt. 


Förderung des Volkswohlſtandes. 


Die Regierungsweisheit vieler unſerer Staats— 
männer läßt ſich zurückführen auf den Brodkorb, 
welchen ſie dem Volke, den einzelnen Ständen und 
Individuen höher oder niedriger hängen, links oder 
rechts vortragen laſſen, je nachdem ſie dieſelben 
ihre Hand ſchwer oder leicht fühlen laſſen, je nach— 
dem ſie dieſelben in dieſer oder jener Richtung 
führen wollen. Die höheren Stände haben ſich 
dem Luxus und den Genüſſen der Sinnlichkeit in 
einem ſolchen Maaße ergeben, daß alle Schätze, 
welche ihnen zufließen, wie durch ein Sieb hindurch— 
rollen. Der Mittelſtand iſt abhängig von der 
Kundſchaft, welche wiederum gelenkt wird nach den 
herrſchenden politiſchen Principien. Die beſitzloſen 
Arbeiter oder gar die Armen endlich, welche von 
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der Hand in den Mund leben, follen wie der Bär, 
welcher das Tanzen lernt, durch den bitteren 
Hunger bezwungen werden. 

Aller Orten in dem moraliſch-ariſtokratiſchen 
Europa bildet die Rückſicht auf den Lebensunter— 
halt der Bürger einen durchaus untergeordneten 
Geſichtspunkt. Tauſenden und aber Tauſenden 
wird aus politiſchen Rückſichten der Lebensunter— 
halt entzogen und einer nicht geringen Anzahl 
wird aus gleichen Rückſichten ſchon das Beginnen 
eines Nahrungszweigs unmöglich gemacht. Die 
Beiſpiele für dieſe Anführungen liegen uns zu 
tauſenden vor. In Eckernförde wird einem 
Schauſpieldirektor aus politifhen Rückſichten feine 
Conceſſion, Schauſpiele geben zu dürfen, entzogen. 
In Berlin und Mannheim wird wiſſenſchaftlich 
gebildeten Männern die Haltung wiſſenſchaftlicher 
Vorträge aus politiſchen Gründen verboten. Aller 
Orten wird der Verkauf einer ganzen Menge von 
Büchern aus politiſchen Rückſichten unterdrückt, ja 
ſelbſt der Depot ſämmtlicher Verlagswerke ganzer 
Buchhandlungen wird aus politiſchen Rückſichten 
unterſagt. Aus politiſchen Rückſichten können hun⸗ 
derte von Werken, welche ſonſt gedruckt würden, 
zum Licht der Oeffentlichkeit nicht gelangen. Daß 
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in Folge aller dieſer politiſchen Rückſichten Tau⸗ 
ſende und Hunderttauſende von arbeitſamen und 
betriebſamen Bürgern in die größte Noth ge— 
ſtürzt werden, bekümmert unſere Polizei ſehr 
wenig. Doch nicht blos diejenigen der bezeichne— 
ten Männer, welche durch die angedeuteten Poli— 
zeimaaßregeln perſonlich getroffen werden, leiden 
darunter, ſondern auch deren Familien, Freunde, 
Bekannte und alle diejenigen, mit welchen ſie in 
Geſchäfts verbindungen ſtehen. Eine einzige Poli— 
zei⸗Maaßregel der angedeuteten Art macht nicht 
ſelten auf einmal 10, 20, 30 und mehr Perſo— 
nen brodlos, und macht es denſelben unmöglich, 
ihre Verbindlichkeiten gegen eine eben ſo große 
oder oft noch größere Anzahl von Gläubigern zu 
erfüllen. | 

Die Polizeimaaßregeln, welche ſich auf die gei— 
ſtige Thätigkeit der Bürger zunächſt beziehen, 
werden zwar von den Organen der Oeffentlich— 
keit in der Regel mit beſonderer Vorliebe beſpro— 
chen; allein wenn wir gerecht ſein wollen, ſo müſſen 
wir geſtehen, daß in national-öconomiſcher Beziehung 
die deßfallſigen Maaßregeln der Polizei noch 
keineswegs die verderblichſten ſind. Die kleinen 
Hemmniſſe, welche dem Bauer und dem Bürger 
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alle ſeine Bewegungen erſchweren, das Conceſſions— 
weſen, welches Tauſenden und aber Tauſenden 
von betriebſamen Bürgern eine häusliche Nieder— 
laſſung und den Beginn eines ſie und ihre Fami— 
lie nährenden Geſchäftes unmöglich macht, dieſes 
wirkt noch tauſendmal verderblicher auf den Wohl— 
ſtand des Volkes, als die oben angeführten 
Maßregeln gegen die Geiſtesthätigkeit deutſcher 
Männer. 

Unſere Regierungen beſchränken ſich übrigens 
nicht darauf, durch Verweigerung von Geſchäfts— 
Conceſſionen, durch Entziehung derſelben, durch 
hemmende Controlmaßregeln, durch unerſchwing— 
liche Sporteln die einzelnen Bürger zu drücken, 
ſie dehnen dieſen Druck, aus höheren politiſchen 
Rückſichten, auf ganze Provinzen aus. In Folge 
der Theilung Polens und der thatſächlichen Ein— 
verleibung dieſes Königreichs in das ruſſiſche Kai— 
ſerreich verloren die Provinzen Oft: und Weft- 
preußen das Binnenland, mit welchem Handel 
zu treiben dieſe Küſtenländer durch ihre geogra— 
phiſche Lage zunächſt angewieſen waren. Aus 
höheren politiſchen Rückſichten brachen Oeſterreich 
und Preußen ihre Verbindungen mit Portugal 
und Spanien ab und die Folge davon war, 
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daß der früher ſehr bedeutende Handel Deutſch— 
lands mit dieſen beiden Ländern ſo gut als gänz— 
lich vernichtet wurde. Die jüngſt erfolgte Ein— 
verleibung Krakau's in den öſterreichiſchen Kaiſer— 
ſtaat verſetzte dem Handel und der Induſtrie der 
Provinz Schleſien den Todesſtoß. 

Während auf dieſe Weiſe der Maſſe des Vol— 
kes der Brodkorb immer höher gehängt wird, muß 
er nothwendig der Büreaukratie und dem Mili— 
tärſtande immer reichlicher gefüllt werden. Die 
Zahl der Civilſtaats-Diener hat in einer immer 
ſteigenden Progreffion zugenommen. In dem— 
ſelben Maaße, als das Volk mehr und mehr unter 
Vormundſchaft geſtellt wurde, mußte die Anzahl 
der Vormünder vermehrt, und in demſelben Maaße, 
als das Volk dem Bevormundungsſyſtem mehr 
und mehr abgeneigt wurde, mußten die Vormün— 
der beſſer bezahlt werden. Jeder vorübergehende 
Umſtand wurde benützt, um dieſen Zweck zu errei— 
chen. Jede augenblickliche Geſchäftsvermehrung 
diente zum Vorwande zu einer Perſonalvermehrung. 
Der Kriegslärm, welchen Thiers im Jahr 1840 
anſtellte, wurde die Veranlaſſung zu einer Ver— 
mehrung unſerer ſtehenden Heere, welche bis zu 
dieſer Stunde noch auf Deutſchland laſtet. Die 


. 


Folgen einer derartigen Unterordnung der national— 
öfonomifhen Nückſichten unter die herrſchenden po— 
litiſchen Principien treten immer klarer zu Tag. 
Millionen Deutſche haben ſich bereits dem Drucke 
dieſer Verhältniſſe durch die Auswanderung ent— 
zogen. Im Laufe des Jahres 1846 ſind allein 
mehr als 120,000 Deutſche ausgewandert. Die 
Zahl der Auswanderer im Jahr 1847 wird ohne 
Zweifel noch weit bedeutender geweſen ſein. 

Nicht minder verderblich ſind aber die Princi— 
pien, welche unſere leitenden Staatsmänner in 
Betreff des Brodkorbs der Staatsdiener und Offi— 
ziere befolgen. Auch hier entſcheidet nur die po— 
litiſche Rückſicht. Der tüchtige, der charakterfeſte, 
der wiſſenſchaftlich gebildete Mann wird zurück— 
geſetzt, der geſchmeidige, der gewiſſenloſe, der zu 
jedem Akte der Gewalt bereitwillige Diener wird 
aller Orten vorgezogen. Der Anfänger muß Jahre 
lang umſonſt arbeiten, er wird der bitterſten Noth 
preisgegeben, damit er ſich fügen lerne und zum 
blinden Werkzeuge der Willkür ſich herabwürdigen 
laſſe. Dafür werden dem Diener, welcher ſeine 
blinde Unterwürfigkeit unter die Befehle der Obern 
Jahrzehnte hindurch zum Schaden des Volkes kund 
gethan hat, Tauſende zugelegt, womit er in ſeinen 
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alten Tagen praſſen mag. Auf dieſe Weiſe wird 
der Stand der Staatsdiener gewaltſam entfittlicht. 
Der junge Mann kann nicht daran denken, eine 
eheliche Verbindung einzugehen, er lebt daher in 
heimlichen Sünden. Der Staatsdiener mit einer 
reichen Beſoldung hat aufgehört ein fühlendes 
Herz zu beſitzen. Die Ehe iſt für ihn nur eine 
Speculation. 

Wer kann ſich unter dieſen Umſtänden noch 
wundern über immer zunehmende Sittenloſigkeit 
und die immer wachſende Armuth? Das ſeiner Er— 
werbsquellen beraubte Volk fällt als Opfer der Ber: 
führung ſeiner Führer. Die entſittlichte Büreau— 
kratie wird zur großen Verführerin des Volkes: 
man leſe Dronke's Buch über Berlin und ſchaudere. 
ö Nur diejenige Arbeit, welche den Machthabern 

des Tages dient, wird gut, oft nur zu gut bezahlt, 
die Arbeit dagegen, welche nicht unmittelbar für 
ſie geleiſtet wird, ſo gering, daß der Arbeiter 
nicht beſtehen kann. Wie der Schreibſtubenherr— 
ſcher und der Friedens-Soldat, ſo werden auch die 
Mätreſſen, die Tänzerinnen der vornehmen Herren 
mit Reichthümern überſchüttet. Während die ehr— 
liche Spinnerin, Näherin, Stickerin, überhaupt die 
ehrliche Arbeiterin bei ihrem Lohne nicht beſtehen 
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kann, lebt diejenige, welche ſich der Proſtitution 
ergibt, herrlich und in Freuden. Nur das Laſter 
kann in unſerem monarchiſch-ariſtokratiſchen Europa 
beſtehen, die Tugend muß aller Orten zu 
Grunde gehen. Wie die tugendhafte Hand-Arbei— 
terin, ſo geht auch der rechtſchaffene Kopf-Arbeiter 
elend zu Grunde. Nur wer ſich dem Mächtigen 
der Erde mit Leib und Seele verkauft, der gedeiht 
eine kürzere oder längere Zeit hindurch. 

Dieſe Grundſätze werden übrigens nicht blos 
in Deutſchland, ſondern mehr oder weniger in 
allen monarchiſch-ariſtokratiſchen Staaten Europa's 
von den Regierungen geltend gemacht. Nur in 
England werden wenigſtens dem Auslande gegen— 
über die materiellen Intereſſen des Volkes beſſer 
gewahrt. Wo die Regierungen alle Rückſichten 
auf das materielle Wohl des Volkes den von ihnen 
vertretenen politiſchen Syſtemen, Launen und Leiden— 
ſchaften unterordnen, da kann eine geſunde Volks— 
Wirthſchaft im Staate nicht beſtehen und folge— 
weiſe muß der Wohlſtand des Volkes nothwendig 
leiden. Die Volkswirthſchaft ſteht in untrennbarer 
Verbindung mit der Staatsverfaſſung und der 
Staatsverwaltung überhaupt. Wo ein Volk die⸗ 
jenige Staatsverfaſſung und Staats verwaltung über⸗ 
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haupt nicht beſitzt, welche ſeiner Bildungsſtufe und 
den äußeren Verhältniſſen ſeiner Lage entſprechen, 
da wird es ihm auch in volkswirthſchaftlicher Be— 
ziehung an der geeigneten Verfaſſung und Verwal— 
tung gebrechen. Wir können daher nicht hoffen, 
daß unſere volkswirthſchaftlichen Zuſtände ſich weſent— 
lich verbeſſern werden, bevor ſich nicht unſere Staats— 
verfaſſung und Staatsverwaltung überhaupt weſent— 
lich verbeſſert haben werden. Nichts deſtoweniger 
wollen wir hier diejenigen Grundſätze niederlegen, 
auf welchen unſeres Erachtens die Volkswirthſchaft 
jedes Staates beruhen ſollte. Freiheit auf der 
einen Seite, Schutz und rechtliche Sicherheit auf 
der anderen bilden die Grundlage jeder geſunden 
Volkswirthſchaft. Je ſchwächer die wirthſchaftlichen 
Kräfte eines Volkes find, deſto kräftiger und tief 
eingreifender muß der Schutz des Staates ſein. 
Je entwickelter, ſelbſtbewußter und tüchtiger da— 
gegen die wirthſchaftlichen Zuſtände eines Staates 
ſind, deſto mehr kann die Regierung dieſelben ihrer 
natürlichen Entwickelung überlaſſen. Der recht⸗ 
lichen Sicherheit bedürfen übrigens die wirth— 
ſchaftlichen Zuſtände eines Volkes unter allen Um— 
ſtänden. Derjenige Staat, welcher ſeinen eigenen 
Bürgern, wie auswärtigen Geſchäftsleuten, nicht 
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volle rechtliche Sicherheit zu gewähren vermag, 
wird, unter ſonſt gleichen Verhaͤltniſſen, immer 
von anderen Staaten überflügelt werden, welche 
größere rechtliche Sicherheit gewähren. Auf dieſe 
Weiſe übt die Geſetzgebung und die Rechtspflege 
eines Staates immer auch eine Rückwirkung auf 
deſſen volkswirthſchaftliche Zuſtände. 

Die Volkswirthſchaft umfaßt die Landwirth— 
ſchaft, die Forſtwirthſchaft, den Bergbau, die Ge— 
werbe und den Handel. Der Bergbau, die Forft- 
wirthſchaft und der Groß-Handel erfordern, um 
mit Vortheil betrieben werden zu können, be— 
deutender Capitalien. Auch bei der Landwirth⸗ 
ſchaft und den Gewerben leiſten natürlich Capi— 
talien einen guten Dienſt. Allein ſie können doch 
auch ohne bedeutende Capitalien betrieben werden, 
welches beim Bergbau und bei der Forſtwirthſchaft, 
deßgleichen bei ſehr vielen Handelszweigen durch— 
aus unmöglich iſt. In dieſer Betrachtung muß 
für die Regierung jedes Staates die Aufforderung 
liegen, die Landwirthſchaft und die Gewerbe unter 
den Einfluß ſolcher Geſetze zu ſtellen, welche es 
auch den weniger bemittelten Klaſſen möglich machen, 
mit den Capitaliſten den Wettkampf noch beſtehen 
zu können. Allein die Geſetze unſerer monarchiſch⸗ 
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ariſtokratiſchen Staaten Europa's arbeiten faſt aller 
Orten nach einer entgegengeſetzten Richtung hin. 
Die großen Grundbeſitzer: der Staat, die 
Kirche und der Geburts-Adel haben faſt aller Orten 
große Vorrechte, überall einen bedeutenden Einfluß 
auf die Geſetzgebung, und auf die Anwendung der Ge— 
ſetze in Verwaltungs- und ſtreitigen Rechts-Sachen, 
zum Theile ſelbſt noch Steuerfreiheit, oder wenig— 
ſtens mancherlei Vorrechte bei der Entrichtung der 
Abgaben. Wer ein Gewerbe im Großen treibt, 
wer mit Maſchinen arbeitet, oder Hunderte von 
Arbeitern in ſeinen Fabriken beſchäftiget, kann 
ſicher fein, in allen Verhältniſſen, die ſich auf ſein 
Gewerbe beziehen, günſtiger behandelt zu werden, 
als der Gewerbsmann, welcher mit ſeinen eigenen 
Händen, oder höchſtens mit wenigen Gehülfen 
ſein Geſchäft betreibt. Der Bergbau und die 
Forſtwirthſchaft iſt faſt ausſchließlich in den Händen 
des Staates, des Geburts- und des Geld-Adels, 
der Handel in ſeinem bedeutenderen Theile wenig— 
ſtens in den Händen des Geldadels. So natur— 
gemäß dieſes iſt, ebenſo naturgemäß iſt es auf 
der anderen Seite, daß die minder bemittelten 
Klaſſen des Volkes in dem Betriebe der Land— 
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wirthſchaft, der Gewerbe und des Kleinhandels 
von dem Staate geſchützt werden müſſen. 

Dieſer Zweck wird in Betreff der Landwirth— 
ſchaft nur inſofern erreicht werden, als der Beſitz 
großer Grundſtücke, d. h. der Beſitz von Grund— 
ſtücken, welche mehr ertragen, als erforderlich iſt, 
um eine Familie anſtändig zu ernähren, in einer 
ſteigenden Progreſſion beſteuert wird, während 
der Beſitz kleiner Bauerngüter, welche nur gerade 
eine Familie zu ernähren im Stande ſind, ſteuer— 
frei ſein müſſen. Durch Einführung der im vorigen 
Abſchnitte beſprochenen beiden Steuern würde 
dieſer Zweck erreicht werden. So lange übrigens 
auf dem Grund und Boden noch alle diejenigen 
Laſten ruhen, unter deren Wucht er jetzt erdrückt 
wird, kann die Landwirthſchaft nimmermehr den— 
jenigen Höhepunkt erreichen, deſſen ſie unter 
freieren Verhältniſſen fähig wäre. Alle land— 
wirthſchaftlichen Feſte, Ausſtellungen, Zeitſchriften 
u. ſ. w. werden im Laufe von Jahrhunderten 
nicht bewirken, was die Befreiung des Bodens 
von den jetzt darauf laſtenden Zehnten, Gülten, 
Ablöſungs-Capitalien, Staats- und Gemeinde-Ab⸗ 
gaben in einem Jahre bewirken würde. Wenn 
in irgend einer Beziehung unſeres Lebens die 
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Solon'ſche Laſten-Abſchüttelung eine un 
umgänglich nothwendige Vorausſetzung jedweden 
Aufſchwunges iſt, ſo gilt dieſes von unſerem Land— 
bau. Die große Frage in Betreff der Gewerbe 
läßt ſich zurückführen auf die Gegenſätze zwiſchen 
Gewerb-Freiheit und Zunft-Zwang, gewerblicher 
Vereinigung und gewerblicher Vereinzelung. Um 
den erſtern dieſer Gegenſätze übrigens richtig auf— 
zufaſſen, iſt es nothwendig, ſich zu vergegenwär— 
tigen, daß unter Gewerbe-Freiheit ſo wenig ein 
Zuſtand gänzlicher Geſetzloſigkeit in gewerblichen 
Beziehungen, als unter Preßfreiheit ein Zu— 
ſtand der Geſetzloſigkeit in Preßverhältniſſen zu 
verſtehen ſei. Die Gewerbe-Freiheit bildet nur 
einen Gegenſatz zu Zunftzwang, keineswegs aber 
zu gewerblicher Ordnung. Der Zunftzwang ſetzt 
weſentlich voraus, daß derjenige, welcher ein 
demſelben unterworfenes Gewerbe ausüben will, 
eine gewiſſe Lehr- und Wander-Zeit innezuhalten 
habe, daß er von der Zunft, welche ein Intereſſe 
hat, ihn zurückzuweiſen, oder doch gegen deren 
Willen von der Staatsbehörde in dieſelbe auf— 
genommen worden ſei. Außer dieſem, unter 
allen Verhältniſſen vorkommenden Zwange finden 
übrigens bei ſehr vielen Zünften ſonſt noch die 
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drückendſten Beſchränkungen der Freiheit ſtatt. Bis— 
weilen iſt ſogar die Zahl der Meiſter beſtimmt, 
welche nicht überſchritten werden darf, die Zahl 
der Lehr- und Wander-Jahre u. ſ. w.; nicht ſelten 
wird die Prüfung derjenigen, welche in die Zunft 
aufgenommen werden wollen, auf die ränkevollſte 
Weiſe geleitet; es werden ihnen große Koſten un— 
nützer Weiſe gemacht, und ſie oft Monatelang 
vergeblich hingehalten. Die Folge des Zunft— 
Zwanges iſt daher nothwendig eine übermäßige 
Erſchwerung der Niederlaſſung junger betriebſamer 
Gewerbsleute und eine übertriebene Begünſtigung 
alter und unfähiger Handwerksmeiſter. Unter 
beiden leidet das Publikum und was der Zunft— 
meiſter in ſeinen alten Tagen durch den Zunft— 
zwang gewinnt, hat er in der Regel in jüngeren 
Jahren zehnfach durch denſelben verloren. 
Beſonders verderblich wirkt aber der Zunft— 
zwang dadurch, daß er den Uebergang von einem 
Gewerbe zum anderen ſo ſehr erſchwert. Kommt 
ein zünftiges Gewerbe in Verfall, ſo iſt der Ruin 
der meiſten Meifter davon die nothwendige Folge. 
Wie könnte man einem Familienvater zumuthen, 
wiederum Lehrling zu werden, und auf die Wan—⸗ 
derſchaft zu gehen, um in eine andere Zunft zu 
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gelangen, welche ihm ein beſſeres Fortkommen ver— 
ſpräche? Wo dagegen kein Zunft-Zwang beſteht, iſt 
der Uebergang von einem verwandten Gewerbe zum 
andern z. B. von einem Feuerhandwerke, oder 
einer Holzarbeit zur andern, gar nicht ſchwer. 
Mancher geſchickte Schmied iſt zugleicher Zeit auch 
ein tüchtiger Schloſſer, oder kann es wenigſtens 
mit leichter Mühe werden, nnd fo verhält es ſich 
noch mit vielen anderen Gewerben. 

Die Zünfte haben im Laufe der Jahrhunderte 
alle diejenigen Rechte verloren, welche ſie in frü— 
heren Zeiten beſaßen. Seit dem Mittelalter ſind 
neue, bedeutungsvollere Beziehungen eingetreten, 
deren Berückſichtigung allein dem Gewerbſtande ſei— 
nen früheren Glanz und ſeinen früheren 
Einfluß wieder verſchaffen können. Das 
Feſthalten an veralteten Einrichtungen und 
Vorurtheilen iſt allen Ständen gleich verderb— 
lich, dem Gewerbsſtande nicht minder als dem Adel. 
Wenn ſich der Gewerbsmann über die Vorurtheile 
des Adels, über deſſen Anſichten von ebenbürtigen 
Ehen, von ſtandesgemäßem Leben, von Standes— 
Ehre u. ſ. w. mit Recht aufhält, ſo möge er beden— 
ken, daß nicht blos der Adelige, ſondern überhaupt 
jeder vernünftige Menſch mit nicht minderem Rechte 
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dem Handwerksneide und dem ganzen Wuſte ver— 
alteter Zunft-Vorſchriften den Stab bricht. Es 
ſcheint uns nicht minder verkehrt in gewerblichen 
Verhältniſſen, als in Verhältniſſen der Preſſe, des 
Gewiſſens und des Glaubens und in allen übrigen 
Gebieten des Lebens, gegen die Freiheit anzukäm— 
pfen. In einem Theile der Staaten Europa's ſind 
die Zünfte nunmehr auch abgeſchafft. Allein an 
der Stelle der durch dieſelben begründeten über— 
mäßigen Beſchränkung der Freiheit, iſt die über— 
mäßige Vereinzelung der Gewerbsgenoſſen getreten. 
Auch dieſe iſt im böchften Grade verderblich, na— 
mentlich zu einer Zeit, in welcher das Capital ſo 
ſchwer auf die Arbeit drückt. An die Stelle der 
unter dem Einfluſſe des Staats und mittelalterli— 
cher Anſichten ſtehenden Zünfte ſollten daher freiere, 
durch den Geiſt unſerer Zeit gehobene Arbeiter— 
Vereine treten. Nur diejenigen Gewerbsleute, 
welche ſolche gründen, werden auf die Dauer im 
Stande ſein, mit den Capitaliſten, welche ſich aller 
Gewerbe mehr und mehr bemächtigen, zu concur— 
riren. i 

Wie in dem Gebiete der Gewerbe, ſo ſind wir 
auch in demjenigen des Handels durchaus für den 
Grundſatz der Freiheit. Allein wie wir ſehr wohl 
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erfennen „daß in den Zeiten des Mittelalters das 
Zunftweſen eine durchaus zeitgemäße Einrich— 
tung war, weil die verſchiedenen Stände ſich 
feindlich einander gegenüber ſtanden, und ihre Rechte 
nur dadurch wahren konnten, daß die einzelnen 
Genoſſen eines Standes ſich in geeigneten Glie— 
derungen zuſammen ſchaarten, um ihren Gegnern 
aus andern Ständen Achtung einzuflößen, jo haben 
wir auch keinen Zweifel, daß, wo einzelnen Län— 
dern in Handels-Beziehungen andere feindlich ent— 
gegentreten, dieſelben ſich gleichfalls gegen ihre 
Handels-Gegner vereinigen müſſen. Der Grund— 
ſatz der Handels-Freiheit, wie jeder anderen Frei— 
heit, ſetzt einen Zuſtand des Friedens voraus. Dem 
Feinde aber, welcher uns keine Freiheit geſtattet, 
damit wir mit ihm den Wettkampf des Lebens 
nicht beſtehen können, Freiheit einzuräumen, iſt 
ein Unſinn, deſſen ſich nur deutſche Schreibſtuben— 
Leute ſchuldig machen konnten. Unſeren Handels— 
gegnern zum Verderben der einheimiſchen Gewerbe 
und des einheimiſchen Handels Handelsfreiheit zu 
gewähren, iſt in volkswirthſchaftlicher Beziehung 
gerade ſo viel, als den Einheimiſchen ihr Brod 
nehmen, um es den Ausländern zu geben. 

Mit gleichem Rechte als die Landwirthſchaft 
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können auch die Gewerbe und der Handel verlan— 
gen, nach innen und außen wenigſtens inſoweit von 
dem Staate geſchützt zu werden, daß ſie mit Vor— 
theil arbeiten können. Die Zölle ſollen daher nur 
bezwecken, dem Inländer den erforderlichen Schutz 
gegen ſeinen ausländiſchen Concurrenten zu ver— 
leihen, keineswegs aber lediglich darauf berechnet 
ſein, die Staatskaſſen zu füllen, ob der einheimi— 
ſche Handel, Schiffahrt und Induſtrie dabei be— 
ſtehen könne, oder nicht. 

Wir können dieſen Abſchnitt nicht verlaſſen, 
ohne auf einige hochwichtige Bedingungen jedes 
Verkehrs hinzuweiſen, wir meinen Landſtraßen und 
Eiſenbahnen, Kanäle und Flüſſe, das Poſtweſen, 
das Münzweſen, Maß und Gewicht. Während 
andere Staaten, wie Frankreich, England, Ruß— 
land u. ſ. w. von einem Ende ihrer Gebiete zum 
anderen in Betreff aller dieſer fo hochwichtigen Ver— 
kehrsmittel gleichen Grundſätzen huldigen, fehlt es 
uns in Deutſchland an jeglicher Uebereinſtimmung. 
Wir haben eine Gulden- und eine Thaler-Rechnung, 
einen 24 Gulden- und 20 Gulden Fuß, folgeweiſe 
in Betreff der Rechnungen im Großen drei ver— 
ſchiedene Münzſorten in Deutſchland. Hierzu kom- 
men noch in Hamburg und der Umgegend die Be— 
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rechnung nach Mark. Unendlich viel größer iſt 
aber die Mannigfaltigkeit unſerer Münzſorten im 
Kleinen. Da gibt es gute Groſchen und Silber— 
groſchen, Schillinge und Kreuzerſtücke, Grote, 
Heſſen-Albus u. ſ. f. Ganz dieſelbe Verwirrung 
herrſcht in Maß und Gewicht. Wenn Jemand in 
Deutſchland einen Centner Gewicht, einen Morgen 
Landes, einen Scheffel Getraide, ein Maß Wein, 
eine Elle Tuch oder irgend ein anderes Maß und 
Gewicht kauft, ſo muß er ſich immer mühſam vor— 
her verläſſigen, welches Maß und Gewicht ge— 
meint ſei, und muß dieſes auf das ihm bekannte 
Maß und Gewicht zurückführen, um zu wiſſen 
wovon es ſich handelt. Wie viele Prozeſſe find 
nicht ſchon entſtanden blos in Folge dieſer Unſicher— 
heit in Beziehung auf alle unſere Maaß- und Ges 
wicht⸗Verhältniſſe. Es iſt nicht zu verwundern, wenn 
auswärtige Käufer von unſern Märkten zurückge— 
ſchreckt werden, wenn ſie an die durch die Mannich— 
faltigkeit unſerer Maaße und Gewichte noch ver— 
mehrte Rechts-Unſicherheit denken. Nicht minder 
traurig verhält es ſich mit unſern Verkehrsſtraßen. 
Jahre vergehen, bis ſich die verſchiedenen betheiligten 
Regierungen über die Richtung von Landſtraßen 
und Eiſenbahnen verſtändiget haben. Oft iſt 
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eine Verſtändigung gar nicht zu erreichen. Dann 
unterbleibt entweder der Bau einer nothwendigen 
Verbindungsſtraße ganz und gar, oder er wird 
doch nur bis zur Gränze des einen Landes geführt, 
an welcher der erſtaunte Reiſende dann plötzlich 
auf eine unfahrbare Straße gelangt. Nicht ein— 
mal über die Spurweite der Eiſenbahnen konnten 
ſich die deutſchen Regierungen vereinigen. Wer 
denkt nicht daran, wie die Heſſen-Darmſtaädtiſche 
Regierung im Jahre 1841 den Naſſauern einen 
Steindamm quer durch den Rheinarm, welcher zu 
dem Hafen von Bieberich führt, erbauen ließ!“ 
Nicht einmal über die Spurweite der Eiſenbahnen 
konnten ſich die deutſchen Regierungen vereinigen. 
Auch unſer deutſches Poſtweſen liegt im Argen. 
Aller Orten ſteht es im Kampfe mit den Ent— 
deckungen der Neuzeit, mit Dampfſchiffen und Ei— 
ſenbahnen, und erſchwert deren Ausbreitung. Wir 
haben öſterreichiſche, preußiſche, baieriſche, badiſche, 
taxiſche und andere Poſten in Deutſchland mit ver— 
ſchiedenen Portoſätzen für Briefe und Pakete, ver— 


*) Das öffentliche Recht des deutſchen Bun⸗ 
des von Guſtav Struve. Theil J. S. 62. 
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ſchiedenen Einrichtungen über Frankatur, Poſtnach— 
nahme u. ſ. w. Die Rückſicht auf den Gelderwerb 
überwiegt auch hier, wie in faſt allen Beziehungen 
deutſcher Regierungsthätigkeit, jede andere Rückſicht. 
Der alte Schlendrian iſt in dem Gebiete 
deutſcher Volkswirthſchaft nicht minder, als in allen 
anderen Gebieten deutſcher Staatsverwaltung zu 
Hauſe. Es ließe ſich über denſelben recht wohl 
ein eigenes Buch ſchreiben. 

Die Klage über Geldmangel wird immer all— 
gemeiner. Sie verbreitet ſich über alle Theile 
Europa's. Welches ſind denn ihre Urſachen? Au— 
genſcheinlich nimmt der That nach das Geld nicht 
ab; im Gegentheil werden Jahr ein Jahr aus nicht 
blos bedeutende Maſſen edler Metalle in Barren 
und Münzen nach Europa verbracht, ſondern auch 
Papiergeld aller Art und ſogar in den kleinſten 
Beträgen geſchaffen. Im Ganzen nimmt alſo das 
vorhandene Geld nicht ab, ſondern es nimmt zu. 
Die Klage über Geldmangel bezieht ſich daher mit 
Recht nicht auf die Geſammtheit, ſondern nur auf 
die einzelnen in derſelben enthaltenen Perſonen, 
oder mit anderen Worten auf die Vertheilung 
des vorhandenen Geldes. Die Mächtigen der Erde, 
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die Fürſten, Grafen, hohen Staatsbeamten, Ban— 
quiers, großen Kaufleute und Fabrikunternehmer 
haben ſeit Jahrzehnden jedes Jahr immer weit mehr 
eingenommen, als ausgegeben. Ihre Einnahmen 
ſind dem Betriebs-Capitale des Volkes entnommen. 
Der Ueberſchuß desſelben, welchen ſie nicht ver— 
brauchen, wird dem Betriebs-Capitale desſelben 
entzogen. Seit Jahrzehnden wird es unter den 
Mächtigen der Erde und unter den Geldmännern 
für eine Regel der Klugheit betrachtet, Reſerve— 
Capitalien ins Ausland zu ſchicken. Dieſe Reſerve— 
Capitalien wachſen mit jedem Jahre an, und folge— 
weiſe nehmen die Betriebs-Capitalien des Volkes 
in gleichem Maße wieder ab. So lange dieſes 
Sammeln von Reſerve-Capitalien fortdauert, kön— 
nen die Klagen über Geldmangel nicht aufhören. 
Durch jene Reſerve-Capitalien wird auch Deutſchland 
nach und nach aller ſeiner Lebenskräfte beraubt. 
Denn dieſelben werden gebildet durch den ſauren 
Schweiß des Volkes, das Volk muß ſich die noth— 
wendigſten Lebensbedürfniſſe verſagen, muß am 
Hungertuche nagen, damit jene Reſerve-Capitalien 
gebildet werden können. Das Volk ſinkt natürlich 
in immer größere Armuth, während ein Mächtiger 
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der Erde und die Beherrſcher der Geldkiſten immer 
reicher werden. Einzelne Familien haben hunderte 
von Millionen, während Millionen nichts haben. 
So lange dieſe Reſerve-Capitalien nicht zurückfließen 
in das Land, und zwar in die leeren Caſſen der 
arbeitenden Claſſen, kann keine Zufriedenheit im 
Lande ſein. Die Noth iſt zu groß. 


Einundzwanzigſter Abſchnitt. 


Förderung von Kirchen und Schulen. 


Der Menſch hat das ewige und unveräußer— 
liche Recht, die ihm von der Natur geliehenen 
Kräfte harmoniſch zu entwickeln, und der Staat 
hat die Aufgabe ihm darin behülflich zu ſein. 
Unſere Schulen und Kirchen ſollen demnach vor 
allen Dingen den Zweck verfolgen, dieſem ewigen 
und unveräußerlichen Menſchenrechte Erfüllung zu 
geben. Allein in unſerem monarchiſch-ariſtokratiſchen 
Europa werden Schule und Kirche nur als An— 
ſtalten betrachtet, den Bürgern diejenigen Anſichten 
beizubringen, welche ſie zu Dienern der bevor— 
zugten Stände beſonders geeignet machen, d. h. 
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jede Selbſtſtändigkeit des Charakters, jede reinere 
Auffaſſung der Weltbegebenheiten, jeden Drang 
nach Freiheit und Recht im Keime zu erſticken. 

Ich will die alten Klagen über unſer Schul— 
weſen hier nicht wiederholen. So viel iſt gewiß, 
es hat in Folge ſeiner politiſchen und kirchlichen Ten— 
denz einen viel zu mechaniſchen, ſteifen Charakter; 
der Hauptzweck iſt nicht die geiſtige Entwickelung 
der Kinder, ſondern der Unterricht derſelben, ſie 
ſollen, ſagt man, vor Allem etwas lernen. Dabei 
kömmt es dann freilich häufig ſo, daß wer am 
meiſten lernt, am dümmſten bleibt, und wer am 
wenigſten lernt, ſich am meiſten geiſtig entwickelt. 
Der Unterricht in unſern niederen und höheren 
Schulen richtet ſich in der Regel nur an wenige 
Anlagen der Kinder, an ihr Sprachtalent, ihre 
Anlage zum Rechnen und Schreiben u. ſ. w. Die 
meiſten, und gerade die wichtigſten Anlagen des 
Kindes bleiben unentwickelt. Die Beobachtungsgabe, 
das Denkvermögen wird nicht geweckt Die dumpfe 
Schulſtube iſt keineswegs ein günſtiges Feld geiſtiger 
Entwickelung der Kinder. 

Wenn ſich mit der Schulſtube nicht ein Gang 
durch die friſche, freie Natur, durch die Werkſtätten 
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der Arbeiter und zu den naheliegenden Sehens— 
würdigkeiten aller Art verbindet, ſo hat das Kind 
niemals eine vielſeitige Anregung zu geiſtiger Thä— 
tigkeit. 

Die Kinder lernen in der Schule Worte ſtatt 
Begriffe und Begriffe ſtatt wirklicher Anſchauung. 
Sie bleiben daher immer eine oder zwei Stufen 
unter der Höhe des Lebens, und nur wenige holen 
in ſpätern Jahren nach, was ſie in der Kinder— 
zeit verſäumten. 

In ganz ähnlicher Weiſe verhält es ſich mit 
dem Kirchenweſen. Statt das religiofe Gefühl der 
Kinder zu entwickeln, läßt man fie Worte ausmen- 
dig lernen; ſtatt ihren Blick zu Gott und zu den 
Werken der Schöpfung zu erheben, weiht man ſie 
frühzeitig in die ärmlichen Streitigkeiten ein, welche 
zwiſchen den verſchiedenen chriſtlichen Genoſſen— 
ſchaften ſtatt finden, oder richtet ſie zum kraſſeſten 
Aberglauben ab. 

Wie traurig unſer Schulweſen beſchaffen iſt, 
erkennen wir am deutlichſten, wenn wir deſſen 
Höhepunkt, unſer Univerſitätsweſen ins Auge faſſen. 
Ich will nicht von den Oeſterreichſchen Univerſitäten 
ſprechen, welche, etwa mit Ausnahme der medizi— 
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niſchen Fakultäten, in den tiefſten Abgrund der 
Un wiſſenſchaftlichkeit und Geiſtloſigkeit verſunken 
ſind, ſondern will mich an die Univerſitäten des 
nördlichen Deutſchlands halten. Da wird noch der 
ſtudirenden Jugend die Weisheit vom Katheder 
herab zu Protokoll diktirt, als gäbe es noch keine 
Druckerpreſſen, welche weit ſchneller und billiger 
arbeiten, als die Federn der Studirenden. Da 
wird in lateiniſcher Sprache disputirt, als wäre 
ſie noch, wie im Mittelalter, die Converſations— 
ſprache der Gelehrten, da herrſcht noch der ganze 
Zunftgeiſt des Schloſſer- und Tiſchler-Handwerks 
früherer Zeiten, da iſt die Charakterloſigkeit, die 
Gleißnerei und Augendienerei recht eigentlich zu 
Hauſe. Gelehrt mögen die Herren Profeſſoren 
wohl ſein, inſofern ſich Gelehrſamkeit aus ſtaubigen 
Folianten ſchöpfen läßt. Allein ſie kennen das 
Leben, die Anſprüche der Gegenwart nicht, und 
hüten ſich wohl, mit den Anſprüchen, welche die 
Machthaber an ſie ſtellen, in Conflikt zu gerathen. 
Unſere Univerſitäten ſind nichts weiter, als An— 
ſtalten, auf welchen unſere Jugend zum Staats— 
dienſte abgerichtet wird. Wiſſenſchaftlichkeit und 
Charaktertüchtigkeit können da nicht gefördert werden, 
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wo Brod- und Ehrenſtellen das ganze Triebrad 
von Lehrenden und Lernenden ſind. Daß ungeachtet 
der durchaus troſtloſen Organiſation und Beſetzung 
der Univerſitäten einzelne höchſt ausgezeichnete 
Männer ſich auf denſelben befinden, welche mit 
hoher Kraft und Tüchtigkeit für Wiſſenſchaft und 
Leben wirken, werde ich gewiß nicht in Abrede 
ſtellen. Allein aller Orten ſind dieſe Männer in 
ſtetem Kampfe mit der Univerſität, aller Orten 
werden ſie gehemmt und in ihrem Wirken geſtört. 

Wir haben weder Lehrfreiheit noch Lernfrei— 
heit auf deutſchen Hochſchulen. Niemand darf 
lehren, der nicht der betreffenden Regierung beliebig 
iſt, und jeder, der es der Bundesverſammlung nicht 
iſt, hat Abſetzung zu befürchten, ohne Urtheil und 
Recht. Jeder Studirende, welcher ſich auf Staats— 
Anſtellung, auf eine Advokatenſtelle oder auch nur 
auf die ärztliche Praxis Rechnung machen will, 
muß die vorgeſchriebenen Collegien hören, und zwar 
nicht ſelten, will er anders durch das Examen 
kommen, bei dem privilegirten Profeſſor, welcher 
examinirt. Er muß mit großen Koſten und Zeit— 
verluſt Collegien hören, denen er keinen Geſchmack 
abgewinnt, die ihn in ſeinem Wiſſen nicht fördern, 
er muß mit großen Koſten und Zeitverluſt Examina 
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machen, welche auch nicht die geringſte Garantie 
für ſeine Befähigung ertheilen. 

Die geiſtloſen ſ. g. Heftreiter machen in der 
Regel die beſten Examina. Die geiſteskräftigen, 
charakterkräftigen Männer dagegen, welche ihre 
ſelbſtſtändig gewonnenen, den in den höhern Re— 
gionen herrſchenden nicht entſprechenden Anſichten 
offen äußern, können nicht vorwärts dringen. 
Nicht blos in der theologiſchen Facultät gibt es 
Ketzereien, welche nicht geduldet werden, auch in 
den drei andern ſind dieſelben zahlreich zu finden 
und müſſen verborgen gehalten werden, will man 
vorwärts kommen. In allen Facultäten gelten die 
verba magistri, die Worte des Meiſters, mehr als 
der Geiſt der Wiſſenſchaft, überall bringt es die 
Geſchmeidigkeit weiter als die Geradheit, der 
f Schein weiter als die Wahrheit. 

Wenn unſere Hochſchulen ſo beſchaffen ſind, 
wie mag es dann erſt auf den niedern Schulen 
ausſehen? Bei dieſen iſt übrigens wie bei jenen 
wohl zu unterſcheiden zwiſchen den Staatsanſtalten 
und den Männern, welche jenen zum Trotz, im 
Kampfe mit ihnen ſich Bahn brechen. Wohl 
ernennt der Staat die Seminar-Direktoren wie 
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Leute durch deren Schule hindurch gehen. Allein 
in manchem Seminar-Direktor und Univerſitäts— 
Profeſſor verſieht ſich glücklicherweiſe die Regierung. 
Er geht nicht ganz oder gar nicht auf die ihm von 
oben zugehenden Inſtructionen ein, und mancher 
junge Mann hat Kraft genug, ſich ſeine eigene 
Anſicht, ſeine ſelbſtſtändige Stellung zu wahren im 
Kampfe mit den ihn umgebenden Regierungsmän— 
nern. Daher kommt es, daß aller Orten die 
charaktertüchtigen Männer Gegner der Regierungen 
ſind, und auf letzterer Seite faſt nur charakterloſe 
Menſchen ſich finden, die ſich zu Allem gebrauchen 
laffen, wozu man fie gebrauchen will. 

Aller Orten iſt die Zahl der mittelmäßigen 
Subjekte bei weitem die größte. Dieſe könnten 
bei guter Leitung zu einem gewiſſen Grade von 
Tüchtigkeit herangebildet werden. Allein gerade 
dieſe werden auf unſern Schulen gänzlich zu Grunde 
gerichtet. Der ausgezeichnet Tüchtige wird ſich frei— 
lich durch die ſchlechteſten Schulen ſeine Bahn bre— 
chen. Allein ſolcher Männer gibt es immer nur 
wenige, und es iſt traurig, wenn dieſe mit den be— 
ſtehenden Einrichtungen auf Tod und Leben kämpfen 
müſſen, ſtatt durch ſie gehoben zu werden. Daß unſere 
Schulen aus der Klaſſe der gänzlich von der Natur 
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verwahrloſten jungen Leute nichts zu machen wiſſen, 
konnte ihnen verziehen werden, wenn fie nur der 
großen Mittelſorte und der Klaſſe der ausgezeich— 
neten gegenüber ihre Pflicht erfüllten. 

Auch in Betreff des Erziehungsweſens iſt übri— 
gens von Geſetzen keine Abhülfe zu erwarten. Die 
Lehrſtellen an unſern höheren und niederen Schu⸗ 
len ſind zudem im Laufe der letzten 25 Jahre ſo 
unglücklich beſetzt worden, daß eine unbedingte Frei— 
heit derſelben ſchwerlich zum Beſſeren führen dürfte. 
Auch hier wie im Gebiete der politiſchen Zuſtände 
überhaupt, läßt ſich nur von tiefeingreifendem Per— 
ſonenwechſel etwas Tüchtiges erwarten. Hat dieſer 
ſtatt gefunden, dann iſt es an der Zeit, Lehrfrei— 
heit einzuführen und die vielen Bocksbeuteleien ab— 
zuſchaffen, welche ſich auf den höheren und niederen 
Schulen unſers monarchiſch-ariſtokratiſchen Europa's 
bis auf den heutigen Tag erhalten haben. 

Unter Lehrfreiheit verſtehe ich übrigens nicht, 
daß jeder hergelaufene Menſch ſoll lehren dürfen, 
und unter Lernfreiheit nicht das Recht zu faul— 
lenzen. Ich unterſcheide zwiſchen Lehrfreiheit und 
Lehrfrechheit, zwiſchen Lernfreiheit und Trägheit. 
Unter Lehrfreiheit vindicire ich vielmehr die Frei— 
heit zu lehren für Jeden, welcher die dazu erfor— 
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derliche wiſſenſchaftliche Befähigung nachgewieſen 
hat, ohne Rückſicht auf irgend eine politiſche, re— 
ligiofe oder ſonſtige Richtung, und die Grängen 
dieſer Freiheit müſſen meines Erachtens ſo weit 
gezogen ſein, als diejenigen der Wiſſenſchaft über— 
haupt. Verläßt dagegen ein Lehrer das Gebiet 
der Wiſſenſchaft, begibt er ſich auf dasjenige der 
Leidenſchaft, und hört er nicht auf die Stimme 
der ihn mahnenden Schule, ſo muß er ſeines 
Rechts zu lehren entkleidet werden können. Sonſt 
würden unſere Schulen bald zu Tummelplätzen der 
Leidenſchaft herabgewürdigt ſein. Allein gerade 
weil nur die Schule ſelbſt darüber entſcheiden kann, 
ob ein Lehrer das Gebiet der Wiſſenſchaft verlaſſen 
hat, oder nicht, und weil ſich eine gerechte Ent— 
ſcheidung nur erwarten läßt von Männern, denen 
die Wiſſenſchaft lieber iſt als Hofgunſt — gerade 
deshalb iſt unter den jetzigen Umſtänden eine wahre 
Lehrfreiheit nicht möglich. Denn wir haben keine 
Behörden, welchen dieſe Entſcheidung mit Zuver— 
ſicht anvertraut werden könnte. 

Durch Ausfüllung des Abgrundes, welcher zur 
Stunde noch die Lehrenden von den Lernenden 
trennt, ließe ſich gleichfalls vieles Gute bewirken. 
Wenn einigen von der ganzen Schülerſchaft ges 
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wählten jungen Männern, ſeien es Studirende 
oder Lehrer, Sitz bei den Schulbehörden einge— 
räumt würde, ſo würde dadurch das jüngere Ele— 
ment der Wiſſenſchaft und des Lebens zu einiger 
Geltung gebracht werden können, während dasſelbe 
jetzt faſt gar keine beſitzt. 

Durch eine ſolche Maßregel würde überhaupt 
das Leben auf der Schule gehoben; während man 
zwei und ein halb Decenien hindurch Alles that, 
was man thun konnte, um dasſelbe zu drücken. 
Es würde den Schülern die Aufforderung gegeben, 
ſich ernſtlich um das Wohl der Schule zu beküm— 
mern, deren Mitglieder ſie ſind, und ſich des Ver— 
trauens ihrer Mitſchüler würdig zu machen, ſie 
bei den Behörden zu vertreten. Es müßte dieſe 
Maßregel nothwendig eine Rückwirkung üben auf 
das geſellige Leben der Schüler. Durch Trinken 
und Duelliren würde Niemand glauben, den Be— 
hörden Achtung einzuflößen, Trinker und Duellan— 
ten würden nicht zu den Vertretern der Schule 
gewählt werden. Es würde ſich bald eine ganz 
andere Richtung auf unſern Schulen geltend machen, 
wenn die Schüler ſich überzeugten, daß die Verbin: 
dungen mit wiſſenſchaftlichen Zwecken die Gunſt der 
Behörden in höherem Grade beſäßen, als die Ver— 
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bindungen mit dem Zwecke des Trinkens und Duel— 
lirens. So tief ſind unſere hohen Schulen geſunken, 
daß es für die Studirenden durchaus keine Gefahr 
bringt, in eine Trink- und Duellantenverbindung zu 
treten, aber wohl gefährlich iſt, zu wiſſenſchaftlichen 
und vaterländiſchen Zwecken ſich zu vereinigen. Dieſe 
Thatſache genügt, wie mir ſcheint, für ſich allein 
ſchon, darzuthun, wie nothwendig unſere Univer— 
ſitäten einer Reform bedürfen, und daß dieſe nur 
in der angedeuteten Richtung möglich iſt. 

Dieſer letztere Vorſchlag (der Beiziehung der 
Vertreter der Schüler zu den Verhandlungen der 
Lehrer) bezieht ſich nicht blos auf die Univerſitä— 
ten, ſondern auch auf die Fach-Schulen (3. B. 
Forſt⸗Schulen, politechniſche Schulen u. ſ. w.), 
die höheren Bürgerſchulen und die oberen Klaſſen 
der vorbereitenden Gelehrten-Schulen, und würde, 
falls er Eingang fände, gewiß auf alle eine günſtige 
Wirkung haben. 

Was die Volksſchulen betrifft, ſo iſt der Grund 
ihres traurigen Zuſtandes hauptſächlich darin zu 
ſuchen, daß ſie dem Einfluſſe der Geiſtlichkeit 
verfallen ſind. Eine der Folgen hiervon iſt die 
Trennung der Schulen nach Confeſſionen, welche 
doppelte Koften, Erzeugung von Haß und Zwie⸗ 
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tracht in den jungen Gemüthern der Schüler, Aber: 
glauben und Fanatismus faſt unvermeidlich her— 
vorruft. So lange der römiſch-katholiſche Knabe 
neben dem proteſtantiſchen, dem deutſch-katholiſchen 
und dem jüdiſchen nicht auf derſelben Schulbank 
in Frieden ſitzen kann, wird er ſchwerlich in ſpä— 
teren Jahren friedlich und freundlich im Leben 
neben ihm hergehen. 

Die Volksſchule muß vor allen Dingen von 
dem geiſtlichen Joche befreit werden, unter welchem 
ſie faſt aller Orten noch ſteht, wenn ſie nicht mehr 
ſchaden als nutzen ſoll. 

Doch gehen wir über von der Schule zur Kirche, 
von der Anſtalt, deren Zweck die Belehrung, zu 
derjenigen, deren Aufgabe die Erbauung iſt. Wenn 
die Schule ſich zunächſt wendet an die Verſtandes— 
kräfte des Menſchen, ſo beſchäftigt ſich die Kirche 
zunächſt mit ſeinen religiöſen Bedürfniſſen. 

Die Grundlagen wahrer Religioſität bilden die 
Gefühle der Ehrerbietung, der Hoffnung und des 
Wunderbaren, in Uebereinſtimmung mit einer er— 
leuchteten Intelligenz. Nicht durch auswendig ge— 
lernte Sprüche und angelernte Körperbewegungen 
werden dieſe Gefühle geweckt und genährt. Der 
Anblick des Großen in der Natur und der Ge— 
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ſchichte, die unmittelbaren Werke Gottes find es 
zunächſt, welche das Gefühl religiofer Ehrerbietung 
erwecken, nähren und ſtärken. Der Blick in die 
Zukunft, in eine ſchönere, beſſere Welt belebt 
unſere Hoffnung und die Geheimniſſe der Natur 
erregen unſere Bewunderung. 

Auch ſind Worte nicht die Kennzeichen wahrer 
Religioſität, fo wenig als es Körperbewegungen, 
Gänge und Geſänge ſind. Vertrauen auf Gott, 
Liebe zu ihm, und das Beſtreben, ſeinen Willen 
zu thun, d. h. die von ihm gegebenen Geſetze zu 
beobachten und ſich in ſeine Fügung zu ergeben, 
dieſes find die Beweiſe religiöſer Ehrerbietung. 
Allein nur zu häufig widerſtreben die Menſchen 
den göttlichen Geſetzen, ſie thun gerade das Gegen— 
theil von dem, was die Natur ſie lehrt. Statt 
zu forſchen nach dem Willen Gottes, ſtatt die 
Geſetze der Natur, welche er gegeben, zu achten, 
folgen ſie ihren eigenen, verkehrten Neigungen und 
beklagen ſich dann über ihr Unglück als wäre es 
nicht die Folge ihres, den Geſetzen Gottes wider— 
ſtrebenden Benehmens. Die Hoffnung auf eine 
ſchönere Zukunft, die Zuverſicht, daß jenſeits die— 
ſes Lebens ein höheres Daſein für uns beginne, 
und die darauf gegründete Seelenruhe ſind die 
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Kennzeichen religiöfer Hoffnung. Nicht das Glau— 
ben an unverſtändliche Lehren, nicht das Feſthalten 
an Dogmen, welche von Menſchen zu ihren Zwecken 
aufgeſtellt wurden, ſondern das Gefühl der Be— 
wunderung deſſen, was in der That unerklärlich 
iſt, bildet das Kennzeichen des Gefühls für das 
Wunderbare. Nur wo die Kennzeichen dieſer drei 
Grund-Beſtandtheile der Religioſität ſich vereini— 
gen, findet ſich die letztere in ihrer ganzen Fülle 
und Stärke. 

Wie es übrigens Kennzeichen der wahren Re— 
ligioſität, jo gibt es auch Kennzeichen der falſchen. 
Die Klippen einer ſolchen ſind beſonders eine kalte 
Intelligenz, ein ſtarrer Puritanismus und ein Vor— 
walten der thieriſchen Triebe. Die kalte Erwä— 
gung kann die Regungen eines warmen Gefühls 
nicht erſetzen. Das Streben nach Gründen hat 
wohl ſeinen Werth, allein auch die Bewunderung 
hat den ihrigen, die Beweisführung konnen wir 
nicht entbehren in menſchlichen Dingen, doch auch 
die Anbetung nicht in göttlichen. Die Wahrſchein— 
lichkeitslehre iſt kalt im Vergleich mit dem Gefühle 
der Hoffnung und bietet nicht denſelben feſten 
Anker, wie die Zuverſicht auf eine beſſere Zukunft. 
Die Intelligenz vermag uns daher die Stelle der 
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Religion nicht zu vertreten, fie gibt uns Begriffe 
und Gedanken, ftatt bewegter Empfindungen. 

Die Religion ſchließt Künſte und Wiſſenſchaften 
nicht aus, ſondern heiligt und erhebt ſie. Der 
Sinn für Töne, Farben, Bauwerke und Formen 
iſt uns nicht minder von Gott gegeben, als das 
Gefühl der Ehrerbietung, Hoffnung und der Be— 
wunderung; inſofern daher Töne, Farben, Bau— 
werke und Formen blos als Hebel unſerer morali— 
ſchen Empfindungen dienen, ſind ſie keineswegs 
verwerflich, ſondern preiswürdig. Unſer Schön— 
heitsgefuhl ſoll durch unſere religibſen Uebungen 
durchaus nicht verletzt werden. Es heißt daher 
ebenſowohl der Natur widerſtreben, wenn wir alle 
dieſe Anlagen des Geiſtes nicht berückſichtigen, als 
wenn wir ſie übermäßig hegen. 

So häufig wird aber ſogar das Walten der 
niedrigen Empfindungen und thieriſchen Triebe 
ſelbſt für Religioſität ausgegeben. Die Furcht iſt 
ein Ausfluß der niedern Empfindung der Sorg— 
lichkeit, die Verdammung Andersglaubender das 
Reſultat eines mächtigen Zerſtörungstriebs, die Be— 
kämpfung Derer, welche einer andern Kirche ange⸗ 
hören, die Wirkung eines regen Bekämpfungstriebs, 
die Furcht ſteht niederer, als die Hoffnung, die 
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Verdammung widerſpricht dem chriſtlichen Grund— 
ſatze der Liebe, die Bekämpfung Andersdenkender 
dem Grundſatze der Verſöhnung. Wo daher Furcht, 
Kampfluſt und Verdammung vorwalten, da iſt nicht 
Religion, ſondern deren ſchlimmſter Gegenſatz, 
da walten nicht die höheren moraliſchen Em— 
pfindungen, ſondern die thieriſchen Triebe, und die 
nothwendige Folge muß ſein innere Zerriſſenheit, 
Troſtloſigkeit und Seelenunfrieden, ſtatt der Be— 
gleiter wahrer Religioſität: des Glaubens, der 
Liebe und der Hoffnung. Jeder normal gebildete 
Menſch beſitzt die Gefühle des Wohlwollens, der 
Gewiſſenhaftigkeit, der Ehrerbietung, der Hoffnung 
und des Wunderbaren. Derjenige Menſch, welcher 
dieſe Gefühle nicht kennt, oder nicht zu kennen 
vorgibt, iſt daher kein normal gebildeter Menſch 
oder täuſcht ſich ſelbſt und Andere über feine nor— 
male Bildung. Die Menſchheit iſt mit Empfäng—⸗ 
lichkeit für Moral und Religion gebildet. Wir 
können daher mit voller Zuverſicht erwarten, daß 
es den Spöttern und Unheiligen niemals gelingen 
werde, die moraliſchen und religiöſen Gefühle aus 
der Seele der Menſchen zu verdrängen; im Ge— 
gentheil wird jeder Gegenſtoß gegen dieſe Gefühle 
ſie zu reger Thätigkeit auffordern, während ſie im 
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Alltagsleben der Sinnlichkeit und Eitelkeit nur zu 
leicht in Unthätigkeit verſinken. Nur auf dem Ge— 
biete der Freiheit werden ſich übrigens auch die 
Gefühle der Moralität und Religioſität kräftig ent— 
wickeln. Wer das Böſe im Keim erdrücken will, 
erdrückt zu gleicher Zeit nur zu häufig den Sporn 
zu angeſtrengter Thätigkeit der höheren Kräfte der 
Seele. Wer das Unkraut ausjäten will, reißt 
damit zu gleicher Zeit oft auch den Waitzen aus. 
Daher hat ſchon Chriſtus dieſes verboten. Er hat 
ausdrücklich geſagt, man ſolle warten bis der Waitzen 
reif ſei. Allein Chriſtus hat nur gelehrt für Die— 
jenigen, die einfältigen Herzens ſind, und dieſes 
bewahren nur Wenige im Getriebe des politiſchen 
und des Hoflebens. 

Daher mußte das Kirchenweſen aller Orten in 
Europa zu einer bloßen Maſchinerie der Unter— 
drückung ausarten. Zu der allen übrigen chriſt— 
lichen Staaten gemeinſamen ſchlechten Grundlage 
derſelben tritt aber in Deutſchland noch der aus 
der Zerſtückelung unſeres Landes und dem Gegen— 
ſatze der Religionsparteien hervorgetretene Uebel— 
ſtand hinzu. 

Wie im Gebiete des Staats, ſo zeigt ſich auch 
im Gebiete der Kirche der alte Grundfehler der 
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Deutſchen: Mangel an Einheit. Wie dort das 
Prinzip der landſtändiſchen und der unumſchränkt 
monarchiſchen Verfaſſung, ſo ſteht ſich hier das 
Prinzip des Proteſtantismus und des römiſchen 
Katholizismus feindlich gegenüber und erſchwert 
die Einigung, welche dem deutſchen Volke ſo ſehr 
Noth thut. Statt die Verſöhnung der chriſtlichen 
Religionsparteien zu befördern, haben namentlich 
die Regierungen von Oeſtreich und Bayern durch 
Begünſtigung des Jeſuiten-Ordens und anderer 
Mönchs⸗Orden, die Zwietracht in dem Schooß des 
deutſchen Chriſtenthums genährt. Die Umtriebe 
der Jeſuiten, welche am 19. April 1820 unter 
dem Namen „Ligorianer“ in Oeſtreich Aufnahme 
fanden, tragen ihre Früchte. Romanismus und 
Germanismus ſtehen ſich in dem katholiſchen Chriſten— 
thume Deutſchlands feindlich gegenüber, und fechten 
täglich ihre Schlachten. An der Spitze der deutſchen 
Chriſten ſtehen Ronge und ſeine Begleiter, an der 
Spitze der Römlinge der Papſt mit ſeinen Mönchen 
und Mönchsfreunden. Den Ausgang dieſes Kam— 
pfes in ſeinen Einzelheiten kann Niemand 
vorherſagen. Allein im Ganzen und Großen 
deutet das vollendete Rad der Zeit auf den Fort— 
ſchritt der Wahrheit und den Untergang der Lüge, 
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auf den Sieg der deutſchen Beſtrebungen über die 
römiſchen, der Freiheit über die Tyrannei. Der⸗ 
ſelbe Kampf, welcher innerhalb der katholiſchen 
Kirche gekämpft wird, findet auch ſtatt innerhalb der 
proteftantifchen und der jüdiſchen. Was dort die Je— 
ſuiten, ſind hier die Pietiſten und die Rabbinen. 

Während die Römiſchkatholiſchen einen Papſt 
in Rom, haben die Proteſtanten vierzig Päpſte in 
den verſchiedenen Reſidenzen Deutſchlands. Die 
proteſtantiſche Kirche liegt ebenſowohl in Feſſeln, 
als die römiſch-katholiſche. Erſt wenn dieſe ge— 
brochen ſind, iſt eine freie Vereinigung zwiſchen 
deutſchen Proteſtanten und deutſchen Katholiken 
möglich. 

Vereinigung der deutſchen Völker zu einer deut— 
ſchen Nation, Vereinigung der deutſchen Chriſten 
zu einer deutſchen chriſtlichen Kirche — das ſollte 
das Streben jedes redlichen Vaterlandsfreundes 
und jedes deutſchen Chriſten ſein. 

Wenn dieſes Ziel erreicht ſein wird, dann erſt 
wird Deutſchland auf dem Höhepunkte ſtehen, der 
ihm beſchieden iſt. | 


Zweiundzwanzigſter Abſchnitt. 
Die Polizei. 


Die Aufgabe einer gut geleiteten Polizei iſt 
es, den Anforderungen der Religion, der Moral 
und des Rechts die Wege zu bahnen, da auszu— 
helfen, wo uns beſtimmte Geſetze keine Richtſchnur 
mehr bieten. Allein betrachten wir die Polizei 
unſerer Tage, ſo iſt es augenſcheinlich, daß ſie im 
Laufe der Jahrzehnde zur ſchlimmen Feindin aller 
Religionen, aller fittlihen Würde und des Geſetzes 
geworden iſt. Unter ihren Fittichen wurde die 
Trierer Rockfahrt, ſchmählichen Andenkens, abge— 
halten, haben ſich die Römlinge und Pietiſten aller 
Orten in Deutſchland ausgebreitet. Sie iſt es, 
welche die privilegirten Lotto's, Staatslotterien 
und Spielbanken gegen die Stimme der Nation 


aufrecht erhält. Unter ihrem Deckmantel wuchern 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 8 
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alle möglichen Häuſer des Laſters und der Schande. 
Sie fragt nirgends nach dem religiöfen oder mo— 
raliſchen Werthe einer Handlung, ſondern lediglich 
nach den äußern Formen, in welchen ſie zu Tage 
tritt. Indem ſie dem Laſter ihr Siegel aufdrückt 
und es dadurch, wenigſtens dem Staate gegenüber, 
privilegirt, treibt ſie einen Handel mit der Men— 
ſchenwürde, welcher ſich aus Gründen der Nützlichkeit 
nicht rechtfertigen läßt. Denn wenn ſie auf der 
einen Seite in der That einige Mißſtände beſeitigt, 
ſo macht ſie es möglich, daß ſich die öffentliche 
Aufmerkſamkeit auf die unter ihrer Obhut ſlehen— 
den Anſtalten richtet. Sie erlaubt dadurch dem 
Laſter, frech ſein Haupt zu erheben und ſich an 
die Seite der Tugend zu ſtellen, gleich als unter— 
ſcheide ſie ſich von ihm nicht dem Weſen, ſondern 
nur der Form nach. Die nothwendige Folge hie— 
von iſt, daß das Polizeiperſonal faſt aller Orten 
mit dem Laſter auf dem vertrauteſten Fuße lebt. 
Wer an der Spitze einer Spielhölle oder einer 
ſchlechten Anſtalt irgend einer andern Art ſteht, 
weiß, daß er ſich mit der Polizei befreunden 
muß, um ungehindert ſein verderbliches Gewerbe 
treiben zu dürfen, weiß, daß dieſe Befreundung 
nur möglich wird durch Beſtechung, und auf ſolche 
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Weiſe wird die Polizei nicht blos formell, ſon— 
dern auch materiell die Mitſchuldige faſt aller ſitten— 
verderbenden Anſtalten. 

Sie drückt nicht nur gegen dieſe, ſondern auch 
gegen deren Beſucher und Beförderer zur rechten 
Stunde ein Auge zu. Das Laſter wird auf dieſe 
Weiſe zu ihrem Kapital, das ihr Zinſen tragen 
muß und welches daher ſich nicht mindern darf, 
ſondern mehren muß, ſoll ſie anders gute Tage 
haben. Durch dieſe Verbindung, in welcher unſere 
Polizei mit allen Arten von Laſtern ſteht, iſt ſie 
ſelbſt entſittlicht, alles Gefühls von Menſchenwürde 
und Menſchenwerth entkleidet worden und daher 
iſt ſie nicht mehr im Stande, an die Würde und 
den Werth des Menſchen zu glauben. Wie ſie in 
ſocialer Beziehung dem Laſter jeder Art das Gepräge 
der Geſetzmäßigkeit aufzudrücken ſich bemüht, ſo ſucht 
ſie auch in kirchlicher und politiſcher Beziehung der 
Willkür den Schein des Rechts zu verleihen. Wie 
in ſocialer Beziehung ihr nur Derjenige etwas gilt, 
welcher ſie beſticht, während der Arme, der nichts 
beſitzt, um ſie beſtechen zu können, ihr nur ein 
Gegenſtand nutzloſer Bemühung iſt, ſo iſt ihr in 
politiſcher Beziehung nur Derjenige eine Autorität, 


welcher ihr Rang, Ehren und Geld ſpenden kann, 
— K 
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während die Männer, welche auf ihr Recht und 
ihre Freiheit halten, welchen die Tugend kein 
leerer Schein iſt, ihr ein Dorn im Auge ſind. 

Die Stellung, welche die deutſche Polizei dem 
Laſter gegenüber einnimmt, bezeichnet ihren ganzen 
Charakter. Wie ſie privilegirte Kupplerin und 
Agentin des Hazardſpiels in ſocialer Beziehung, ſo 
iſt ſie auch Verführerin auf dem Gebiete der 
Kirche und des Staates. Wen ſie nicht verführen 
kann, den chikanirt ſie auf's äußerſte. Mancher 
fragt mich wohl, was ich unter Verführung auf dem 
Gebiete der Kirche und des Staates verſtehe? 
Meine Antwort iſt: die Begünſtigung leeren For⸗ 
menſpiels im Gegenſatz zu bedeutungsvoller Hand— 
lung, eitlen Gepränges im Gegenſatze zu tief ge— 
fühlter Wahrheit, ſinnloſer Dogmen ſtatt wohlbe— 
gründeter Ueberzeugung. Da ſie ſelbſt die frechſte 
Heuchlerin iſt, ſo ſympathiſirt ſie, ſich ſelbſt unbewußt, 
mit allen Heuchlern in Kirche und Staat. Selbſt 
ungläubig in religiöſer und vertrauenslos in poli— 
tiſcher Beziehung, gibt fie ſich, wo es die Verhält- 
niſſe mit ſich bringen, den Anſchein kirchlicher 


Gläubigkeit und des unbeſchränkteſten Vertrauens 


in die Weisheit der jeweiligen Machthaber. Die— 
ſelbe Maske, welche ſie trägt, ſollen auch alle 
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andere Staatsbürger tragen. Mögen ſie dann auch 
unter derſelben lachen und ſpotten, darum beküm— 
mert ſich die Polizei gar wenig,, ja ſie thut es 
nicht ſelten ſelbſt. Denn ſo weit reicht ihr Streben 
gar nicht, Harmonie zwiſchen den innern Gefühlen 
und der äußern Erſcheinung herbeizuführen. Sie 
hat es immer nur mit der letzten zu thun. 

Die Polizei hat gleich dem Mephiſtopheles im 
Fauſt nur das eine Beſtreben, die Menſchen in 
ihre Schlingen zu ziehen. Dazu bedient ſie ſich 
mit Geſchick ihrer Schwächen. So mannigfaltig 
als dieſe ſind auch die Mittel, deren ſie ſich bedient. 
Nichts deſtoweniger laſſen ſich einige Grundzüge 
ihrer Kriegskunſt feſtſtellen. Vor allen Dingen 
verhöhnt und verachtet ſie den Glauben an die 
5 Tugend des Menſchen und die Gerechtigkeit Gottes. 
Dadurch löſt fie die Bande auf, welche die Men— 
ſchen mit einander vereinigen und ihnen Muth 
und Kraft zum Widerſtande gegen die Willkür 
verleihen. Auf der einen Seite iſt ſie die Ver— 
ſucherin zu allen Arten ſinnlicher Genüſſe. Vielen 
welchen ſie den Glauben an die Gerechtigkeit Gottes 
nicht benehmen kann, auf welche das erſte ihrer 
hölliſchen Mittel nicht wirkt, entnervt ſie vermittelſt 
des zweiten. Hat ſie ſich doch nicht geſcheut, 
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Volksabgeordneten, denen fie den Glauben an Gott 
und die Menſchheit durch ihre Sarkasmen nicht zu 
rauben vermochte, die künſtlichſten Schlingen zu 
legen, um ſie in den Armen von Weibern die 
Pflichten für Freiheit, Recht und Vaterland ver— 
geſſen zu machen. 

Die Polizei war daher gewaltig und hochge— 
bietend, ſo lange das religibſe und moraliſche 
Gefühl des Deutſchen ſchlief. Jetzt, da es erwacht 
iſt, muß ſie zu Grunde gehen. Denn alle Beſſern 
im Volke werden, wenn auch ſich ſelbſt unbewußt, 
einen großen Bund der Tugend gegen ſie, die 
Vertreterin des Laſters, ſchließen, und dieſem Bunde 
wird ſie früher oder ſpäter erliegen. 

Im Laufe von 30 Jahren war die Frage, ob 
es der Polizei gelingen würde, dem in prunkhafte 
Gewänder gehüllten Laſter den Sieg über die an— 
ſpruchsloſe Tugend zu verſchaffen. Lange Zeit 
ſchien es, als ſollte er ihr zu Theil werden. Es 
gelang ihr, unſere Literatur, unſer Theater, unſere 
ſocialen wie unſere politiſchen und kirchlichen Ver— 
hältniſſe in einen chaotiſchen Zuſtand zu verſetzen. Ihr 
haben wir es theilweiſe zuzuſchreiben, wenn Männer 
wie Klauren und Kotzebue, Weiber wie die Gräfin 
Hahn-Hahn in Deutſchland eine Rolle zu ſpielen 
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vermochten, wenn die unſterblichen Werke Schillers 
immer ſeltener auf unſern Bühnen erſchienen und 
ſie durch keinen würdigen Nachfolger erſetzt wurden. 
Denn während die Cenſur jedem Ausdruck eines 
kräftigen Gefühls religiöſer, ſittlicher oder politiſcher 
Natur entgegentrat, ſpendeten unſere Großen ihre 
Gaben nur der ſchmeichelnden Mittelmäßigkeit. 
Aller Orten ſahen wir die Polizei im Kampfe mit 
dem Genie und geſtützt auf Geiſtesarmuth und Cha— 
rakterloſigkeit. Börne ſtarb in fernem Auslande, 
Herwegh wurde aus Preußen gewieſen, Frei— 
ligrath und Heinzen mußten flüchtig werden, 
Schuſelka wurde von der öſterreichiſchen Regierung 
von Ort zu Ort getrieben, Prutz kann ſeine 
Werke in Preußen nicht zur Aufführung bringen. 


Allein ein Halm, ein in Alterſchwäche verſunkener 


Tieck und ähnliche Leute wurden uns von den 
bezahlten Organen der Polizei als Muſter im 
Gebiete der Dichtkunſt geprieſen. Schillers 
Trauerſpiele verbot die öſterreichiſche Polizei An— 
fangs ganz, ſpäter begnügte ſie ſich, ſie zu ver— 
ſtümmeln. Wie ſehr hatte Jean Paul, dieſer 
reinſte und philoſophiſchſte unter den Dichtern 
Deutſchlands, über die Cenſur zu klagen! Nicht 
umſonſt wurden Berlin und München, dieſe wegen 
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ihrer Sittenloſigkeit ſo ſehr verrufenen Reſidenzen, 
zu den Sitzen von Univerſitäten berufen. 

Eine in Laſter verſunkene Jugend hört auf, 
dem Staate gefährlich zu ſein. Und darin beſteht 
ja die einzige Aufgabe der Polizei, die Gefahren zu 
erſticken, welche der innern Ruhe erwachſen könnten. 
Daß eine entnervte Jugend dem Vaterlande keine 
Stützen bietet, kümmert ſie wenig. Sie hat es 
nicht mit dem äußern Feinde des Vaterlandes, 
ſondern nur mit ihrem innern Feinde zu thun, 
und dieſer iſt überall der Sinn für Freiheit und 
Recht, welcher ſich gründet auf ein reges ſittliches 
und religiöſes Gefühl. 

Der Kampf mit der Polizei iſt daher gleichbe— 
deutend mit dem Kampfe gegen das Laſter, gegen 
ſchmutzigen Eigennutz und erbärmliche Eitelkeit. 

Wenn ich von Polizei überhaupt ſpreche, ſo 
verſtehe ich darunter ihre 3 Richtungen: Polizei— 
Geſetzgebung, Polizei-Geſetzesanwendung und Poli— 
zei⸗Geſetzesvollſtreckung. In den conſtitutionellen 
Staaten Deutſchlands fehlt es größtentheils gänz— 
lich an einer Polizei-Geſetzgebung, es kann alſo 
im eigentlichen Sinne von einer Polizei-Geſetzes⸗ 
anwendung und Geſetzesvollſtreckung gar nicht die 
Rede ſein. Das Wirken der Polizei beſteht daher 
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hier auf bloſer Willkür, welche um ſo verletzender 
iſt, je mehr ſie im Widerſpruch ſteht mit den be— 
ſchwornen Verfaſſungen. Dieſe letzteren ſichern dem 
Bürger Freiheit der Perſon und des Eigenthums, 
Religions- und Gewiſſensfreiheit zu, verſprechen ihm, 
daß er ſeinem ordentlichen Richter nicht entzogen 
werden ſoll, ſanctioniren ſein Petitions- und Aſſo— 
ciationsrecht. 

Allein im praktiſchen Leben ſtößt die Polizei 
alle dieſe Zuſagen um. In denjenigen deutſchen 
Staaten, in welchen der Artikel 12 der deutſchen 
Bundesakte gar nicht zur Ausführung gebracht 
wurde, hat man im Wege der Geſetzgebung alle 
jene durch die Menſchenwüurde und die ſchwankenden 
Begriffe von Geſetz und Billigkeit begründeten 
Rechte umgeſtoßen. Die Polizei wirkt da und dort 
weſentlich vereinzelnd. Sie trennt jeden Bürger 
von ſeinem Mitbürger los, ſtellt ſich jedem Einzel— 
nen mit ihrer ganzen Macht entgegen, und er— 
drückt in der Regel ſehr bald jeden Widerſtand, 
welchen er ihr entgegenſetzen möchte, durch Geld— 
und Gefängnißſtrafen und dadurch, daß ſie es ihm 
vermittelſt der Cenſur unmöglich macht, den Beiſtand 
oder das Mitgefühl Gleichgeſinnter in Anſpruch 
zu nehmen. Die Staatsdiener werden von aller 
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ſelbſtthätigen politiſchen und kirchlichen Wirkſamkeit 
zuerſt durch Warnungen, und wenn dieſe nicht 
fruchten, durch Verſetzungen und Abſetzungen ab— 
gehalten. Den Gewerbsleuten wird mit Gewerbs— 
entziehung gedroht. In die eine von dieſen beiden 
Klaſſen fallen faſt alle gebildeteren Männer unab— 
hängigen Sinnes in Deutſchland. Außer dieſen 
Drohungen, welche noch neuerdings z. B. gegen 
Schulze in Breslau, Wislicenus in Halle und 
Rupp in Königsberg verwirklicht wurden, ſchreitet 
man zu Strafexecutionen ohne Urtheil, wie z. B. in 
Königsberg gegen die Männer, welche die Zu— 
ſammenkünfte im Böttcherhöfchen geleitet hatten. 
Man ſcheut ſich ſogar nicht, ganzen Gemeinden das 
Zuſammentreten unter ihren verfaſſungsmäßigen 
Vorgeſetzten zu verbieten, wie dies in Mannheim 
geſchehen iſt. 

Gegen die Uebergriffe der Polizeigewalt gibt 
es gar keine wirkſame Abhülfe durch die Oberbe— 
hörden. Denn wenn dieſe auch, was ſelten geſchieht, 
die Verfügungen ihrer untergebenen Behörden ab— 
ändern, ſo kommen dieſe abändernden Verfügungen 
in der Regel ſo ſpät, daß der günſtige Augenblick, 
irgend ein verfaſſungsmäßiges Recht auszuüben, 
vorüber iſt, ſo daß eben die Abhülfe nur auf dem 
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Papiere ſteht, während die Mühe und die Koften, 
dieſelbe zu erwirken, nicht blos auf dem Papiere 
ſteht, ſondern längſt zur bittren Wirklichkeit ge— 
worden, bevor die papierne Abhülfe erfolgt iſt. 
Die Polizei iſt zwar überall dieſelbe, überall das 
Prinzip der Willkuͤr und der Gewalt im Staate; 
nichts deſtoweniger theilt ſie ſich in die offene und 
in die geheime, wovon die letztere ihrer Natur 
nach immer die gefährlichere, die verderblichere, 
gerade weil es ſchwerer iſt, ſich vor ihr zu ſchützen, 
weil fie unter den Formen des geſellſchaftlichen 
Verkehrs, ja nicht ſelten des Wohlwollens, der 
Freundſchaft und der Liebe dem ſorgloſen Bürger 
die verderblichſten Fallen ſtellt. Früher konnte 
man die Polizei eintheilen in die politiſche und die 
nichtpolitiſche. Jetzt hat die politiſche Seite der 
Polizei jede andere Seite derſelben verſchlungen. 
Das Paßweſen, die Ausſtellung und die Viſirung 
des Wanderbuches der Handwerksgeſellen ſelbſt hat 
einen weſentlich-politiſchen Charakter angenommen. 
Durch dieſe Anſtalten hat es ſich die Polizei mög— 
lich gemacht, ihre Arme von einem Lande zum 
anderen auszuſtrecken und die Opfer ihrer Ver— 
folgung raſtlos in der Welt umherzutreiben bis in 
das freie Nordamerika. Dort erſt, im Gebiete der 
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Volksherrſchaft, verlieren ihre Pfeile die Kraft. 
In Europa aber übt ſie durch ihre Päſſe, Wan— 
derbücher und Heimathſcheine einen Druck auf die 
große Maſſe der Nation aus, welcher für ſich allein 
genügen ſollte, ein kräftiges Volk zum Aeußerſten 
zu bringen. Der Menſch ohne Ausweis hat aufge— 
hört, in unſeren monarchiſch-ariſtokratiſchen Staa— 
ten Menſchenrechte zu haben. Wer keinen Paß, 
kein Wanderbuch oder keinen Heimathſchein beſitzt, 
iſt der Polizei verfallen mit Leib und Leben. Nur 
wer ſich von der Polizei einen ſolchen Ausweis ver— 
ſchafft, hat außerhalb ſeines Verkehrs noch einen 
Theil ſeiner Menſchenrechte. Die unglückliche Jung— 
frau, welche aus finſtern Kloſtermauern entflieht, 
um ihr Leben in denſelben nicht vertrauern zu 
müſſen, wird zu Dieben und Moͤrdern in ein Ge— 
fängniß geſteckt, der Leibeigene, welcher ſeinem 
Leibherrn entſpringt, um ſich vielleicht vor ſeinem 
glühenden Zorne zu ſchützen, wird demſelben wieder 
ausgeliefert. Das alles und noch vieles andere, was 
wir hier nicht mittheilen können, thut die Polizei. 
Allein was ſie nicht thut, das haben uns die Hun— 
germonate der letzten Zeit bewieſen. Während die 
Polizei des alten Griechenlands und Roms beſon— 
ders die Aufgabe hatte, gute Aufſicht auf Märk⸗ 
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ten zu halten, und dafür zu ſorgen, daß dieſel— 
ben immer reichlich verſehen ſeien, damit keine 
Theurung entſtehe, haben unter den Augen unſerer 
heutigen Polizei in ſehr vielen Städten, ſelbſt in 
mehreren Reſidenzen die größten Brod- und Kar— 
toffel⸗Unruhen ſtattgefunden. 

Bereits im Monat September 1846 wurde 
von vielen Seiten und namentlich von Seiten der 
Preſſe und der Landſtände darauf hingewieſen, daß 
eine Theuerung bevorſtehe, und daß daher Maß— 
regeln zu deren Abhülfe zu treffen ſeien. Die 
Mißernte war übrigens nicht ſo ſchlimm, daß deren 
Ausfall nicht leicht hätte gedeckt werden können. 
Das getraidereiche Nordamerika und Rußland waren 
zur Aushülfe bereit. Die Vorräthe Deutſchlands 
reichten weit genug, um dem Handel Zeit zu 
laſſen, die erforderlichen Einkäufe im Auslande zu 
machen und dieſelben nach Deutſchland zu verführen, 
lang bevor die deutſchen Vorräthe aufgezehrt waren. 
Hätten die Regierungen Deutſchlands in den Mo— 
naten September und October 1846 ihre Maß— 
regeln getroffen, hätten ſie damals die erforder— 
lichen Einkäufe im Auslande machen laſſen, und 
die ſo erlangten Nahrungsmittel in ganz kleinen 
Parthien an die Conſumenten und in größern Par— 
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thien an die Bäcker verkauft, ſo hätten ſie da— 
durch alle Märkte beherrſchen und die Händler mit 
Nahrungsmitteln nöthigen konnen, ihre Forderun— 
gen nicht zu hoch zu ſpannen. Auf dieſe Weiſe 
hätte dem Wucher, welcher unzweifelhaft im Laufe 
des bezeichneten Jahres mit Lebensmitteln getrie— 
ben wurde, Einhalt gethan werden können. Die 
Spekulation, welche den Hunger der Maſſen be⸗ 
ſteuert, wäre im Keime erſtickt worden. Es hätten 
nicht 20 bis 30 Leute ihre Procente bezogen, be— 
vor ein Malter Korn aus den Händen des Pro— 
ducenten in diejenigen des Conſumenten gelangt 
war. Allein von allem dem that die Polizei nichts. 
Sie ließ in den meiſten Staaten nicht einmal zur 
Zeit, da es galt, alſo in den Monaten October 
und November die vorhandenen Vorräthe von 
Lebensmitteln aufnehmen, um nach den Umſtän— 
den ihre Maßregeln treffen zu können. Sie ver— 
wendete nicht einmal die in ihrem Beſitze be— 
findlichen Vorräthe an Lebensmitteln dazu, die 
Marktpreiſe zu drücken. — Unter ſolchen Umſtän— 
den war es nicht zu verwundern, daß die Preiſe 
der Nahrungsmittel eine mit den vorhandenen Vor— 
räthen und der Leichtigkeit, ſolche beizuſchaffen, in 
durchaus keinem Verhältniß ſtehende Höhe erreichten. 
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In dieſem Augenblicke that es nun beſonders Noth, 
daß wenigſtens die verſchiedenen Staaten Deutſch— 
lands ſich gegenſeitig aufzuhelfen ſuchten, um die 
Noth nicht noch größer werden zu laſſen. Allein 
was geſchah? Zuerſt fingen die Regierungen von 
Bayern, Würtemberg und Baden an, ihrer treueſten 
und beſten Abnehmerin in Tagen des Ueberfluſſes, 
der Schweiz, einen hohen Zoll aufzuerlegen. Dieſe 
Maßregel mochte allerdings die Zollkaſſen füllen, 
allein ſie erhob zu gleicher Zeit den Eigennutz zum 
leitenden Grundſatze in Tagen der Theuerung, und 
dieſes Prinzip konnte früher oder ſpäter auch gegen 
ſie in Anwendung gebracht werden; auch währte 
es nicht lange, bis daſſelbe Prinzip auch in andern 
deutſchen Staaten auftauchte. Jeder ſorgte nur 
für ſich ſelbſt und bekümmerte ſich nicht darum, ob 
der Andere zu Grunde ging. Die Ausfuhr von 
Kartoffeln, ſelbſt nach deutſchen Staaten hin, wurde 
von vielen Seiten verboten; Oeſtreich ſetzte dieſen 
Ausfuhr⸗Verboten die Krone auf, indem es gegen 
Preußen, Sachſen und Bayern ſich gänzlich ab— 
ſperrte. Dieſe, von einem engen und unpatrio— 
tiſchen Geſichtskreiſe zeugenden Maßregeln geben 
uns einen Wink, was Deutſchland von ſeinen Re— 
gierungen zu erwarten hätte, falls ein anderer 
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Feind, als der Hunger, ſich feiner Grenze nahte. 
Auch in dieſem Falle würde ohne Zweifel Oeſtreich 
ſich ganz abſperren, Bayern, Würtemberg und 
Baden beſondere Maßregeln treffen, das ganze zum 
Zollverein nicht gehörige Gebiet als Ausland be— 
handelt werden, kurzum wir wurden diefelben klein— 
lichen Rückſichten und halben Maßregeln bei unſern 
Regierungen wieder finden, welche Deutſchland in 
den franzöſiſchen Revolutionskriegen zu Grunde 
richteten. Doch es handelt ſich bei der Theuerung 
des Winters 18/3 nicht blos um die Preiſe der 
Nahrungsmittel, ſondern auch um die Mittel, die— 
ſelben zu bezahlen. Wir haben geſehen, daß unſere 
Regierungen nichts thaten, um die Preiſe der 
Nahrungsmittel niedrig zu halten. Was haben ſie 
gethan, um den ärmeren Klaſſen die Möglichkeit 
zu geben, die hohen Preiſe der Nahrungsmittel zu 
erſchwingen? Die Antwort iſt: ſie haben nach wie 
vor ihre Maßregeln ſo getroffen, daß die deutſche 
Induſtrie mit derjenigen anderer Länder, beſonders 
Englands, nicht concurriren kann. Sie haben ſelbſt 
ihren, viele Millionen Thaler betragenden Bedarf 
an Eiſenbahnſchienen, Locomotiven u. ſ. w. aus 
England bezogen. Sie haben es durch ihren 
Zolltarif dahin gebracht, daß jährlich mehr als 
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100 Millionen Thaler für Arbeitslohn, welcher in 
Deutſchland verdient werden könnte, allein nach 
England geht. Zur Erleichterung der auf dem 
Grund und Boden ruhenden Laſten und folgeweiſe 
zur Ermunterung des Ackerbaues, iſt nichts geſchehen. 
Die Abgaben wurden in dem Hungerjahre mit 
derſelben unerbittlichen Strenge erhoben, als in 
den Jahren des Ueberfluſſes. Die polizeilichen 
Vexationen, welche alle Gewerbe drücken, dauern 
fort. Die Schwierigkeiten, welche der Nieder— 
laſſung und dem Uebergange von einem Gewerbe 
zum andern entgegenſtehen, ſind unvermindert ge— 
blieben. Die Privilegien des Adels und der 
Reichen werden unter allen Umſtänden aufrecht 
erhalten, den Armen wird jede Beſprechung ihrer 
gemeinſchaftlichen Intereſſen unmöglich gemacht. 
Unter dieſen Umſtänden machte ſich die Verzweif— 
lung der ärmeren Klaſſen in vielen Städten Deutſch— 
lands und namentlich der beiden abſoluten Staaten, 
Oeſterreich und Preußen, Luft in Brodunruhen 
und Kartoffel-Krawallen. Dieſe konnten allerdings 
leicht gedämpft werden, da ſie planlos, ohne Zu— 
ſammenhang und ohne höhere Leitung in's Leben 
traten. Allein es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſen 


Unruhen eine tiefe Bedeutung zu Grunde 89 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 9 
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Sie beweiſen klar und deutlich, daß die Achtung 
vor dem Eigenthume, wie der Reſpekt vor den 
Behörden, bei einem großen Theile des deutſchen 
Volles auf's Tiefſte erſchüttert iſt. Wenn ſich dieſe 
Stimmung des Volkes noch weiter ausbreitet, wenn 
ſie noch tiefere Wurzeln faßt, wenn ſie benützt wird 
von Männern höherer politiſcher Capacität, dann 
dürften am Ende doch die von den Gerichten de— 
cretirten Hiebe und Gefängnißſtrafen nicht aus— 
reichen, um die Ruhe des Kirchhofs aufrecht zu 
erhalten. 


Dreiundzwanzigſter Abſchnitt. 


Landmacht ). 


An unſer Polizeiweſen reiht ſich unſer Heerweſen 
natürlich an. Denn leider iſt letzteres gewiſſer— 
maßen zu einem Theile des erſteren herabgeſunken. 
Wäre der Zweck unſeres Heerweſens zunächſt gegen 
das Ausland gerichtet, fo müßte es ganz anders 
organiſirt ſein. Allein es bildet den einzigen feſten 
Grund und Boden der Monarchien und Ariſtokratien 
Europa's, und insbeſondere in Deutſchland, die 
Stütze der Carlsbader und Wiener Beſchlüſſe, den 
Bundesgenoſſen der Polizei, und als ſolcher mußte 
es natürlich ganz anders beſchaffen ſein, als wie 
ein Bundesgenoſſe des Rechts gegen den äußern Feind. 


*) Briefwechſel zwiſchen einem ehemaligen und einem 
jetzigen Diplomaten. Herausgegeben von Guſtav v. 
Struve. Mannheim S. Bensheimer 1845. 
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Gerade derjenige Theil Deutſchlands, welcher 
dem Auslande gegenüber am ſchutzloſeſten iſt, der 
ſüdweſtliche, aus einer Mehrzahl mindermächtiger 
Staaten beſtehend, hat keine Volksbewaffnung. 
Baiern, Würtemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt, 
Kurheſſen, Naſſau bilden ſchon deßwegen einen 
ſchwachen Theil Deutſchlands, weil dieſe verſchie— 
denen Länder nicht unter einem und demſelben 
Haupte ſtehen. Sie ſind überdies durch Feſtungen 
nicht genügend geſchützt. Auch wenn Raſtadt 
und Ulm vollendet ſein werden, können ſich die 
deutſchen Befeſtigungen diesſeits des Rheins mit 
den franzöſiſchen jenſeits deſſelben nicht meſſen. 
Der deutſche Bund erſchöpft ſeine beſte Kraft in 
Aufrechthaltung eines überſpannten Friedens-Mi⸗ 
litär⸗Standes, und bereitet ſich zum Kriege nicht 
vor, indem er das Volk kriegeriſch übt. Preußen 
trifft allerdings der letztere Vorwurf nicht, allein 
der erſtere um ſo ſchwerer. Der Aufwand an Geld 
und Menſchenkräften, welchen Preußens Militär— 
ſtand in Friedenszeiten erfordert, kann mit Recht 
unerſchwinglich genannt werden. Die Baſtillen, 
welche Ludwig Philipp um Paris gebaut, haben 
eine Milliarde, der Kriegslärm welchen Thiers im 
Jahre 1840 erhob, nicht viel weniger verſchlungen. 
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Die ärmeren Gegenden laufen Gefahr, durch alle 
dieſe Ausgaben zu Grunde gerichtet zu werden. 
Man höre die Klagen der franzöſiſchen Winzer, der 
deutſchen Bewohner des Ahrthales, der Eifel, des 
ſchleſiſchen Gebirgs, der Oſtpreußen u. ſ. w. Wenn 
dieſe Laſt in Friedenszeiten ſchon faſt unerträglich 
iſt, wie ſoll es im Kriege werden? 

Allein wie wir bisher geſehen haben, die meiſten 
unſerer Anſtalten ſind in Gemäßheit des Raths, 
welchen Fürſt Metternich dem Freiherrn v. Berſtett 
gab,“) nur darauf berechnet, das Beſtehende auf— 
recht zu halten. Daran hat man ſehr wenig ge— 
dacht, daß das Beſtehende am meiſten dadurch ge— 
fährdet wird, daß man nicht dafür Sorge trägt, 
ſeine naturgemäße Entwickelung zu befördern. Der 
Staats⸗ Organismus iſt nicht einem Steinblocke 
oder einem gehauenen Eichen-Stamme zu vergleichen, 
die man allenfalls in ihrem Beſtande erhalten 
kann. Er lebt, er bedarf eines unausgeſetzten Zu— 
fluſſes von Nahrungsquellen zu ſeiner Erhaltung, 
dieſe müſſen daher reichlich fließen, wenn er ge— 
deihen ſoll. Alles was dieſe auszutrocknen droht, 


*) G. v. Struve, Briefwechſel zwiſchen einem ehema⸗ 
ligen und einem jetzigen Diplomaten. S. 267. 
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wird ihm lebensgefährlich. Unſer Friedens-Militär— 
Stand zehrt gewaltig an unſerm National-Kräfte— 
Kapital und folgeweiſe bedroht er die Erhaltung 
des Staates ſelbſt. 

Eine Volksbewaffnung, wie die Schweiz z. B. 
ſie beſitzt, würde uns zu gleicher Zeit im Frieden 
geringere Koſten, und im Kriege größere Stärke 
gegen den Feind verleihen. Das ſehen unſere di— 
rigirenden Herren auch recht wohl ſelbſt ein. Allein 
ſie wollen keine republikaniſche Heeresverfaſſung, 
lieber ein koſtbares und gegen den äußern Feind 
unzulängliches, als ein wohlfeiles und nach außen 
hin ſchlagfertiges Heerweſen, weil dieſes keine Ga— 
rantien für das monarchiſche Prinzip bietet. 

Daher ſollten auch die deutſchen Heere nicht 
auf die Verfaſſungen beeidigt werden. O dieſer 
Artikel der Wiener Conferenzbeſchlüſſe hat wieder 
recht deutlich Zweck und Bedeutung unſeres Heer— 
weſens verrathen! Im Jahre 1820 hatte Fürſt 
Metternich in ſeinem erwähnten Schreiben dem 
Freiherrn von Berſtett „die beruhigende Gewißheit“ 
gegeben, „daß zwiſchen den europäiſchen Mächten 
durchaus kein Mißverhältniß beſteht, und nach 
den umwandelbaren Grundſätzen der Monarchie, 
auch unter keiner Bedingung Platz greifen 
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kann..“ Wenn deſſen ungeachtet jährlich fo viele 
Millionen in Deutſchland auf den Militärſtand 
verwendet wurden, fo konnte dieſes, im Bewußt— 
ſein jener friedlichen Stimmung ſämmtlicher Mo— 
narchen, nicht gegen den äußern Feind, ſondern 
nur gegen den innern geſchehen. Daß in den be— 
wegten Jahren, zur Zeit des Rheinliedes, außer— 
ordentliche Rüſtungen gemacht wurden, kann kein 
Beſonnener tadeln. Allein jede außerordentliche 
Anſtrengung, welche die Regierungen im Drange 
der Verhältniſſe ihren Völkern zumuthen, und 
welche von dieſen auch willig übernommen wird, 
geht in eine ordentliche Laſt über, und bleibt auf 
dem Volke ruhen, nachdem die äußere Veranlaſſung 
dazu gänzlich verſchwunden iſt. Die Regierungen 
haben jede äußere Bewegung benützt, unter dem 
Vorwande gegen den äußern Feind zu ruften, die 
Stützen der monarchiſchen Gewalt zu verſtärken. 
So waren auch die Folgen der Rheinliedsperiode 
größere Militärlaſten, welche dem deutſchen Volke 
auferlegt und in den ruhigen Zeiten, welche folgten, 
ihm nicht abgenommen wurden. Die Begeiſterung 
des Volkes wurde in der That nicht nur in den 
Jahren 1813-1815, ſondern noch im Jahre 1840 
ſehr wohl zu monarchiſchen Zwecken ausgebeutet. 
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Es war eine Zeit, da wehte der deutſche Reichs— 
Adler nicht nur in den Ländern, welche jetzt noch 
zu Deutſchland gerechnet werden, ſondern auch in 
der Schweiz, im Elſaß, in Lothringen, am Aus— 
fluſſe des Rheins in die Nordſee und am Ausfluſſe 
der Tiber und der Rhone in das Mittelmeer. Da— 
mals erklärte ein Hohenſtaufe einer moskowitiſchen 
Geſandtſchaft, welche ihm eine Tochter ihres Czaaren 
antrug, die Czaarentochter ſei dem deutſchen Kaiſer 
nicht ebenbürtig. Bereitwillig erkannten alle Reiche 
der Chriſtenheit die Ueberlegenheit und den höhern 
Rang des deutſchen Reiches an. Mit tiefer Weh— 
muth muß der Freund des Vaterlandes zurückblicken 
auf eine Vergangenheit, welche ſo ferne liegt, allein 
nicht ohne Hoffnung, es werde die Schmach der 
Gegenwart zu Ende gehen und einer beſſern Zu— 
kunft weichen. Unter den mannichfaltigen Urſachen, 
welchen die mehr und mehr ſchwindende Größe 
Deutſchlands zugeſchrieben werden muß, ſind nament— 
lich auch der Zuſtand des Heerweſens und die in 
demſelben als Regeln feſtſtehenden Grundſätze von 
hoher Bedeutung. 

Zur Zeit der Größe Deutſchlands, da galt der 
deutſche Kriegerſtand auch für den freieſten, für 
den geehrteſten Stand des Reiches. Da war er 
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mit dem Wohl und Wehe des Landes ſo innig 
verbunden und verwachſen, daß ein ſchroffer Ge— 
genſatz zwiſchen ihm und den andern Ständen ſeine 
Wirkſamkeit nicht lähmte. Wie anders aber hat 
ſich Alles jetzt geſtaltet in dem kargen Ueberreſte 
des ſonſt ſo übermächtigen deutſchen Reiches, in dem 
zerſplitterten deutſchen Lande! In unſern 38 Hee— 
rescontingenten, welche von 58 Mann zu 100,000 
Mann hinanlaufen, findet ſich nichts, was den 
Krieger an des deutſchen Vaterlandes ehemalige 
Größe erinnert, und nichts, was ihm einen Sporn 
böte, die verlorne Größe der vergangenen Jahr— 
hunderte dem Vaterlande wieder zu erobern. Die 
ganze Bildung unſerer Krieger iſt eine unvater— 
ländiſche, eine undeutſche. Man denkt nicht einmal 
daran, ihnen eine genaue Kenntniß der glorreichen 
Vergangenheit Deutſchlands in der Schule beizu— 
bringen. Ein freier Blick über das geſammte 
deutſche Vaterland wird ihnen nirgends eröffnet. 
In der That, wenn es irgend einen Stand gibt, 
welcher gerechten Grund zur Klage hat, ſo iſt es 
der Kriegerſtand unſerer Tage. Die große Maſſe 
deſſelben liefert ihm die Conſcription oder die Ar— 
muth, ſei es im Gewande der Werbung, oder in 
demjenigen der Unfähigkeit zur Stellung der eigenen 
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Equipirung (Preußen); daß daher die große Maſſe 
unſeres Kriegerſtandes unglücklich ſein müſſe, erhellt 
ſchon aus dieſen nackten Thatſachen. 

In dem größern Theile Deutſchlands ſteht der 
ohne ſeinen Willen, durch die Macht widerſtrebender 
Verhältniſſe in den Soldatenſtand hineingezwängte 
junge Mann unter der Herrſchaft des Stockes. — 
Kein Wunder daher, daß ſchon frühzeitig dem 
Knaben unbemittelter Eltern vor dem Gedanken 
grauet, auch ihn könne villeicht dermaleinſt das 
traurige Loos treffen, Soldat werden zu müſſen. 
Doch wenn der gemeine Soldat ſich bitter zu 
beklagen hat, haben unſere Offiziere vielleicht mehr 
Grund zu Zufriedenheit und freudiger Pflichterfül— 
lung? Wenn unſer gemeiner Soldat nicht einen Mar— 
ſchallſtab in ſeiner Patrontaſche trägt, erhält unſer 
Offizier etwa mit dem Port-d'épée zugleich eine 
Anwartſchaft auf denſelben? O nein, keineswegs! 
Denn wir haben 38 deutſche Armeen, in deren 
jeder nach beſonderen Rückſichten, welche ſeit Jahr— 
zehnten immer willkührlicher geworden ſind, ſeine 
Laufbahn macht. Diejenige Rückſicht, welche aber 
faſt aller Orten den Fortſchritt von einer Stufe 
zur andern bedingt, iſt gerade das Gegentheil von 
den Anforderungen, welche das deutſche Vaterland 
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an feine Krieger richtet. Das deutſche Vaterland 
verlangt vor allen Dingen von ſeinen Vertheidigern 
glühende Begeiſterung für Recht und Freiheit. 
Man will ihnen zwar großmüthig geſtatten, über 
ihr Vaterland auch zu denken und für daſſelbe auch 
im Stillen zu empfinden. Allein dieſe Gedanken 
und Empfindungen dürfen keinen Ausdruck annehmen, 
welcher den dermaligen Machthabern mißliebig ſein 
möchte. Wir wollen über die Folge eines Syſtems, 
welches, wie das oben angedeutete, den Offizierſtand 
ſo tief herabwürdigt, uns nicht weiter verbreiten. 
Allein auf eine Gefahr müſſen wir dennoch hier 
aufmerkſam machen. Nehmen wir an, es gelänge 
den Machthabern in Deutſchland, alle Offiziere aus 
dem Dienſte zu verdrängen, welche es für eine 
Ehr- und Gewiſſensſache halten, ihre Gedanken 
und Gefühle in Angelegenheiten des deutſchen Va— 
terlandes jederzeit offen und mannhaft kund zu 
thun, es beſtände dann der Offizierſtand aus lauter 
Leuten ohne thatkräftige Liebe für Freiheit, Recht 
und Vaterland, — wir fragen: weſſen könnte ſich 
die deutſche Nation im Falle der Noth zu einem 
ſolchen Offizierſtande verſehen? Wüßte dann der 
ruſſiſche Czaar oder der Franzoſenkönig indirekt 
einen ſeiner Söldlinge an die Spitze des deutſchen 
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Heeres zu bringen, wäre dann nicht ſchon durch 
dieſe einzige Perſon Deutſchland den Feinden waf— 
fenlos preisgegeben? *) 

Doch betrachten wir das Kriegsweſen etwas 
näher; unterſuchen wir namentlich die Frage, in 
welchem Verhältniſſe es zu dem Staate überhaupt 
und zu den einzelnen Zweigen der Staatsverwal— 
tung ſteht! | 

Die Kriegsmacht eines Volkes bildet einen 
Theil ſeines geſammten Staats-Organismus. Sie 
iſt daher einerſeits das nothwendige Produkt der 
Geſammt-Zuſtände eines Volkes überhaupt, ander- 
ſeits bildet ſie aber ſelbſt hinwiederum einen Faktor, 
welcher Einfluß übt auf die Geſammt-Zuſtände 
eines Volks. Je natürlicher und ungekünſtelter 
das Verhältniß iſt, in welchem die bewaffnete Macht 
eines Volkes zu ſeinen übrigen Zuſtänden ſteht, 
deſto wirkſamer wird ſie im Falle der Noth ſein. 
Je weniger auf der andern Seite die bewaffnete 
Macht dem Charakter, den Beſtechungen und den 
beſtehenden thatſächlichen Vorausſetzungen eines 
Staates entſpricht, deſto unwirkſamer wird ſich die 
Militärmacht eines Volkes im Falle der Noth er— 


*) S. auch Grundzüge Bd. I. Abſchnitt 13. 
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weiſen. Wie ſich die Tüchtigkeit einer Feuer-Löſch⸗ 
mannſchaft erſt erproben kann, wenn dieſelbe dazu 
berufen wird, ein Feuer zu löſchen, ſo kann ſich die 
Tüchtigkeit der Kriegsmacht eines Volkes erſt be— 
währen im Kriege. Allerdings mag in Friedens— 
zeiten die bewaffnete Macht ſich üben, Paraden 
und Manöver abbalten, allein auf dieſe Weiſe 
kann höchſtens die mechaniſche Fertigkeit gehoben 
und nachgewieſen werden, welche eine Truppen— 
maſſe in dem Gebrauche der Waffen und in der 
Leichtigkeit und Sicherheit ibrer Bewegungen be— 
ſitzt. Allein ſo wenig ein Mann, welcher ſchön 
und ohne Sprachfehler zu ſchreiben vermag, ein 
Schriftſteller, ganz eben ſo wenig iſt ein Mann, 
welcher das Gewehr ſchultern und laden und mit 
demſelben rechts- und linksum machen kann, ein 
Krieger. Das Haupterforderniß eines Kriegers be— 
ſteht in der Furchtloſigkeit gegen den ihm gegen— 
überſtehenden bewaffneten Feind, und in der Fähig— 
keit denſelben aus dem Felde zu ſchlagen. Die 
Furchtloſigkeit einem bewaffneten Feind gegenuber 
läßt ſich auf dem Paradeplatz nicht erlernen. Im 
Gegentheile wird die Furchtloſigkeit bei den Frie— 
densubungen des Soldatenſtandes nur zu häufig 
geradezu untergraben. Indem die meiſten Uebun⸗ 
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gen in Friedenszeiten unter dem Einfluſſe der 
Furcht gemacht werden, indem auf jedes Verſehen 
des Soldaten ſchwere Strafe ſteht, wird derſelbe 
allmählig in einen Zuſtand beſtändiger Sorge und 
unausgeſetzter Furcht hineinexercirt. Ein ſolcher 
Zuſtand iſt aber geradezu das größte Verderben für 
den Krieger, obgleich derſelbe allerdings einen 
hohen Grad von Gleichmäßigkeit in die Bewegun— 
gen einer Truppenmaſſe auf dem Exercirxplatze 
bringen mag. Die Fähigkeit, einen bewaffneten 
Feind aus dem Felde zu ſchlagen, ſetzt hinwiederum 
weit mehr voraus, als die Fähigkeit auf dem 
Paradeplatz exerciren zu konnen. Ein Soldat mag 
auf dem Paradeplatz recht gut exerciren können, 
allein dennoch durch und durch feig ſein; er mag 
das militäriſche Reglement ganz genau verſtehen, 
allein nichts deſtoweniger im Felde, wenn er glaubt, 
es unbewacht thun zu können, ſeinen Poſten ver— 
laſſen, rauben, ſengen und brennen, ſtatt ſeine 
Pflicht zu thun. Der Soldat mag in Friedens— 
zeiten feinen Vorgeſetzten gegenüber immer gehor- 
ſam geweſen ſein, allein je ſtrenger dieſe gegen 
ihn im Frieden waren, deſto geneigter wird er 
ſein, im Kriege die Rechnung mit ihnen dadurch 
auszugleichen, daß er ihnen den Gehorſam aufkün— 
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digt, oder ſich gar an ihnen vergreift. Will daher 
ein Staat eine furchtloſe, tapfere und gute Ordnung 
haltende Kriegsmacht ſich heranbilden, ſo muß er 
vor allen Dingen ſein Heer ſo zuſammenſetzen, daß 
er auf Furchtloſigkeit, Tapferkeit und gute Ord— 
nung der Krieger rechnen könne. Die Erfahrung 
aller Zeiten hat bewieſen, daß der Exercirplatz 
und das Kaſernenleben die ſchlechteſten Schulen für 
den Krieger ſind, die ſich denken laſſen. In dem— 
ſelben Maaße, als bei körperlicher Geſundheit und 
Kraft, bei der Fähigkeit, die Waffen zu handhaben 
und ſich in denſelben zu bewegen, edlere und höhere 
Beweggründe in der Bruſt des Kriegers wohnen, 
in demſelben Maaße wird er im Stande ſein, einen 
Feind aus dem Felde zu ſchlagen, welcher von 
weniger edlen, von niedrigeren Gefühlen beſeelt 
iſt. Dem waffengeübten Manne, welcher durch die 
Gefühle für Gott, Freiheit, Recht und Vaterland 
in die Schlacht getrieben wird, kann derjenige im 
Kampfe nicht Stand halten, welcher nur des Sol— 
des oder des Raubes wegen, nur um des unge— 
bundenen Soldatenlebens willen, oder weil ihn das 
Schickſal wider ſeinen Willen zum Soldaten ge— 
macht hat, ihm gegenüber ſteht. Selbſt die Kampf— 
luſt, der Ehrgeiz und die Herrſchſucht geben dem 
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Krieger keine fo hohe Begeiſterung und keine fo 
nachhaltige Ausdauer, als die vorhingenannten edel— 
ſten Gefühle der Menſchenbruſt. Zu allen Zeiten 
hat daher ein begeiſtertes Freiheitsheer, auch wenn 
es nicht beſonders ſchön exerciren konnte, die beſt— 
bewaffneten Schaaren, welche nur durch die Liebe 
zum Solde, zum Raube, zum Kampfe, zur Ehre 
und zur Auszeichnung in den Kampf geführt wur: 
den, aus dem Felde gefchlagen. In der Schlacht 
von Bornhöfte ſchlugen die Ditmarſen ohne Stahl— 
hemden, Streitroſſe und koͤſtliche Waffen die ganze 
mecklenburgiſche und holſteiniſche Ritterſchaft, welche 
in zehnfacher Ueberlegenbeit der Zahl nach gegen 
ſie ausgerückt war, auf das Haupt. In der Schlacht 
von Morgarten in der Schweiz wurde im Jahr 
1315 das aus 12000 wohlgerüſteten Rittern und 
Kriegsknechten beſtehende öſterreichiſche Heer der— 
maßen von 1300 Bauern geſchlagen, daß 1500 
Waffenleute den Kampfplatz deckten und die Uebri— 
gen in wilder Flucht ihre Rettung ſuchten. Bei 
Laufen ſtanden fi) (im Jahr 1339) 5600 Schwei⸗ 
zer und ein oſterreichiſches Heer von 25000 Rittern 
und Soldnern gegenuber. Das Freiheitsheer der 
Schweizer warf das mehr als vierfach ſtärkere und 
weit beſſer ausgeruſtete Heer, welches gekommen 
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war die freien Schweizer zu unterjochen. Auf dem 
Weg von Oberwyl bis Wyden wurden nicht weni— 
ger als 4000 Leichname gefunden und 27 Paniere 
erbeutet. Bei Sembach (1386) fochten 1400 freie 
Schweizer gegen ein Heer von 25000 Rittern, 
Söldnern und Knechten. 2000 Leichen deckten den 
Wahlplatz, unter welchen ſich die Leichname von 
nicht weniger als 1056 Fürſten, Grafen und Herren 
fanden. Bei Näfels (1388) ſchlug ein Häufchen 
von 500 Schweizern ein Heer von 6000 Defter: 
reichern und tödtete dieſen nicht weniger als 2500 
Mann. Wir könnten die Belege für die unüber— 
windliche Kraft der Gefühle für Gott, Freiheit 
Recht und Vaterland in's Unendliche vermehren. | 
Doch die angeführten mögen genügen darzuthun, 
daß wichtiger als die Zahl der Krieger, ihre Be— 
waffnung und ihre Kriegsübung, die Gefühle ſind, 
welche den Krieger in die Schlacht begleiten ). 
Jene zum Siege führenden Gefühle, welche die 
Schweizer und die Ditmarfen in den oben ge— 
nannten Schlachten beſeelten, werden aber nur 


*) Siehe das treffliche Schriftchen: Stehendes Heer 
und Volkswehr, ein Beitrag zu der Bewaffnungs— 
frage der Gegenwart. Mannheim 1848. 
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dann ein Kriegsheer beſeelen, wenn dasſelbe im 
eigentlichen Sinne des Wortes ein Volksheer iſt. 
Söldnerfchaaren, welche nur durch den Sold ge— 
lockt ſich zu dem Soldatenhandwerke anwerben 
laſſen, oder Fonferibirte Truppen, welche durch das 
Loos gezwungen zur Fahne ſchwören mußten, ſind 
derartiger mächtiger Gefühle unfähig. Volksheere 
ſind übrigens nur möglich in volksthümlich ver— 
walteten Staaten. Ein Staat, welcher in Betreff 
der Gerechtigkeitspflege, der Finanzverwaltung, des 
Handels und der Gewerbe, in Betreff der Kirchen 
und der Schulen, in Betreff ſeiner inneren und 
ſeiner äußeren Verhältniſſe unvolksthümlich ver— 
waltet wird, kann unmöglich in Betreff ſeiner be— 
waffneten Macht eine volksthümliche Organiſation 
beſitzen. Wir ſehen daher überall in der Geſchichte 
die Entwickelung der bewaffneten Macht eines 
Staates gleichen Schritt halten mit der Entwicke— 
lung ſeiner übrigen Zuſtände. So lange Rom und 
Griechenland überhaupt freie Staatsverfaſſungen 
hatten, beſaßen ſie auch eine volksthümlich orga— 
niſirte Kriegsmacht. Mit der Freiheit dieſer Staa— 
ten überhaupt ging zu gleicher Zeit ihre volks— 
thümliche Wehrverfaſſung zu Grunde. Zur Zeit 
da die freien deutſchen Völker dem ſinkenden römi— 
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ſchen Reiche den Untergang bereiteten, hatten ſie 
zu gleicher Zeit eine volksthümliche Wehrverfaſſung 
und ſonſtige ſtaatliche Einrichtungen, welche die 
Freiheit jedes einzelnen Bürgers ſicher ſtellten. Als 
aber die Freiheit des Volkes unter dem Drucke 
des Adels und der Geiſtlichkeit zu Grunde gegangen 
war, als die große Maſſe der deutſchen Nation 
leibeigen geworden war, und nur die bevorzugten 
Stände ihre Freiheit noch behaupteten, da gab es 
keine Volksheere mehr, ſondern nur Heere, welche 
aus Herren und Knechten beſtanden. Wie wenig 
dieſe Heere den Volksheeren gewachſen waren, 
haben wir bereits oben erläutert. Nachdem die 
Lehensverfaſſung zerfallen war und ſich aus deren 
Ruinen eine mehr und mehr unumſchränkte Staats- 
verfaſſung entwickelte, bildete ſich mit dieſer zugleich 
auch eine mehr und mehr unumſchränkte Heeres— 
verfaſſung aus. Natürlich! Dieſelben Gefühle, Be— 
ſtrebungen und Gedanken, welche in dem Schooße 
eines Staates überhaupt leben und folgeweiſe 
deſſen Geſtaltungen beſtimmen, müſſen ſich, wie in 
allen übrigen Zweigen des Staates, ſo auch bei 
dem Heerweſen deſſelben wirkſam zeigen. Wo die 
ganze Staatsverfaſſung und Staatsverwaltung nur 


auf den Vortheil eines Einzelnen (des Monarchen) 
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oder einer bevorzugten Kaſte (der Ariftofratie) be— 
rechnet iſt, da kann das Heerweſen unmöglich einen 
andern als eben dieſen Charakter an ſich tragen. 
Wo der Vortheil eines oder einer verhältnißmäßig 
geringen Anzahl von Herrſchern der Grundgedanke 
und die vorwaltende Richtung eines Staates iſt, 
da kann man von der großen Maſſe des Volkes 
jene begeiſterten Gefühle nicht erwarten, welche die 
Schweizer und die Ditmarſen in den Kampf ge— 
gen ihre Unterdrücker führten. Die Heere werden 
gebildet durch den Zwang, welchen die Mächtigen 
auf die große Maſſe des Volkes ausüben, oder 
durch den Sold, welchen ſie kampf- und beute— 
luſtigen Menſchen bieten. In demſelben Maße, 
als ſich ſeit der franzöſiſchen Revolution die Keime 
freierer politiſcher und kirchlicher Geſtaltung da 
und dort in Europa entwickelt haben, ganz in dem— 
ſelben Maße haben ſich auch die Keime einer freie— 
ren Heeresverfaſſung da und dort entfaltet. Kein 
Staat zeigt uns ſo deutlich, als der preußiſche, 
das Wechſelverhältniß zwiſchen dem Kriegsweſen 
und dem Staatsleben überhaupt. Zur Zeit der 
Schlacht von Jena befand ſich nicht blos das preu— 
ßiſche Heer, ſondern überhaupt der ganze preußiſche 
Staat in dem traurigen Zuſtande einer nur auf 


— 149 — 


den äußeren Schein berechneten Maſchine, welcher 
alle innere Lebenskraft und nachhaltige Tüchtigkeit 
gebrach. Die Männer, welche an dem Wiederauf— 
bau des preußiſchen Staates arbeiteten, erkannten 
wohl, daß eine Reorganiſation des geſammten 
Staatslebens mit derjenigen des Heerweſens glei— 
chen Schritt halten müſſe, wenn Preußen in den 
Stand geſetzt werden ſolle, ſich aus ſeiner tiefen 
Erniedrigung wieder zu erhehen. Zu gleicher Zeit 
mit der neuen Gemeindeverfaſſung, mit der Zuſage 
einer Repräſentations-Verfaſſung und den vielen 
anderen Reformen aus der Periode von 1808 bis 
1815, entftand auch die freie preußiſche Heeresver— 
faſſung, mit deren Hülfe das franzöſiſche Joch ge— 
brochen und die Unabhängigkeit Deutſchlands wie— 
der hergeſtellt wurde. Als aber der in der traurigen 
Zeit von 1808 bis 1815 verdrängte Geiſt des Ab— 
ſolutismus nach Preußen zurückkehrte, die Ver— 
ſprechungen aus jener Zeit nicht hielt und die 
freieren Geſtaltungen, welche bereits in's Leben 
eingetreten waren, zu beſeitigen ſuchte, da wurden 
auch die freiſinnigen Beſtimmungen der Landwehr— 
verfaſſung zurückgenommen, ſo daß dieſe jetzt wie— 
derum weit entfernt iſt eine volksthümliche Wehr— 
verfaſſung zu ſein. Was eine ſolche zu leiſten 
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vermag, dieſes haben wir in jüngſter Zeit geſehen, 
als die Eidgenoſſenſchaft ihre Truppen gegen den 
Sonderbund aufrief. Ein Land, welches keine zwei 
Millionen Einwohner zählt, brachte im Laufe we— 
niger Wochen eine Heeresmacht von 150,000 Mann 
auf die Beine. Im Falle der Noth könnte dieſelbe 
noch um ein Bedeutendes vermehrt werden. Wenn 
wir die ſchweizeriſche Wehrverfaſſung mit derjenigen 
Deutſchlands vergleichen, ſo können wir nicht umhin 
offen zu geſtehen, daß wir uns mit den Schweizern 
in keiner Beziehung meſſen können. Wenn wir 
die unermeßlichen Summen erwägen, welche im 
Laufe der letzten zwei und dreißig Friedensjahre, 
auf die ſtehenden Heere Deutſchlands verwendet 
wurden, ſo iſt dieſes Reſultat ein für uns im 
höchſten Grade beſchämendes. Die Schweiz hat 
nicht Hunderte von Millionen auf ihre Heere und 
auf künſtlich gebaute Feſtungen verwendet. Sie 
hat aber durch eine volksthümliche Staatsverwal— 
tung die Vaterlandsliebe, das Freiheits- und Rechts⸗ 
gefühl des Volkes erhöht, und ſich dadurch in der 
Bruſt jedes Einzelnen ihrer Bürger einen kräftigen 
Wall gegen den äußern Feind und in der Fauſt 
deſſelben ein tüchtiges Schwerdt gegen äußere, wie 
innere Feinde herangebildet. Ein freies Volk be⸗ 
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darf keiner Fünftlihen Feſtungen, denn jedes Dorf, 
jeder Berg, jeder Wald wird durch die freien Män— 
ner, welchen ſie gehören, gleich einer Feſtung ver— 
theidigt. 

Ein freies Volk bedarf im gewöhnlichen Ver— 
laufe der Zeit keines Heeres. Im Innern waltet 
Ordnung, Frieden und Zufriedenheit. Gegen den 
innern und den äußern Feind aber iſt ein freies 
Volk, ſobald es gilt, auf den Ruf ſeiner Behörden 
jederzeit bereit, ſich in Maſſen zu erheben. Anders 
verhält es ſich aber mit einem zum Vortheil einer 
geringen Minderzahl regierten und folgeweiſe un— 
freien Volke. Ein ſolches bedarf eines ſtehenden 
Heeres, nicht um ſich gegen den äußern Feind zu 
vertheidigen, denn dazu reichen die ſtehenden Heere 
niemals aus, ſondern um ſich durch dieſelben im 
Gehorſam gegen die Herrſcher, in der Unterwürfig— 
keit gegen die Machthaber n zu laſſen. 


Vierundzwanzigſter Abſchnitt. 


Seemacht. 


Eine Nation ohne Seemacht gleicht einem 
Vogel ohne Schwingen, einem Roße ohne Füße, 
einem Fiſche ohne Floſſen. Die Seemacht bildet 
die feſteſte Stütze des Handels, der Gewerbe und 
der Landwirthſchaft, die kräftigſte Waffe des An— 
griffes und der Verthezdigung einer Nation. Sie 
übt den mächtigſten Einfluß auf die Künſte und die 
Wiſſenſchaften und insbeſondere auch auf die That— 
kraft eines Volkes aus. Nur diejenigen Na— 
tionen, deren Gebiete von Meeren umſpült waren, 
haben daher eine höhere Stufe der Bildung zu 
erreichen vermocht. Der Horizont eines Binnen— 
volkes iſt immer enger begränzt, als derjenige eines 
Volkes, deſſen Horizont weite Meere bilden. Die 
Völker, welche in der Mitte Africa's wohnen, 
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gehören zu den roheften und beſchränkteſten der 
Erde. Die Römer und die Griechen waren ſee— 
fahrende Völker. Die einen wie die anderen nahmen 
erſt dann einen höhern Aufſchwung, als fie eine 
Seemacht beſaßen. Zu gleicher Zeit mit dem 
Staatsleben überhaupt verlor auch die Seemacht 
Griechenland's und Rom's ihre frühere Tüchtigkeit. 
Nur die Seemacht ſetzt ein Volk in den Stand, 
ferne Weltgegenden mit ihren Schätzen an Gold 
und Silber, an Producten der Kunſt, Wiſſenſchaft 
und der Natur, mit ihrer Thierwelt und ihrer 
Menſchenwelt kennen zu lernen. Man wende nicht 
ein, die Schweiz ſei doch auch frei, groß und mäch— 
tig geworden, und könne doch, vermöͤge ihrer Lage, 
keine Seemacht beſitzen. Die Schweiz hat ihre 
Alpen. Ueberdies bildet ſie ſelbſt kein abgeſchloſſe— 
nes Land. Sie iſt nur derjenige Ueberreſt von Deutſch— 
land, Frankreich und Italien, welcher ſich ſeine poli— 
tiſche Freiheit erhalten hatte. Sie nimmt übrigens 
Theil an der Kunſt, der Wiſſenſchaft, der Schiffahrt 
und dem Handel der drei Länder, deren Gebirgsknoten 
ſie bildet. Unter Seemacht verſtehen wir übrigens 
nicht eine Kriegsflotte, wie ſie z. B. Rußland beſitzt, 
welcher übrigens aber durchaus keine entſprechende 
Anzahl von Handelsſchiffen zur Grundlage dient. 
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Eine Kriegsflotte hat nur inſofern eine innere Ber 
deutung, als ſie zum Schutze der Handelsmarine des 
Volkes dienet und ſich aus dieſer natürlich entwickelt. 
Ein Volk, welches eine bedeutende Handels-Marine 
beſitzt, kann im Nothfalle einen Theil derſelben ganz 
leicht in eine Kriegsflotte umwandeln. Ein Volk 
dagegen, welches keine Handelsſchiffe auf den Wogen 
des Meeres beſitzt, kann unmöglich eine große An— 
zahl tuͤchtiger Seeleute und, ungeachtet aller Opfer, 
keinen Rückhalt für den Fall bedeutender Verluſte 
zur See beſitzen. Eine Kriegsflotte ohne Handels— 
flotte iſt für die See, was ein ſtehendes Heer ohne 
Volksbewaffnung für das Land iſt. So wenig die 
Söldnerheere des XIV. Jahrhunderts gegen die 
Volksheere der Schweizer und Ditmarſen auf— 
kommen konnten, ganz eben ſo wenig wird die 
Kriegsflotte Rußlands gegen die Handelsflotten 
Deutſchlands aufkommen konnen, wenn dieſe durch 
den Geiſt der Freiheit beſeelt, ihre friedlichen Be— 
ſtrebungen mit dem ernſten Kriegshandwerke vertau— 
ſchen ſollten. | | 

Die Deutſchen “) waren von jeher tüchtige See— 
leute und ſind es heutzutage noch, ungeachtet ihre 


*) G. Struve, öffentliches Recht des deutſchen Bundes. 
Mannheim, J. Bensheimer 1846. Thl. II., S. 298 ff. 


=’ 


Fürſten alles thaten, was in ihrer Gewalt ſtand, 
die Seetüchtigkeit der Deutſchen zu Grunde zu 
richten. Deutſchland beſitzt alle materiellen und 
perſonellen Erforderniſſe einer bedeutenden See— 
macht. Alles was zur Ausrüſtung von Schiffen 
erforderlich iſt, haben wir im Ueberfluſſe. Auch 
an Häfen gebricht es uns nicht. Doch ſie ſtehen 
größtentheils noch nicht unter deutſchem Einfluſſe. 
Die Häfen von Schleswig und Holſtein wurden bisher 
von Dänemark beherrſcht. Die hannover'ſchen Häfen 
ſtehen unter englichem Einfluß. Der Hafen von 
Bremen ſteht in keiner Verbindung mit dem Zoll— 
verein, ſo wenig als diejenigen von Lübeck, Olden— 
burg, Mecklenburg und Oeſterreich. Die Voraus— 
ſetzung einer deutſchen Seemacht bildet die Ver— 
einigung der geſammten deutſchen Seeküſten unter 
gleichen Handelsgeſetzen, und einer innigen Ver— 
bindung derſelben mit dem Binnenlande. Alle 
dieſe Veränderungen werden im ruhigen Gange der 
Entwickelung kaum jemals zu Stande kommen, und 
dennoch ſind ſie für die Wohlfahrt Deutſchlands 
unumgänglich nothwendig. Ganz beſonders wird 
Deutſchland auf die Nothwendigkeit der Begrün— 
dung einer Seemacht hingewieſen durch die ſtets 
drohende Verbindung zwiſchen Frankreich und 
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Rußland und das Beſtreben Dänemarks, die drei 
deutſchen Herzogthümer Schleswig, Holſtein und 
Lauenburg an ſich zu reißen. Wenn Deutſchland dem 
franzöſiſch-ruſſiſchen Bunde und den däniſchen Be— 
ſtrebungen keine Seemacht entgegenſetzen kann, ſo wird 
es Mühe haben, ſich ſeiner Feinde zu erwehren. 
Wenn nur der zehnte Theil der ungeheuren 
Summen, welche ſeit 32 Jahren auf das deutſche 
Landheer verwendet wurden, auf die Gründung 
und Erhaltung einer deutſchen Seemacht verwendet 
worden wäre, ſo wäre Deutſchland jetzt gewiß die 
zweite unter den europäiſchen Seemächten. Allein 
unſere ganze Kriegsverfaſſung wurde weit mehr 
mit Rückſicht auf die polizeiliche Wirkſamkeit der 
Heere, als auf die Stellung Deutſchlands dem Aus— 
lande gegenüber begründet und ausgeführt. Alle Er— 
forderniſſe einer deutſchen Flotte ſind übrigens vor— 
handen. Es fehlt uns weder an Schiffen, noch an tüch— 
tiger Mannſchaft, noch an Kriegsmaterial. Es fehlt 
nur an der Anregung, dieſes Material zu vereinigtem 
Wirken zu verbinden. Doch im Augenblicke der Ent- 
ſcheidung wird es an dieſer Anregung nicht fehlen. 
Bis dahin wird Deutſchland allerdings, wie ſo vieles 
andere, ſo auch eine Seemacht entbehren müffen. 


Fünfundzwanzigſter Abſchnitt. 


Auswärtige Verhältniſſe. 


Es war eine Zeit, da faſt jeder Fürſt Europa's 
mit Recht ſprechen konnte, „état c'est moi,“ d. h. 
der Staat bin ich, der Staat verkörpert, perſoni⸗ 
ficirt ſich in mir. Er hat keine anderen Einſichten, 
als diejenigen, welche ich ihm leihe, keinen andern 
Willen, als denjenigen, welchen ich ihm einfloͤße, 
keine andere Beſtrebungen, als diejenigen, welche 
ich hege. Dieſe Zeit erhielt ihren erſten mächtigen 
Stoß durch die Reformation und die Kriege, welche 
ſie in ihrem Gefolge hatte. Die engliſchen Revo— 
lutionen, welche Karl J. auf's Schafott brachten 
und Jacob II. in die Verbannung trieben, machten 
es vollends der Welt klar, daß ein Unterſchied 
zwiſchen Fürſt und Volk beſtehe, und daß dieſer, 
den Umſtänden nach, fo groß fein konne, als der— 
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jenige zwiſchen dem Todespflock und dem Throne. 
Als Ludwig der XIV. fein ſtolzes Wort „I’etat 
c'est moi“ ausſprach, hatte er längſt aufgehört, 
eine Wahrheit zu ſein. Denn es legte ſchon die 
Keime zu der franzöſiſchen Revolution, welche durch 
die Guillotine den Beweis des Gegentheils führte. 
Selbſt der Kaiſer von Rußland, der abfolutefte 
aller Herrſcher Europa's, muß ſich wohl hüten, 
den, wenn auch noch ſo unklaren und unbeſtimm— 
ten Trieben und Neigungen ſeiner Völker zu wider— 
ſtreben, denn auch in deren Schooße ſind hier 
und da einige Samenkörner des Selbſtbewußtſeins 
aufgegangen. 

In dem europäiſchen Staatenſyſteme der Vor— 
zeit trat der Gegenſatz der nationalen und der 
dynaſtiſchen Intereſſen nirgends in bedeutungsvoller 
Weiſe hervor. Im Laufe der Jahrhunderte iſt er 
immer größer geworden und in dieſem Augenblicke 
beruht der ganze politiſche und kirchliche Zuſtand 
Europa's namentlich auf demſelben. Allerdings iſt 
in England der Widerſtreit zwiſchen der Dynaſtie 
und der Nation durch eine freie Verfaſſung, welche 
tiefe Wurzeln in den Herzen der Nation geſchlagen 
hat, einigermaßen ausgeglichen. Allein in keinem 
andern Staate Europa's iſt dieſes in gleichem Maße 
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der Fall. Die Bourbonen Frankreich's führten 15 
Jahre hindurch einen offenen Kampf gegen die 
Charte, Louis Philipp noch länger einen verdeckten. 
Dieſer kluge König hatte es verſtanden, die Formen 
des Repräſentativſtaates feinem Willen eben fo 
dienſtbar zu machen, als die Formen der abſoluten 
Monarchie dem Willen des Autokraten zu Dienſten 
ſtehen. Portugall und Spanien fallen von einer 
Revolution in die andere, weil der Geiſt der Re— 
präſentativ⸗Verfaſſung ſich nicht erwecken läßt durch 
eine Verfaſſungs-Urkunde und weil die ganze Ein— 
richtung des kirchlichen Lebens dieſer Staaten im 
grellſten Widerſpruche mit jenem Geiſte ſteht. Nord— 
niederland und Belgien haben die Wunden noch 
nicht geheilt, welche ihnen die September-Revo— 
lution von 1830 ſchlug und ihre Dynaſtien ſind 
noch nicht alt genug, um auf einen feſten Beſtand 
rechnen zu können. Letzteres gilt auch von der 
Dynaſtie des Hauſes Bernadotte in Schweden und 
des baieriſchen Hauſes in Griechenland. In Däne— 
mark und in allen Staaten Deutſchlands und Ita— 
liens wird der Kampf zwiſchen den Dynaſtien und 
den Nationen ſeit Jahren mit großer Lebendigkeit 
geführt, obgleich nach Verſchiedenheit der Verhält— 
niſſe mit verſchiedenen Waffen. Rußland hat ſich 
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ſelbſt durch die Beſitznabme von Polen und durch 
die Bekampfung der deutſchen Nationalität in den 
deutſchen Oſtſee-Provinzen den Giftſtoff dieſes Wi— 
derſtreites eingeimpft, welcher außerdem ihm viel— 
leicht noch einige Jahrhunderte hindurch hätte fremd 
bleiben konnen. 

Die heilige Allianz, welche die Politik des 
europäiſchen Continents von den Jahren 1815 bis 
1830 faſt ausſchließlich beherrſchte, war genau be— 
trachtet nichts anderes, als ein Bund der Dyna— 
ſtien des europäiſchen Continents zum Schutze ihrer 
dynaſtiſchen Intereſſen gegen die Völker Europa's 
und das demokratiſche Prinzip. Die Juli-Revo— 
lution von Paris und die September-Revolution 
von Brüſſel löſten zwar für den Augenblick Frank- 
reich und Belgien von dieſem Bunde los; allein 
allmählich ſchloſſen ſich dieſe Staaten unter der 
Leitung von Louis Philipp und Leopold dem in 
dem Bunde Rußlands, Oeſterreichs und Preußens 
übrig gebliebenen Kerne der heiligen Allianz wies 
derum an, die Zeit von 1833—1848 wird bezeichnet 
durch die eifrigen Beſtrebungen der Vertreter der 
heiligen Allianz, ihrem Syſteme alle Staaten des 
Continents einzuverleiben, welche ſich demſelben in 
letzterer Zeit entfremdet hatten. Spanien ſtand im 
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Begriffe, vermittelſt der Heirath des Herzogs von 
Montpenſier, Portugall vermittelſt der durch die 
Marſchälle Saldanha und Terceira angezettelten 
Hofrevolution der heiligen Allianz unterworfen zu 
werden. Die Schweiz ſollte durch die Jeſuiten ge— 
wonnen, Italien durch Schweizer Truppen feſtge— 
halten werden. Den Mittelpunkt des ganzen 
Kampfes bildete aber ſeit langer Zeit Deutſchland. 
Denn in unſerm Vaterlande iſt der Widerſtreit 
zwiſchen den Intereſſen der Nation und ihren Dy— 
naſtien in Folge der großen Zerſtückelung Deutſch— 
lands am auffallendſten zu Tage getreten. 

In allen Monarchien des europäiſchen Conti— 
nents wird der Staat dem Auslande gegenüber 
durch einen Fürſten vertreten und die Völker er— 
fahren nur wenig von den ſtattgefundenen diplo— 
matiſchen Verhandlungen. Augenſcheinlich iſt es 
übrigens, daß unter den ſeit 1816 mit wenigen 
Unterbrechungen und Ausnahmen auf dem euro— 
päiſchen Continente gehandhabten Syſteme der 
heiligen Allianz keine einzige Nation in einer 
Weiſe regiert werden konnte, welche ihren innerſten 
Bedürfniſſen und Beſtrebungen entſprach. Alle 
mußten mehr oder weniger ihren naturgemäßen 
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eigenen Herrſcherfamilie oder den mit derſelben 
verbündeten andern Dynaſtien unterordnen. Daher 
die Klagen, welche alle Nationen des Continents 
erheben über Verletzung ihrer nationalen Inte— 
reſſen. Allerdings bringt es die Natur der Sache 
mit ſich, daß eine Nation um des Friedens willen 
ab und zu ihre Anſprüche gegen eine andere etwas 
beſchränken müſſe. Allein dieſes ſoll und darf nur 
geſchehen, um den gerechten Anſprüchen dieſer an— 
deren Nation, nicht aber um den Anforderungen 
fremder Dynaſtien Genüge zu leiſten. 

Der Beſchaffenheit unſeres europäiſchen Staaten— 
ſyſtems haben wir daher die meiſten Leiden zuzu— 
ſchreiben, unter welchen die verſchiedenen Nationen 
des europäiſchen Continents ſeufzen. Die Revo— 
lutionen in Portugall und Spanien, die Baſtillen 
und die Septembergeſetze gegen die Preſſe in Frank— 
reich, der immer zunehmende Pauperismus in 
Deutfchland, das Pfaffen-Regiment in Italien, das 
Jeſuiten-Unweſen in der Schweiz, alles dieſes iſt 
nur als die Folge eines Regierungsſyſtems zu be— 
trachten, welchem die verſchiedenen Dynaſtien nicht 
aus Rückſicht für das Wohl ihrer Staaten, ſondern 
in Folge der mit anderen Dynaſtien eingegangenen 
Verpflichtungen huldigen. 
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Der nothwendige Gegenſatz der dynaſtiſchen 
Beſtrebungen wird gebildet durch die nationalen 
Bedürfniſſe. Dieſe und jene müſſen ſich naturge— 
mäß gleichen Schrittes miteinander entwickeln. Wir 
brauchen daher nicht zu unterſuchen, ob die heilige 
Allianz als Folge der nationalen Bewegungen oder 
ob dieſe als Folge jener ſich entwickelte. Soviel 
iſt gewiß, daß in demſelben Maße, als ſich die 
dynaſtiſche Partei des europäiſchen Continents mehr 
organiſirte, auch die nationale an Kraft gewann, 
daß eine unausgeſetzte Wechſelwirkung zwiſchen der 
einen und der andern ſtatt fand und naturgemäß 
ſtatt finden muß, bis ſich dieſer Gegenſatz in einen 
andern, höbern auflöſen wird. 

Die Dynaſtien Europa's führten ihre Schläge 
von Wien, Aachen, Carlsbad, Troppau, Laibach und 
Verona aus; die Nationen Europa's antworteten 
in den Revolutionen, welche in Piemont, Neapel, 
Sicilien, Griechenland, in Frankreich, Belgien und 
Polen ausbrachen. Auch die Volksbewegungen, welche 
1830 in Braunſchweig, Kaſſel und Dresden Refor— 
men in der Staatsverfaſſung bewirkten, und welche 
damals im Hanauiſchen, Hannover'ſchen und in an— 
dern Theilen Deutſchlands ausbrachen, konnen als 
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welcher den dynaſtiſchen Beſtrebungen entgegentrat. 
Allein nach und nach legte ſich die Aufregung, welche 
die Juli-Revolution in ganz Deutſchland entzündet 
hatte und Erſchlaffung ſtellte ſich mehr und mehr 
in den Lagern der nationalen Partei des europäi- 
ſchen Continents ein. Die Dynaſtien benützten 
dieſe Zeit der Erſchlaffung und es gelang ihnen faft 
aller Orten das Uebergewicht über die nationale 
Partei in der Staatsverwaltung zu erlangen. Allein 
in demſelben Maße, als die nationalen Beſtrebun— 
gen aus dem Staatsorganismus hinaus gedrängt 
wurden, concentrirten ſich dieſelben in dem Fami— 
lienleben, dem Gemeindeleben, in allen erdenklichen 
Vereinen, als da ſind: Geſangvereine, Armenunter— 
ſtützungsvereine, Turnvereine u. ſ. w. in der Preſſe 
und in den Abgeordnetenkammern, wo ſich ſolche 
fanden, und ſelbſt in den Kreiſen des Proletariats 
und des Pauperismus. 

Nachdem der Kampf zwiſchen den dynaſtiſchen 
und den nationalen Beſtrebungen drei Jahrzehnde 
hindurch im ganzen Gebiete des europäiſchen Con= 
tinents faſt ununterbrochen fortgekämpft worden, 
iſt die Kluft, welche die beiden feindlichen Heeres— 
lager trennt, ſo weit und ſo tief geworden, daß es 
ſich kaum mehr erwarten läßt, ſie werde ſich jemals 
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ſchließen. Dieſes haben die Führer der dynaſtiſchen 
Partei aller Orten erkannt und daher kommen wohl 
die raſtloſen Anſtrengungen, welche ſie machen, um 
dem Kampfe wo möglich durch Erdrückung ihrer 
Gegner ein Ziel zu ſetzen. Alle andern Intereſſen, 
welche ſonſt die Fürſten des europäiſchen Continents 
verfolgten: Erweiterung der Grenzen, Erb- und 
Heirathsverträge, wurden dem einen großen Zwecke 
untergeordnet, den Kampf mit den nationalen Be— 
ſtrebungen aller Orten ſiegreich zu beſtehen. Daher 
ward jede Bewegung der nationalen Partei, ſelbſt 
in dem kleinſten Staate Europa's, im Kirchenſtaate 
oder in Krakau, in Baden oder in Sachſen, ja 
ſelbſt in dem Fürſtenthume Lichtenſtein oder in 
Meiſenheim, von der Diplomatie und der Büreau— 
kratie des ganzen europäiſchen Continents auf das 
Aengſtlichſte überwacht. Die Preſſe ward von Cen— 
ſoren, die Cenſoren von den Regierungen ihres 
Staates und dieſe hinwiederum von allen übrigen 
Mächten Europa's überwacht. 

Das europäiſche Staatenſyſtem unſerer Tage 
hat daher einen Character, welcher von demjenigen 
früherer Zeiten durchaus verſchieden iſt. Es be— 
währte ſich auch im Wechſelverkehre der Staaten 
der Erfahrungsſatz, daß eine Mehrheit ſich ſpalte, 


— 166 — 


ſobald ſie entſchiedenes Uebergewicht über ihre Geg— 
ner erhalten hat. Die zu Wien verſammelten 
Großmächte Europa's verſtändigten ſich im Jahre 
1815 daſelbſt, zu Paris und auf andern Congreſſen 
ſo vollſtändig, daß ein Gegenſatz von einiger Be— 
deutung unter ihnen nicht mehr ſtatt fand. Ein 
ſolcher war jedoch nöthig, um das Leben der Völker 
in friſchem Gange zu erhalten; ſo bildete ſich der 
Gegenſatz zwiſchen den dynaſtiſchen und den natio— 
nalen Beſtrebungen unferer Zeit und auf dieſem 
beruht bis zum heutigen Tage unſer europäiſches 
Staatenſyſtem. 

Dreiundzwanzig Jahre hatte die Kriegsfackel 
die Welt durchzogen, nicht blos von den Ufern des 
Tajo bis zu denjenigen der Newa, von der Süd— 
ſpitze Italiens bis zur Nord- und Oſtſee, ſondern 
auch von den Ufern des Nils bis zum Ganges und 
von dem atlantifhen bis zum ſtillen Meere. Die 
Kämpfe, welche die franzöſiſche Revolution hervor— 
gerufen hatte, endeten mit dem erſten und zweiten 
Pariſer Frieden und mit der Wiener Congreßacte. 
Die Freiheitsträume, welche nicht blos in Frank— 
reich, ſondern mehr oder weniger in ganz Europa 
durch den nordamerikaniſchen Freiheitskrieg und die 
Volksbewegungen angeregt worden waren, welche 
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am Ende der achtziger und im Anfange der 
neunziger Jahre das alte Frankreich in ein neues 
zu verwandeln ſchienen, — dieſe Träume wurden 
unter den Händen der zu Paris und Wien ver— 
ſammelten Diplomaten zu einer Wirklichkeit, welche 
zu Ende des achtzehnten Jahrhunderts Niemand 
geahnt hätte. Das Volk hatte die Bewegung be— 
gonnen, die Krieger ſetzten ſie fort, die Fürſten 
beuteten ſie aus. Die Bewegung war anfänglich 
zunächſt gegen die Konigsthrone gerichtet, ſie endigte 
mit der Wiederaufrichtung des monarchiſchen Prin— 
zips und dem Sturze des demokratiſchen. Die 
Bourbonen wurden in Frankreich, Spanien und 
Italien in ihre alte Macht, der Papſt wieder an 
die Spitze des Kirchenſtaates und der katholiſchen 
Chriſtenheit geſetzt. 

Allein die Freiſtaaten Holland, Venedig, Genua 
und das Wahlreich Polen wurden unter die Bot— 
mäßigkeit von Erbfürſten geſtellt. Außer den 
Holländern, Venetianern, den Genueſern und den 
Polen erhielten auch alle freien Städte Deutſchlands 
mit Ausnahme von Hamburg, Bremen, Lübeck und 
Frankfurt a. M. ihre alten freien Verfaſſungen 
und ihre alte Unabhängigkeit nicht wieder. Die 
italieniſche Nationalität wurde verletzt, indem der 
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ganze oͤſtliche Theil Ober-Italiens mit der öſter— 
reichiſchen Monarchie verbunden wurde. Die deutſche 
Nationalität blieb unberückſichtigt, indem man die 
deutſchen Provinzen Elſaß und Lothringen an 
Frankreich, das deutſche Großherzogthum Luxem— 
burg dem niederländiſchen Konigshauſe überließ, das 
OHerzogthum Schleswig nicht zum deutſchen Bunde 
zog, und indem man dem öſterreichiſchen und dem 
preußiſchen Fürſtenhauſe es lediglich anheim ſtellte, 
mit welchen ihrer Provinzen ſie dem deutſchen Bunde 
beitreten wollten. Das katholiſche fabrikreiche 
Belgien wurde mit dem Handel- und Schifffahrt 
treibenden Nord-Niederland gewaltſam verbunden. 

Die Diplomaten mußten ſelbſt gefühlt haben, 
daß in den 107 erſten Artikeln der Wiener Con— 
greßacte den Beſtrebungen der Volker nach Frei— 
heit und Nationalität allzu ſchroff entgegen 
getreten worden war. Daher wurden in den fol— 
denden 10 Artikeln Beſtimmungen über die Schiff— 
fahrt getroffen, welche ſämmtliche, verſchiedene Län— 
der durchſtrömende Flüſſe Europa's von vielen 
drückenden Laſten befreien ſollten. Dieſe Be— 
ſtimmungen waren übrigens zu unbedeutend, um 
ein Gegengewicht gegen alle übrigen Artikel der 
Wiener Congreß-Acte bilden zu können. 
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Die Friedensſchlüſſe von 1814 und 1815 be— 


ruhten auf einer beſtimmten Tendenz, nämlich der— 
jenigen, der franzöſiſchen Revolution im dynaſtiſchen 
Intereſſe ein Ziel zu ſetzen. Es iſt daher kein 
Wunder, daß dieſe Friedensſchlüſſe gleich Anfangs 
viele Gegner fanden. Fünfzehn Jahre vergingen 
übrigens, bevor die Unhaltbarkeit derſelben ihren 
Urhebern und Begünſtigern fühlbar gemacht wurde. 
Faſt zu gleicher Zeit mit den Franzoſen erhoben ſich 
im Jahre 1830 die Belgier, die Italiener und die 
Polen, um jene dynaſtiſchen Schöpfungen über den 
Haufen zu werfen. Den Belgiern gelang dieſes, ſie 
ſtürzten den ganzen dritten Abſchnitt der Wiener 
Concreß-Acte (Art. 65 bis 73) um, indem ſie ſich von 
Nord⸗Niederland losriſſen. Die Bewegungen der 
Italiener und Polen wurden dagegen erdrückt, die— 
jenigen der erſten ſowohl im Jahr 1830, als früher 
im Anfange der zwanziger Jahre, nicht durch die 
Macht der italieniſchen Fürſten, ſondern durch die 
Furcht vor öſterreichiſcher Einmiſchung und durch 
öſterreichiſche Bajonette. Der polniſche Aufſtand 
vom Jahr 1830 wurde durch die öſterreichiſchen und 
preußiſchen Regierungen mit der ruſſiſchen nieder— 
geſchmettert. Dieſe Bewegungen mußten es auch 
dem befangenſten Anhänger des auf dem euro— 
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päiſchen Continente herrſchenden monarchiſchen Prin— 
zips klar machen, daß die Völker demſelben nicht 
unbedingt huldigten, daß ſie an den Beſtimmungen 
der Friedensſchlüſſe von 1814 und 1815 manches 
auszuſetzen fanden. 

Die Wiener Congreß-Acte enthält 7 Abſchnitte. 
Von dieſen blieben die beiden letzten, betreffend die 
Angelegenheiten von Portugall und die allgemeinen 
Beſtimmungen (insbeſondere die Flußſchifffahrt) von 
Anfang an unerfüllt. Die belgiſche Revolution vom 
Jahre 1830 ſtieß den dritten Abſchnitt, betreffend 
das Königreich der Niederlande und das Herzog— 
thum Luxemburg gänzlich um, während der erſte 
Abſchnitt, betreffend Polen, und der fünfte Ab— 
ſchnitt, betreffend Italien, wenigſtens bedeutend er— 
ſchüttert wurden. Denn ein Vertrag, gegen welchen 
Hunderttauſende mit den Waffen in der Hand ſich 
erheben, ſteht wahrhaftig nicht auf feſten Füßen. 

In den Jahren 1830 und 1831 ſtellte es ſich 
daher heraus, daß von 7 Abſchnitten der Wiener 
Congreßacte drei gefallen waren, zwei wankten und 
nur die Abſchnitte II. und III., welche die Ange— 
legenheiten Deutſchlands und der Schweiz behan— 
delten, erſchienen in der Hauptſache wenigſtens als 
ungefährdet. Allein auch dieſe waren wenigſtens 
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theilweiſe erſchüttert worden. Die Wiener Con— 
greßacte enthält nämlich in ihren Artikeln 53 bis 
67 den geſammten Inhalt der deutſchen Bundes— 
acte. Jede Verletzung der deutſchen Bundesacte 
ſchließt daher auch eine Verletzung der Wiener 
Congreßacte in ſich. Durch die Karlsbader Be— 
ſchlüſſe wurden die wichtigſten Beſtimmungen der 
deutſchen Bundesacte verletzt. Schon die Ferne, 
in welcher ſie von dem Bundestage angenommen 
wurden, widerſprach den klaren Beſtimmungen der 
deutſchen Bundesacte. *) Die Karlsbader Beſchlüͤſſe 
enthalten eine Abänderung der deutſchen Bundes— 
acte in ihren weſentlichſten Beſtimmungen. Die 
Verfügungen über das Schulweſen Deutſchlands und 
die Executionsordnung beeinträchtigten die Souve— 
rainetätsrechte der deutſchen Bundesglieder nicht 
weniger, als die Beſtimmungen über die deutſche 
Preſſe und die Central-Unterſuchungs-Commiſſion 
es thaten. Sie ſtanden zu gleicher Zeit in Wider— 
ſpruch mit den beſonderen Artikeln der deutſchen 
Bundesacte, indem ſie das monarchiſche Prinzip in 
ſeiner abſolutiſtiſchen Auffaſſung an die Stelle des 


*) Briefwechſel zwiſchen einem ehemaligen und einem 
jetzigen Diplomaten, von G. Struve. S. 67 ff. 
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landſtändiſchen Princips, die Cenſur an die Stelle 
der Preßfreiheit und die Unterordnung der ein— 
zelnen Bundesglieder unter die Autorität des 
Bundes an die Stelle der Souverainetät derſelben 
ſetzte. Beſchlüſſe dieſer Art ſtießen die deutſche 
Bundesacte in ihren weſentlichen Beſtimmungen um. 
Vor dem Anfange der dreißiger Jahre würden 
jedoch die Karlsbader Beſchlüſſe als proviſoriſch be— 
trachtet und eben deshalb die Hoffnung gehegt, ſie 
würden früher oder ſpäter zurückgenommen und 
dadurch die Bundesacte wieder hergeſtellt und end— 
lich erfüllt werden. Allein in Folge der Be— 
wegungen, welche die Juli-Revolution auf dem 
ganzen Continente Europas hervorrief, wurden 
auch diejenigen Beſtimmungen der Wiener Congreß— 
acte, welche bis dahin noch unverletzt geblieben 
waren, in ihren Grundveſten erſchüttert. 

Der Artikel 1 der Wiener Congreßacte beſtimmt 
ausdrücklich, daß die, Rußland, Oeſterreich und 
Preußen unterworfenen Polen eine Repräſentativ— 
Verfaſſung und nationale Inſtitutionen erhalten 
ſollten. Nur Rußland erfüllte dieſe Bedingung 
anfangs redlich. Allein ſobald die Polen auf dem 
Grunde der ihnen ertheilten Verfaſſung ſich freier 
zu bewegen verſuchten, wurde dieſelbe außer Wirk— 
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ſamkeit geſetzt. In Oeſterreich und Preußen wurde 
dieſe Beſtimmung der Wiener Congreß-Acte nie— 
mals erfüllt. Die Provinzialverfaſſung des preußi— 
ſchen Poſen, wie diejenige des öſterreichiſchen Gali— 
zien hat nämlich augenſcheinlich eben ſo wenig einen 
repräſentativen, als einen nationalen Charakter. 
Die Wiener Congreßacte wurde daher den Polen 
gegenüber gleich anfangs theils nicht erfüllt, theils 
auf's augenſcheinlichſte verletzt. Die Nichterfüllung 
duldeten ſie ruhig in Oeſterreich und Preußen lange 
Jahre hindurch. Die Verletzung der Wiener Con— 
greßacte, welche ſich Rußland gegen Polen erlaubte, 
führte unter dem Einfluſſe der Willkür-Regierung 
des Großfürſten Conſtantin und der durch die 
Juli⸗Revolution hervorgerufenen allgemeinen Be— 
wegung der Geiſter zu der Revolution, welche, 
nach vielen blutigen Schlachten, mit dem Tode, der 
Verbannung, der Verbringung nach Sibirien, der Ver— 
mögens⸗Confiscation von vielen Tauſenden endigte, 
die ſich in dem Kampfe gegen Rußland hervorge— 
than hatten. Dieſer erſte Zuſammenſtoß hätte die 
Unterzeichner der Wiener Congreßacte auf die 
Folgen aufmerkſam machen ſollen, welche die Ver— 
letzung der durch dieſelbe garantirten Repräſentativ— 
Verfaſſung und nationalen Einrichtungen nach ſich 
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zog. Er hätte ſie mahnen ſollen, wenigſtens jetzt 
treu zu erfullen, was im Jahre 1815 der polniſchen 
Nation gelobt worden war. Allein gerade das 
Gegentheil hiervon geſchah. An die Stelle der 
durch die Wiener Congreßacte garantirten Reprä— 
ſentativ-Verfaſſung trat der Abſolutismus in ſeiner 
ſtarrſten Auffaſſung, an die Stelle nationaler In— 
ſtitutionen trat ein mit äußerſter Strenge und 
Härte durchgeführtes Syſtem der Unterdrückung 
der polniſchen Nationalität in Staat und Kirche, 
in Kunſt und Wiſſenſchaft, in Schule und Leben. 
Auf ſolche Weiſe wurde theils durch Nichter— 
füllung, theils durch poſitive Verletzung derjenige 
Theil der Wiener Congreßacte, welcher ſich auf 
das zwiſchen Rußland, Oeſterreich und Preußen 
getheilte Polen bezieht, in ſeinen für dieſe Nation 
wichtigſten Beziehungen gänzlich umgeſtoßen. 
England und Frankreich proteſtirten zwar, allein 
ihre Proteſtationen verhallten in den Höfen von 
Petersburg, Wien und Berlin. Noch ſtanden die— 
jenigen Beſtimmungen der Wiener Congreßacte, 
die ſich auf die freie Stadt Krakau bezogen, den 
einzigſten Theil des alten Polenreiches, welcher 
wenigſtens eine ſcheinbare Unabhängigkeit bewahren 
ſollte. Unſerer Zeit war es vorbehalten, auch dieſe 
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Schranken fallen zu ſehen, welche die Wiener Con— 
greßacte den drei, Polen theilenden Mächten gezogen 
hatte. England und Frankreich haben auch dieſe 
Verletzung der Wiener Congreßacte nur mit leeren 
Proteſtationen beantwortet. Ludwig Philipp hat 
dieſelbe augenſcheinlich im Stillen ſogar gebilligt. 
Soviel iſt jedenfalls gewiß, daß durch die Einver— 
leibung Krakaus in die öſterreichiſche Monarchie 
der erſte der 7 Abſchnitte der Wiener Congreß— 
Acte in allen ſeinen weſentlichen Theilen umge⸗ 
ſtoßen wurde. 

Der zweite dieſer Abſchnitte, welcher unſer 
deutſches Vaterland unmittelbar betrifft, hat ſeit 
dem Anfange der dreißiger Jahre gleichfalls einen 
großen Stoß erlitten. Die Karlsbader Beſchlüſſe, 
welche, wie wir oben geſehen, die deutſche Bundes— 
Acte und folglich die Wiener Congreß-Acte ver— 
letzten, wurden nicht zurückgenommen. Im Gegen— 
theil wurde das zu Karlsbad im Jahr 1819 be— 
gonnene, zu Frankfurt a. M. 1824 fortgeſetzte 
Syſtem der Umänderung der deutſchen Bundes— 
Acte im abſolutiſtiſchen und antinationalen Sinne, 
durch die bekannten Bundestagsbeſchlüſſe der Jahre 
1831 und 1832 und durch die Wiener Miniſterial— 
Conferenz-Beſchluſſe von 1834 vollendet und abge- 
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ſchloſſen. Die Souverainetät der mindermächtigen 
deutſchen Fürſten wurde durch jene Beſchlüſſe nicht 
minder verletzt, als das Freiheits- und Rechtsgefühl 
der deutſchen Nation. Ihr Glaube an die Frie— 
densſchlüſſe des Jahres 1815 wurde dadurch um 
ſo mehr erſchüttert, je inniger ihre Verhältniſſe 
verſchlungen waren mit denjenigen ihrer Nachbarn 
und je klarer ſie erkannte, daß nur eine freie Ver⸗ 
faſſung und nationale Einrichtungen im Stande 
ſeien, ſie vor den Uebergriffen drohender Nachbarn 
zu ſchützen. 

Der dritte Abſchnitt der Wiener Congreß-Acte 
ſchuf das Königreich der vereinigten Niederlande. 
Dieſe Schöpfung beruhte nicht auf den Wünſchen 
der betheiligten Volksſtämme. Sie ſtand im Wi— 
derſpruch mit der geſchichtlichen Entwickelung, ſie 
ſtützte ſich nur auf diplomatiſche Berechnungen, 
welche ſich nichts bekümmerten um nationale Sym— 
pathien und Antipathien. Was jeder tiefer blickende 
Staatsmann vorausſehen konnte, der Antagonismus 
zwiſchen Belgien und Nordniederland entwickelte 
ſich mit jedem Tage mehr, je eifriger das Haus 
Oranien bemüht war, ſich Schätze zu ſammeln. 
Fünfzehn Jahre lang wurde der Streit zwiſchen 
dem Norden und dem Süden des vereinigten Kö— 
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nig reichs auf dem Felde der Preſſe und in den 
Kammern geführt, ſoweit dieſes die Polizei und die 
Cenſur zuließen. Die nationalen Antipathien wur— 
den als revolutionäre Beſtrebungen von der Re— 
gierungspartei verſchrien, der Ruf nach Preßfreiheit 
wurde erſtickt durch die Maßregeln der unter 
holländiſchem Einfluß ſtehenden Regierung. Das 
Mißvergnügen der Belgier nahm immer zu, bis 
endlich das Jahr 1830 zum Ausbruch brachte, was 
längſt unter der Aſche geglimmt hatte. Wenige 
Tage genügten, das Werk der Diplomaten umzu— 
ſtoßen, und es bewährte ſich bei dieſer Gelegenheit 
auf's Neue, daß keine politiſche Combination Be— 
ſtand habe, welche ſich nicht gründet auf die Wünſche 
und die Beſtrebungen der dabei betheiligten Volker. 
Der vierte Abſchnitt der Wiener-Congreß-Acte 
beſchäftigt ſich mit den Angelegenheiten der Schweiz. 
Dieſes durch ſeine Berge geſchützte Land, welches 
Jahrhunderte hindurch, mit alleiniger Ausnahme 
von Neufchatel, republikaniſche Verfaſſungen gehabt 
hatte, konnte nicht derſelben beraubt werden. Die 
Bemühung der Diplomaten war daher insbeſondere 
darauf gerichtet, durch Aufrechthaltung und Erwei— 
terung aller ariſtokratiſchen Privilegien jeden freie— 
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Allein die Ereigniſſe des Jahres 1830 rüttelten 
auch in der Schweiz den ſchlummernden Geiſt des 
Volkes wach. Um dieſen zu beugen, wurden die 
Jeſuiten zu Hülfe gerufen. Seit dieſer Zeit hatte 
ſich eine Gährung der Gemüther bemächtigt, welche 
nicht eher zur Ruhe kam, als bis der Einfluß 
der fremden Diplomaten auf die inneren Angele— 
genheiten der Schweiz gänzlich verdrängt ward. 
Unter dem Vorwande, die Wiener Congreß-Acte 
in ihren die Schweiz betreffenden Beſtimmungen 
aufrecht zu erhalten, miſchten ſich die Großmächte 
Europa's unausgeſetzt in die innern Angelegen— 
heiten der Schweiz. Unter dieſen Umſtänden konnte 
die Wiener Congreß-Acte unmoglich in den Herzen 
der Schweizer feſte Wurzeln ſchlagen. Die Klöfter, 
die Jeſuiten und die Ariſtokraten verkrochen ſich 
hinter dieſelbe. Die Oeſterreicher, die Preußen 
und die Franzoſen drohten wiederholt mit ihr. 
Allein ſie gewährte den Schweizern keinen Schutz 
gegen das Ausland, indem ihnen wiederholt zu 
erkennen gegeben wurde, ihre Unabhängigkeit würde 
keinen Tag mehr geachtet werden, inſofern ſie auf 
keiner andern Grundlage beruhe, als auf der Wie— 
ner Congreß-Acte. Auch der vierte Abſchnitt des 
Wiener Friedens zerfiel daher in das leere Nichts, 
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auf dem er, im alleinigen Intereſſe der Fürſten, 
gebaut war. 

Feſter als alle übrigen Abſchnitte der Wiener 
Congreß-Acte ſtand, dem Anſcheine nach, der fünfte, 
welcher ſich auf Italien bezog. Doch wenn wir 
die Anſtrengungen in Erwägung ziehen, welche die 
italieniſchen Regierungen ſeit mehr als 3 Jahr— 
zehnden unausgeſetzt machen mußten, um den durch 
den Wiener Frieden herbeigeführten Zuſtand Ita— 
liens zu erhalten, ſo zeigt ſich uns auch der fünfte 
Abſchnitt der Wiener Akte als eine hohle Be— 
ſtimmung. Ungeachtet der Furcht vor einer öſter— 
reichiſchen Intervention brachen im Anfange der 
zwanziger Jahre blutige Revolutionen in Piemont, 
Genua, Neapel und Sicilien aus, welche nur 
durch fremde Macht, durch Oeſterreich, Preußen 
und Rußland in vereinter Wirkſamkeit, erdrückt 
werden konnten. Seit jener Zeit verließen ſich 
die meiſten italieniſchen Regierungen nur auf 
fremde Truppen, welchen ſie die Bewachung Italiens 
anvertrauten. In Neapel und im Kirchenſtaate 
waren es Schweizer, in der Lombardei und Venedig 
Ungarn und Deutſche, welche die beſtehenden Re— 
gierungen ſchützten. Ungeachtet aller dieſer Schreck— 
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eine Revolution im Kirchenſtaate aus, welche wie— 
derum nur durch fremde Hülfe unterdrückt werden 
konnte. Die Gährung in Italien hat einen Höhe— 
punkt erreicht, welcher die größten Beſorgniſſe für 
den dermaligen Zuſtand dieſes Landes erweckt. 
Ein Volk, welches nur durch die Bajonette fremder 
und verhaßter Söldner in den Schranken der 
Ordnung gehalten wird, ein ſolches Volk iſt zu 
betrachten, als lebte es nicht im Zuſtande des Frie— 
dens, ſondern in dem des Krieges. 

So verhält es ſich mit den 5 erſten 
Abſchnitten der Wiener Congreß-Akte, 
welche mehr oder weniger in's wirkliche 
Leben übergeführt wurden. Daß die beiden 
letzten Abſchnitte von Anfang an unerfüllt blie— 
ben, haben wir bereits weiter oben erwähnt. 

Bei dieſem Stande der Verbältniſſe unterliegt 
es wohl keinem Zweifel, daß die Wiener Congreß— 
Acte durchaus keine Garantien des Weltfriedens 
bietet. So wenig als die übrigen Unterzeichner 
derſelben wird auch Frankreich und Rußland die— 
ſelbe achten, ſobald die Intereſſen dieſer Mächte 


eine Verletzung derſelben, Deutſchland gegenuber, 


wünſchenswerth machen ſollten. Jede Macht, welche 
die Wiener Congreß-Acte verletzt, kann derjenigen, 


— 181 — 


welche ſich hiergegen auf die Unverbrüchlichkeit des 
Wiener Friedens beruft, erwiedern, auch ſie habe 
denſelben in weſentlichen Punkten gebrochen. Die 
beiden Pariſer Frieden ſtehen in untrennbarer Ver— 
bindung mit der Wiener Congreß-Acte. Mit dieſer 
haben auch jene ihre bindende Kraft verloren. 
Unſer poſitives, unſer vertragsmäßiges Völkerrecht 
beruht aber namentlich auf der Wiener Congreß— 
Acte und den beiden Pariſer Friedensſchlüſſen von 
1814 und 1815. Mit dieſen drei Grundpfeilern 
unſeres vertragsmäßigen Voͤlkerrechts ſtürzt dieſes 
ſelbſt zuſammen, und Ströme von Blut werden 
ohne Zweifel fließen müſſen, bevor ſich die wider— 
ſtrebenden Elemente unſeres Völkerlebens wieder 
zu vertragsmäßiger Einheit wechſelſeitig geeinigt 
haben werden. 

Das Werk der Diplomaten, der Frieden, wel— 
cher ſich gründete auf das abſolutiſtiſche Syſtem, 
auf das Intereſſe der europäiſchen Dynaſtien, auf 
die Gleichgültigkeit gegen nationale Sympathien, 
Antipathien und Freiheitsbeſtrebungen, dieſes Werk 
erſcheint nunmehr, nach 32 Jahren ſeines Beſtehens, 
als gänzlich untergraben, hohl und inhaltlos. Wohl 
ſpricht der Diplomat und der gewöhnliche Staats— 
bürger noch von der Wiener Congreß-Acte, um 
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Anſprüche auf dieſelbe zu gründen, keiner aber 
räumt ihr mehr Bedeutung ein, wenn ſie ſeinen 
Beſtrebungen eine Schranke ſetzen ſoll. Die Pa— 
riſer und die Wiener Friedensſchlüſſe werden nicht 
länger ihr Scheinleben friſten, als es das Intereſſe 
der verſchiedenen betheiligten Regierungen, Natio— 
nen und Individuen zuläßt. — Der Frieden Eu— 
ropa's iſt daher jetzt nicht mehr verbürgt durch 
heilige Verträge, ſondern nur durch den guten 
Willen ſämmtlicher Faktoren des europäiſchen Völ— 
kerlebens. Gerade ſo wie die Verfaſſungen der 
meiſten Staaten des europäiſchen Continents ihren 
Sinn und ihre Bedeutung verloren haben, ſo hat 
auch die Verfaſſung der europäiſchen Staatenfa— 
milie die ihrige eingebüßt. Der chaotiſche Zuſtand 
iſt eingedrungen in die größeren und in die klei— 
neren Kreiſe des geſellſchaftlichen Lebens, er findet 
ſich in Kirche und im Staat, in der Familie und 
in der Gemeinde, und in den Ideen der Zeit leben 
nur Elemente künftiger Geſtaltungen. Allein ver— 
hehlen wir es uns nicht, der Geiſt, die Bedeutung, 
der Gehalt iſt aus den Formen unſeres jetzigen 
öffentlichen Lebens gewichen, und nur aus ſchweren 
Kämpfen wird uns eine neue, Form und Gehalt 
harmoniſch verbindende Geſtaltung hervorgehen. 
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Dieſer Zuſtand der Verhältniſſe iſt gefahr— 
drohend für alle Staaten Europas, insbeſondere 
aber für die mindermächtigen. Denn dieſe finden 
in ſich ſelbſt nicht die erforderliche Kraft des 
Widerſtandes gegen die Anmaßungen der Groß— 
mächte. Allein es iſt ein alter Satz: „eoncordia 
res parvae crescunt.“ Durch Eintracht werden 
die Kleinen groß. Dieſe Wahrheit bezieht ſich nicht 
blos auf das Wechſelverhältniß der Individuen, 
ſondern auch auf dasjenige der Staaten. Die 
mindermächtigen Staaten Europas befinden ſich 
in einer ſehr ſchlimmen Lage den Großmächten 
gegenüber. Dieſe glauben ſich berechtigt, die Ge— 
ſchicke Europas zu beſtimmen, ohne ſich um die 
Intereſſen, die Rechte und ſelbſt die Staatsver— 
faſſungen der mindermächtigen Staaten zu be— 
kümmern. Bei den meiſten Großmächten Europas 
waltet das Prinzip des Abſolutismus durchaus vor. 
Dieſes unterliegt in Betreff der öſtlichen durch— 
aus keinem Zweifel. Ludwig Philipp hat ſich nach 
und nach dem Abſolutismus vollkommen ergeben, 
die conſtitutionellen Formen binden ihn nur zum 
Scheine in Betreff der innern Verhältniſſe Frank— 
reichs, aber gar nicht in Betreff ſeiner auswärtigen 
Beziehungen. England, wenn auch durch ſchützende 
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Verfaſſungsgeſetze in ſeinen innern Verhältniſſen 
vor manchen Uebergriffen ſicher geſtellt, wird doch 
dem Auslande gegenüber durch ſein merkantiliſches 
und induſtrielles Intereſſe geleitet. Wo dieſes im 
Spiele iſt, achtet das Cabinet von St. James ſo 
wenig als dasjenige von St. Petersburg die ewigen 
Rechte der Menſchheit oder die poſitiven Rechte 
der Volker. Das Benehmen Englands den Portu— 
gieſen gegenüber hat dieſes in jüngſter Zeit wie— 
derum bekundet. Die mindermächtigen Staaten 
haben daher keinen Freund unter den Großmächten 
Europas, und der die letzeren durchdringende Geiſt 
der Herrſchſucht und Habſucht wird den mindermäch— 
tigen Staaten Europas mit jedem Tage gefährlicher. 

Aller Orten verbinden ſich die Mindermächtigen, 
um durch ihren Bund ihren mächtigern Gegnern 
die Spitze bieten zu können. Warum haben dieſes 
die mindermächtigeren Staaten Europa's noch nicht 
gethan? Treten die mindermächtigen Staaten 
Italiens zuſammen, fo konnen ſie den öſterreichi— 
ſchen und franzöſiſchen Anmaßungen ein Ziel ſetzen. 
Neapel wäre nicht ſo rückſichtslos bei Gelegenheit 
des Schwefelſtreites von England behandelt worden, 
hätte es einen feſten Rückhalt an den übrigen 
Staaten Italiens gehabt. 
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Beſonders groß und ernſt find aber diejenigen 
Gefahren, welchen die mindermächtigen Staaten 
Deutſchlands den Großmächten gegenüber ausgeſetzt 
ſind. Es iſt bekannt, daß Rußland und Frankreich 
1828 dahin übereinkamen, das linke Rheinufer zu 
Gunſten Frankreich's, das rechte Weichſelufer zu 
Gunſten Rußlands von Deutſchland loszureißen. 
Preußen ſollte durch Hannover und Sachſen ent— 
ſchädigt werden. An eine Entſchädigung der min— 
dermächtigen Staaten, Baiern, Heſſen-Darmſtadt, 
Oldenburg, Coburg und Heſſen-Homburg dachte man 
natürlich nicht, ebenſowenig als eine Entſchädigung 
für die Könige von Hannover und Sachſen, deren 
Staaten preußiſch werden ſollten. Ob Oeſterreich 
und Preußen mit dieſen Verabredungen einverſtan— 
den waren, iſt zur Zeit noch nicht in vollkommene 
Klarheit geſetzt. Soviel iſt übrigens gewiß, daß, 
nachdem ſie von denſelben Kenntniß erhalten, ſie 
fortfuhren, mit jenen beiden Mächten, welche 
Deutſchland hatten theilen wollen, in den freund— 
ſchaftlichſten und innigſten Beziehungen zu ſtehen. 
Dieſe Thatſache für ſich allein genommen beweiſt 
fo viel wenigſtens vollkommen klar, daß die min— 
dermächtigen Staaten Deutſchlands in Oeſterreich 
und Preußen keine Stützen gegen Rußland und 
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Frankreich zu finden erwarten können. Rußland 
und Frankreich hätten gewiß jenen Vertrag vom 
Jahre 1828 nicht abgeſchloſſen, hätten ſie nach 
ihrer Kenntniß von den Abſichten und Strebungen 
der beiden deutſchen Großmächte erwarten müſſen, 
von dieſer Seite her auf einen energiſchen Wider— 
ſtand in Betreff ihrer Gelüſte nach deutſchen Lan— 
den zu ſtoßen. Auch dieſe Thatſache iſt bedeutungs— 
voll. Denn bei den innigſten Beziehungen, welche 
von dem Jahre 1818 (Congreß von Aachen) an 
bis zum Jahre 1828 zwiſchen den Cabinetten von 
Wien und Berlin einerſeits, und Petersburg und 
Paris anderſeits ſtattgefunden hatten, kann nicht 
angenommen werden, daß ſich die beiden letzteren 
Hofe über die Geſinnungen der beiden erſteren 
gänzlich ſollten getäuſcht haben. Oeſterreich mochte 
damals wohl umgangen worden ſein, da es den 
Krieg Rußland's gegen die Türken mit ungünſtigen 
Augen betrachtete. Preußen war aber, im Wider— 
ſpruch mir den Beſtrebungen Oeſterreichs, gerade 
damals mit Rußland auf's Innigſte verbunden. 
Es iſt daher durchaus nicht wahrſcheinlich, daß 
dieſe Macht die ruſſiſch-fran zoͤſiſchen Verhandlungen 
über die Rhein- und Weichſelgränze nicht ſollte ge— 
kannt und gebilligt haben. 
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Derartige Vorgänge behalten immer ihre hohe 
Bedeutung, auch wenn ſie durch innere Ereigniſſe, 
wie hier durch die Julirevolution von 1830, nicht 
in Erfüllung gegangen ſind. Sie geben uns zu— 
verſichtlichen Bericht über die Geſinnungen der Be— 
theiligten, und dieſe werden früher oder ſpäter 
bei günſtiger Gelegenheit doch zu Thaten zu werden 
ſuchen. Die neuliche Einverleibung Krakau's in 
den öſterreichiſchen Kaiſerſtaat enthielt für die min: 
dermächtigen Staaten Europa's eine neue Auf— 
forderung nicht nur zur Wachſamkeit, ſondern auch 
zu vereinigtem Wirken zum Schutze ihrer bedrohten 
Selbſtſtändigkeit. | 

Die mindermächtigen Staaten Europa's wären, 
kräftig verbunden, mächtig genug, den Großmäch— 
ten gegenüber ihre Selbſtſtändigkeit zu behaupten; 
vereinigen ſie ſich nicht, ſo werden ſie aber, ohne 
allen Zweifel, einer nach dem andern, direkt oder 
indirekt, ihre Selbſtſtändigkeit verlieren. Dieſes 
läßt ſich nach allen Vorgängen und nach den un— 
wandelbaren Grundſätzen der Politik mit Sicher— 
heit vorherſagen. | 

Defterveic und Preußen find keine rein deutfche 
Staaten; mehr als 5 Sechstheile der Einwohner 
der öſterreichiſchen Monarchie ſind keine Deutſche. 
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Preußen hat zwar nicht, wie Oeſterreich, außer den 
deutſchen mehrere andere Nationalitäten unter 
ſeinem Scepter. Allein die Polen, welche jetzt zu 
Preußen gehören, binden dieſe Macht an Rußland 
und entfremden ſie den deutſchen Beſtrebungen. In 
noch höherem Maße iſt dieſes der Fall bei Oeſter— 
reich. Polen, Italiener, Magyaren, Czechen, 
Slowacken u. ſ. w. ſtehen in dem öſterreichiſchen 
Kaiſerreiche bunt gemiſcht nebeneinander. Jedes 
dieſer verſchiedenartigen Elemente des Kaiſerreichs 
macht Anſprüche und hegt Wünſche, welche mit 
den Beſtrebungen der deutſchen Nation nicht in 
Einklang zu bringen ſind. 

In einer ganz andern Lage befinden ſich da— 
gegen die mindermächtigen Staaten Deutſchlands. 
Sie beſtehen aus rein deutſchen Elementen und 
fühlen das Bedürfniß nationaler Einigung um ſo 
lebendiger, je mehr ſie ſich bewußt ſind, daß ſie 
für ſich allein genommen nicht im Stande ſind, ſich 
zu erhalten und naturgemäß zu entwickeln. Die 
mindermächtigen Staaten Deutſchlands, dieſes muß 
auch der beſchränkteſte Politiker erkennen, ſind durch 
ihre innerſte Beſchaffenheit darauf hingewieſen, das 
Band deutſcher Nationalität immer feſter zu ſchlingen. 

Es war eine Zeit, da man glaubte, eine Nation 
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könne in ihren einzelnen Abtheilungen frei ſein, 
ohne durch ein kräftiges Nationalband umſchlungen 
zu werden. Dieſe Zeit liegt hinter uns. Alle 
denkenden Freunde des Vaterlandes erkennen jetzt, 
nur diejenige Freiheit habe Werth und könne von 
Beſtand ſein, welche am Baume der Nationalität 
gewachſen ſei. Freiheit ohne Nationalität iſt eine 
Unmöglichkeit. Nur ein kräftiges Nationalgefühl 
gibt einem Volke eine würdige Stellung dem Aus— 
lande und ſeinen eigenen Machthabern gegenüber. 
Nur dasjenige Volk, welches die Achtung ſeiner 
eigenen Machthaber beſitzt, wird ſich Freiheit er— 
ringen, und nur ein Volk, welches dem Auslande 
Achtung einfloßt, wird ſich ſeine Freiheit bewahren. 
Die mindermächtigen Staaten Deutſchlands, in 
deren Schooße das Nationalgefühl am kräftigſten 
lebt, haben daher auch auf der Bahn der Freiheit, 
im Verhältniß zu den beiden Großmächten Deutſch— 
londs, die größten Fortſchritte gemacht. Von ihnen 
allein konnen wir kräftige Anſtrengungen zu Gun— 
ſten deutſcher Freiheit und deutſcher Nationalität 
erwarten. Die öffentliche Meinung Deutſchlands 
fordert gebieteriſch Einrichtungen, welche dem deut— 
ſchen National- und Freiheits-Gefuhl beſſer zuſagen, 
als diejenigen, welche wir gegenwärtig beſitzen. 
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Allein nicht von den Großmächten Deutſchlands 
erwarten wir, daß ſie dem Rufe der deutſchen 
Nation folgen werden. Sie ſind zu ſehr beſchäftigt 
mit nicht-deutſchen Beſtrebungen, um Deutſchland 
das Banner vorantragen zu können. Die minder— 
mächtigen Staaten Devtſchlands find es, welche 
ſich an die Spitze der Bewegung ſetzen müſſen, 
wollen ſie nicht untergehen im Kampfe der Parteien, 
wollen ſie nicht ſelbſt ſich zu Grunde richten. 
Man hat allerdings oft derartigen Aufforderun— 
gen die Bemerkung entgegengeſetzt, Oeſterreich und 
Preußen ſeien abſolute Staaten, und ſo lange dieſe 
nicht das Syſtem der conſtitutionellen Monarchie 
angenommen, ſei es in doppelter Beziehung gefähr— 
lich, wenn die mindermächtigen Staaten Deutſch— 
lands auf der Bahn des Fortſchritts zu raſch ſich 
bewegten. Denn eines Theils würde der Zwieſpalt 
zwiſchen den verſchiedenen Theilen Deutſchlands in 
principieller Beziehung dadurch immer großer, an— 
derntheils würde ſelbſt die Gefahr entſtehen, daß 
ſich Oeſterreich und Preußen einem ſolchen Fort— 
ſchreiten mit gewaltſamer Macht widerſetzen würden. 
Diejen Einwand mochte man im Anfange der 
dreißiger Jahre nicht ohne Grund machen. Damals 
ſchlief das Volk in Oeſterreich und Preußen, es 
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gab daſelbſt kaum eine öffentliche Meinung, ein 
politiſches Streben. Die mindermächtigen Staaten 
waren den abſoluten Staaten Deutſchlands in vie— 
len Beziehungen vorangeeilt, und die Stellung der 
beiden Großmächte Deutſchlands war zu gebieteriſch, 
als daß jene derſelben hätten widerſtreben können. 
Allein jetzt hat ſich dieſes Alles durchaus geändert. 
In Preußen iſt der eigentliche Heerd der politi— 
ſchen Bewegung ſowohl als der kirchlichen, insbe— 
ſondere ſeitdem der om 11. April zuſammengetretene 
und am 26. Juni 1847 entlaſſene vereinigte Landtag 
die Aufmerkſamkeit von ganz Deutſchland auf ſich 
gezogen hat. Selbſt in Oeſterreich regt es ſich aller 
Orten. Zudem hat der Abſolutismus in dieſen 
beiden Staaten ſeine Früchte getragen. Oeſterreich's 
Finanzen ſind erſchöpft. Trotz aller Beſtrebungen 
des verdienſtvollen Kübeck gehen ſie ihrer Auflö— 
ſung immer näher entgegen. Die große Heeres— 
macht Oeſterreichs reicht kaum mehr hin, die immer 
wachſende Unzufriedenheit der Völker, der Galizier 
und Italiener zumal, in Ordnung zu halten. 
Oeſterreich hat im eigenen Hauſe alle Hände voll 
zu thun. Es wird ſich wohl hüten, die Gefahren 
ſeiner Stellung dadurch zu erhöhen, daß es ſich 
mit den mindermächtigen Staaten Deutſchlands 
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überwirft. Preußen kann kein Geld bekommen für 
ſeine Eiſenbahnen, wo ſollte es Geld bekommen, 
um einen Krieg gegen die mindermächtigen Staa— 
ten zu führen? Die Zeiten ſind vorüber, da dieſe 
vor Oeſterreich und Preußen ſich zu fürchten brauch— 
ten. Es kömmt nur darauf an, daß ſie ſich ihrer 
Stärke bewußt werden, um den beiden Großmäch— 
ten Deutſchlands Geſetze vorſchreiben zu können. 
Die öffentliche Meinung Deutſchlands iſt mit den 
conſtitutionellen und gegen die abſoluten Staaten, 
iſt für eine freiere und nationalere Geſtaltung 
unſerer Zuſtände und gegen das verruchte Syſtem 
der dynaſtiſchen Selbſtſucht. Alle denkenden Va— 
terlandsfreunde find darüber einig, daß nur ein 
kräftiger Aufſchwung, welchen die deutſche Na— 
tion nimmt, ſie über die Gefahren hinwegheben 
kann, womit zahlreiche Feinde ihre Freiheit und 
Einheit bedrohen. Deutſchland hat keine Freunde, 
welche ihm helfen könnten, dieſe Gefahren zu be— 
ſtehen. Nur das deutſche Volk kann das deutſche 
Vaterland erretten. Sehen wir uns um nach 
den Feinden und den Freunden Deutſchlands! 
Wo ſind die Freunde? Wir wiſſen deren keine zu 
finden. Die Feinde aber umringen uns von allen 
Seiten. 
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Die Freunde und auch die Feinde eines Landes 
ſind, wie die Freunde und Feinde eines einzelnen 
Menſchen, immer abhängig von 2 thatſächlichen 
Verhältniſſen: ſeiner inneren Beſchaffenheit und 
ſeiner äußeren Stellung. Wir können daher auch 
die Freunde und die Feinde unſeres Vaterlandes 
nicht anders richtig würdigen lernen, als wenn 
wir die inneren Verhältniſſe Deutſchlands und ſeine 
Beziehungen zum Auslande mit ſcharfem Auge 
meſſen. In allen Verhältniſſen des Lebens iſt es 
wichtig, den falſchen Freund von dem wahren, den 
unzufriedenen Freund von dem ſchmeichelnden Feinde 
zu unterſcheiden. Ganz beſonders wichtig wird 
ſolches im Völkerverkehr, denn Jedermann weiß, 
daß gerade diejenigen Menſchen, welche dieſen ver— 
mitteln, die Diplomaten, ſich durch die große Fer— 
tigkeit auszeichnen, ſich zu verſtellen. Im Verkehre 
der einzelnen Menſchen wie der Völker, können 
nur diejenigen wahre Freunde ſein, welche ſich eines 
Theils geiſtig verwandt ſind und daher ähnliche 
Beſtrebungen hegen, andern Theils aber ſich nicht 
gegenſeitig im Wege ſtehen in den wichtigſten Be— 
ziehungen des Lebens. Die Menſchen und die 
Völker, welche keine geiſtige Verwandtſchaft mit 
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denn Freundſchaft ſetzt nothwendig ein ähnliches 
Streben, gegenſeitige Unterſtützung, Gedankenaus⸗ 
tauſch und Harmonie der Gefühle voraus. Wo 
alles dieſes ſich nicht findet, da mag wohl ein geiſtig 
hoch ſtehendes Volk einem niedrig ſtehenden Wohltha— 
ten erweiſen, ihm ſeine Heranbildung zu fördern 
bemüht ſein, da mag das niedrig ſtehende Volk 
wohl das höher ſtehende verehren und von ihm 
lernen. Die natürliche Vorausſetzung der Freund— 
ſchaft, die Gegenſeitigkeit, der Austauſch der guten 
Dienſte, iſt da nicht möglich. Allein ebenſowenig 
iſt Freundſchaft da möglich, wo zwei einzelne Men— 
ſchen oder Völker mit der ganzen Kraft ihrer Seele 
nach einem beſtimmten Ziele ſtreben, welches nur 
einem von beiden zugänglich iſt, wo alſo Beide 
Nebenbuhler in den wichtigſten Beſtrebungen ihres 
Daſeins ſind. In ſolchen Fällen iſt keine Freund— 
ſchaft möglich, denn dieſe ſetzt ein gemeinſames 
Streben voraus und ſolches wird durch den be— 
zeichneten Gegenſatz geradezu ausgeſchloſſen. 

Die Geſchichte führt uns allerdings gar viele 
Fälle vor, wo gerade Völker, welche in den be— 
zeichneten Verhältniſſen ſtanden, ſich gegenſeitig 
Freunde nannten. Selbſt Carthago und Rom nann— 
ten ſich fo nach Abſchluß des zweiten Friedensver⸗ 
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trags. Die Freundſchaft Rons bildete faſt bei allen 
Staaten, mit denen es verkehrte, den Uebergang 
zur Unterwerfung. Nichts war zu allen Zeiten 
im Wechſelverhältniß der Völker gefährlicher, als 
eine Freundſchaft, welche geheuchelt wurde, während 
im Innern Feindſchaft rankte. 

Eine dauernde Freundſchaft der Völker ſetzt 
namentlich eine gewiſſe Aehnlichkeit der Staats— 
und Kirchenverfaſſung voraus, denn da dieſe die 
Folge der geiſtigen Beſchaffenheit eines Volkes iſt, 
ſo bietet ſie den beſten Anhaltspunkt für die Frage, 
ob eine geiſtige Wahlverwandtſchaft ſtatt findet, 
oder nicht. Ein despotiſcher Staat kann ebenſo— 
wenig mit einem freien Staate, als eine despotiſche 
Kirche mit einer freien Kirche in Verwandtſchaft 
treten, denn der Despot erkennt keine Freiheits— 
berechtigung an, er ſteht daher dem Freien immer 
und überall feindlich gegenüber, und tritt dasjenige, 
was dem Freien am heiligſten iſt: ſeine politiſche 
und kirchliche Selbſtſtändigkeit, überall mit Füßen. 

Betrachten wir nach dieſen Grundſätzen unſer 
Vaterland, ſeine Freunde und ſeine Feinde, und 
fragen wir, wer iſt ſein natürlicher, ſein wahlver— 
wandter Freund, wer ſein natürlicher, wahlver— 
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ſichten über Deutſchlands Freunde und Feinde feſt— 
ftellen zu konnen. 

Der deutſchen Nation ſtehen gegenüber Natio— 
nen von 2 verſchiedenen Arten: 1) ſolche, welche 
einem ganz andern Stamme, als ſie ſelbſt, Y ſolche, 
welche einem mit deutſchem Blute vermiſchten 
Stamme angehören. Die erſteren ſtehen der deut— 
ſchen Nation ferne, nicht blos weil ſie weſentlich 
verſchiedene Naturanlagen beſitzen, ſondern auch 
weil ſie einen weſentlich verſchiedenen Entwicke— 
lungsgang hinter ſich haben. Eine Wahlverwandt— 
ſchaft, eine geiſtige Verbrüderung iſt zwiſchen ſol— 
chen Nationen unmöglich, man mag ſich noch ſo 
ſehr bemühen, ſie mit einander zu befreunden. 
Jede derartige Bemühung wird nur das gegen— 
ſeitige Gefühl der Antipathie verſtärken. 

Schon näher ſteht die deutſche Nation denjeni— 
gen Völkern, welche eine Beimiſchung deutſchen 
Bluts beſitzen, zumal dieſe Beimiſchung einerſeits. 
beweist, daß freundſchaftliche Beziehungen mit der 
deutſchen Nation der Natur dieſer Völker nicht, 
widerſtreben, denn ſonſt hätte keine Vermiſchung 
ſtatt finden können, und ferner, daß in Folge dieſer 
Vermiſchung eine Annäherung an deutſches Weſen 
ſtatt gefunden habe; denn eine Blutsvermiſchung, 
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führt nothwendig immer zu einer Vermiſchung der 
Anſichten, der Gefühle und des Ausdrucks des 
geiſtigen Lebens. 

Unter allen Völkern Europas ſind nur zwei, 
welche ſich von einer Vermiſchung mit deutſchem 
Blut ſo gut als gänzlich frei gehalten haben: die 
Ruſſen und die Türken. Alle anderen ſind ent— 
weder ganz deutſch oder beſitzen doch einige Beimi— 
ſchung deutſchen Blutes. Die nächſte, die innigſte 
Wahlverwandtſchaft verbindet daher die deutſche 
Nation mit den deutſchen Schweizern, den Elſäßern 
und Lothringern, den Schleswigern, den Oſt- und 
Weſt⸗ Preußen, den Liefländern, Kurländern und Eſth— 
ländern, welche größtentheils durchaus deutſch ſind, 
obgleich ſie nicht zu dem Deutſchen Bunde gehören. 
Ungeachtet dieſe Deutſchen zum Theil ſeit Jahr— 
hunderten vom deutſchen Stammlande losgeriſſen 
wurden, ſo haben ſie doch ihren deutſchen Charakter 
nicht verloren. Deutſche Sprache, deutſche Sitten, 
deutſche Bauwerke, deutſches Familienleben, deutſche 
Kunſt, Wiſſenſchaft und Literatur ſind bei allen 
dieſen deutſchen Stämmen noch immer zu Hauſe. 
Die Erinnerung an die glorreiche Zeit, da Deutſch— 
land das erſte Reich der Welt war, iſt bei ihnen 
noch nicht ausgeſtorben, und eben deßhalb kann es 
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nicht ſchwer ſein, die Hoffnung auf eine ähnliche, 
ſchönere Zukunft anzuregen. 

In zweiter Linie ſtehen die Flamänder Belgiens, 
die Holländer, die Dänen, die Schweden und die 
Norweger, welche alle rein germaniſchen Urfprungs 
ſind und ſich daher zu der großen deutſchen Völ— 
kerfamilie verhalten, wie die Zweige zu dem Stamme 
eines und deſſelben Baumes. | 

Unter den Völkern, welche aus einer Miſchung 
germaniſchen und nicht germaniſchen Blutes her— 
vorgegangen ſind, ſteht uns das engliſche ohne alle 
Frage am nächſten. Denn in England iſt nicht 
nur bei der herrſchenden Königsfamilie, ſondern 
auch bei dem Adel und dem höhern Bürgerſtande 
das deutſche Blut vorherrſchend. In Frankreich 
hat der celtiſche Stamm den germaniſchen (haupt- 
ſächlich den fränkiſchen) mehr oder weniger bewäl— 
tigt. Die Verſchiedenheit zwiſchen der engliſchen 
und der franzöſiſchen Sprache in ihrem Verhält- 
niſſe zur deutſchen, bietet einen ſehr guten Maßſtab, 
an welchem wir zu erkennen vermögen, wie viel 
die engliſche Nation der deutſchen näher ſtehe, als 
die franzöſiſche. Auch in Italien, Spanien und 
Portugal ſind im Laufe der Jahrhunderte die ger— 
maniſchen Elemente faſt gänzlich untergegangen 


— 199 — 


in den übrigen, aus welchen ſich dieſe Nationen 
entwickelt haben. Nichts deſtoweniger läßt ſich 
nicht läugnen, daß ſich im Schooße derſelben Ueber— 
reſte germaniſcher Beſtandtheile erhalten haben. 
Spanien, Portugal und Italien ſtehen uns, was 
geiſtige Verwandtſchaft betrifft, ungefähr in dem— 
ſelben Maße ferner als die Franzoſen, in welchem 
uns die Franzoſen ferner ſtehen, denn die Engländer. 

Was die äußeren Verhältniſſe betrifft, fo ſtehen 
ſich auf der einen Seite Deutſchland, und auf der 
andern Spanien, Portugal und (nach der Befreiung 
Oberitaliens von Oeſtreich) Italien nirgends im Wege. 
In dieſer Rückſicht träte daher nichts einer Freund— 
ſchaft der Völker feindlich entgegen. Anders verhält 
es ſich mit den Franzoſen. Jahrhunderte hindurch 
waren ſie die gefährlichſten Feinde Deutſchlands. Sie 
riſſen einige der ſchönſten Provinzen unſeres Vater— 
landes an ſich, ſchlugen eine Zeitlang (unter Napo— 
leon) ganz Deutſchland in Ketten und Banden, blie— 
ben ſelbſt nach den von Seiten der Deutſchen ſo ſieg— 
reich beſtandenen Freiheitskriegen im Beſitze der an 
ſich geriſſenen deutſchen Provinzen und bedrohen bis 
zu dieſer Stunde unſer ganzes linkes Rheinufer. Es 
ſteht thatſächlich feſt, daß es dem Fürſten Metternich 
zugeſchrieben werden muß, daß wir Elſaß und 
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Lothringen in den Jahren 1814 und 1815 nicht 
zurück erhielten. Metternich wollte dieſe Provinzen 
lieber im Beſitze Frankreichs, als im Beſitze Preuſ— 
ſens ſehen. So blieben denn dieſelben unter fran— 
zöͤſiſcher Herrſchaft. Obgleich daher Frankreich 
und Deutſchland manche geiſtige Anknüpfungspunkte 
beſitzen, obgleich die Verſchiedenheit der geiſtigen 
Beſchaffenheit beider Nationen nicht ſo groß iſt, 
als daß nicht ein geiſtiges Band der Freundſchaft 
fie zu vereinigen vermochte, fo bilden doch die auf 
dem linken Rheinufer gelegenen Deutſchen Provin— 
zen einen zu ernſten Streitpunkt, als daß es 
nicht ſehr ſchwer ſein möchte, zwiſchen beiden 
Nationen eine wirkliche und ehrliche Freundſchaft 
zu ſchließen. | 

Beſonders eigenthümlich ift das Verhältniß der 
deutſchen Nation zu den unter deutſchen Fürſten 
ſtehenden nichtdeutſchen Provinzen: Poſen, Gali— 
zien, Ungarn mit ſeinen Nebenländern, der Lom— 
bardei und Venedig, Dänemark und Holland. 
Dieſes Verhältniß zwingt uns hier den Gegenſatz 
zwiſchen den Beſtrebungen der deutſchen Nation 
und denjenigen der deutſchen Dynaſtien hervorzu⸗ 
heben. Die deutſche Nation ſtrebt, die nichtdeut⸗ 
ſchen mit ihr verbundenen Provinzen abzuſtoßen, 
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dagegen die deutſchen von ihr getrennten Länder 
an ſich zu ziehen. Die deutſchen Dynaſtien be— 
rückſichtigen nicht die Beſtrebungen der deutſchen 
Nation und denken nur daran, ihre Hausmacht zu 
befeſtigen und zu erweitern. 

Die Folge hiervon iſt, daß Deutſchland durch 
verſchiedene deutſche Dynaſtien in eine Reihe von 
Verhältniſſen verflochten wurde, welche es mit den 
größten Gefahren bedrohen. 

Hierher rechnen wir vor allen Dingen das 
durch die unglückſelige Theilung Polens zwiſchen 
den Dynaſtien von Oeſterreich und Preußen mit 
Rußland eingegangene Verhältniß. Die deutſche 
Nation iſt demſelben ſeit langer Zeit abhold ge— 
weſen und muß es der Natur der Sache nach 
immer ſein. Die ruſſiſche Nation gehört einem 
andern Stamme an, als die deutſche. Ihre 
natürliche Beſchaffenheit, ihr Entwickelungsgang, 
ihre Bildungsſtufe, ihre kirchliche und ſtaatliche 
Verfaſſung, mit einem Worte alle diejenigen Grund— 
lagen, auf welchen allein geiſtige Sympathien 
und Antipathien beruhen, ſind ſo beſchaffen, daß 
beide Nationen ſich nothwendig mit mißtrauiſchem 
Auge bewachen, und einer immer näher rük— 
kenden blutigen Löſung eines Bandes entgegen— 
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ſehen, in welchem die deutſche Nation die uner— 
träglichſte Hemmniß ihrer natürlichen Entwickelung 
erkennt, während die Dynaſtien von Oeſterreich 
und Preußen darin die Garantie des Fortbeſtandes 
ihrer Hausmacht zu finden glauben. Seit Jahr— 
zehnden ging Rußland, Deutſchland gegenüber, 
immer von dem Grundſatze aus: es gibt keine 
deutſche Nation, ſondern nur einzelne deutſche Staa— 
ten. Von dieſen können, wenn es die politiſchen 
Rückſichten erfordern, die einen oder die andern 
mediatiſirt und als Entſchädigungen für Abtretun— 
gen gebraucht werden, welche befreundete deutſche 
Fürſten dem Auslande zu machen veranlaßt werden 
möchten. Nach dieſen Grundſätzen wurde Deutſch— 
land im Jahre 1803, vermittelſt des Reichsdepu— 
tations-Hauptſchluſſes, unter Vermittelung von 
Frankreich und Rußland, zerſtückelt, und auf 
dieſer Grundlage beruhte der oben erwähnte 
Vertrag, woͤlchen der jetzt regierende Kaiſer von 
Rußland kurze Zeit vor der Julirevolution mit 
Frankreich abſchloß. Wäre dieſer Vertrag zur Aus— 
führung gekommen, ſo wäre Deutſchland dem Aus— 
lande gegenüber in eine nicht minder ungünſtige 
Lage verſetzt worden, als Polen nach ſeiner erſten 
Theilung. Die deutſche Nation ſollte nie vergeſſen, 
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daß die Ausführung dieſes Planes im Jahre 1830 
nicht durch die Wachſamkeit ſeiner Regierungen, 
ſondern durch ein Ereigniß hintertrieben wurde, 
welches von denſelben mit der größten Ungunſt 
betrachtet wurde (die Julirevolution). Die 
Grundſätze, welche Rußland und Frankreich bereits 
zweimal in feierlichen Verträgen niederlegten (1803 
im Reichsdeputations-Hauptſchluß und 1828 in dem 
zwiſchen Kaiſer Nikolaus und Karl X. abgeſchloſſe— 
nen Vertrage), verrathen klar und deutlich den Anta— 
gonismus dieſer beiden Staaten, beſonders aber Ruß— 
lands, gegen die Intereſſen des deutſchen Volkes. 

Unter dieſen Umſtänden iſt nicht zu erwarten, 
daß die deutſche Nation in Rußland und Frank— 
reich Freunde haben könne, wenigſtens ſo lange 
nicht, als in beiden Staaten die dynaſtiſchen 
Intereſſen allein dem Auslande gegenüber ver— 
treten werden, während die nationalen und die 
freiheitlichen Beſtrebungen der Völker von ihren 
Herrſchern mit Füßen getreten werden. So lange 
Rußland und Frankreich ſich freilich ſelbſt ferne 
ſtehen, hat Deutſchland nichts von ihnen zu be— 
fürchten, um ſo mehr aber, ſobald fie ſich gegen— 
ſeitig annähern. Dieſe Annäherung hat augen— 
ſcheinlich ſtatt gefunden. Solches erhellt aus vier 
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Thatſachen von hoher politifher Bedeutung. Ruß- 
land legte keinen Widerſpruch ein gegen die Heirath 
des Herzogs von Montpenſier mit der Infantin 
Luiſa von Spanien, ungeachtet durch dieſelbe Frank— 
reichs Einfluß auf Spanien auf eine das europäiſche 
Gleichgewicht gefährdende Weiſe vermehrt wurde. 
Rußland ſpornte in Uebereinſtimmung mit Frank— 
reich den Dänenkonig zu feinem offenen Einverlei— 
bungsverſuche gegen die Herzogthümer Schleswig— 
Holſtein und Lauenburg an; ferner deutet hierauf, 
der zwiſchen Rußland und Frankreich abgeſchloſſene 
Handelsvertrag, und endlich der Vorſchuß von 50 
Millionen Franken, welchen Rußland der franzöſt— 
ſchen Bank vor kurzer Zeit machte, um dieſelbe 
aus den Verlegenheiten zu retten, in welchen ſie 
ſich befand. Denn politiſche Ereigniſſe von ſo hoher 
Bedeutung finden im Laufe weniger Monate nicht 
ſtatt, ohne daß eine ſehr bedeutungsvolle Annähe⸗ 
rung vorher ſchon eingetreten wäre. Im Jahre 
1828 erfuhr Deutſchland allerdings nichts von dem 
ruſſiſch-franzöſiſchen Plane der Theilung Deutſch— 
lands, 15 Jahre vergingen, bevor wir offizielle 
Kunde von demſelben erhielten. So können wir 
auch jetzt nicht erwarten, von allen den Urkunden 
ſofort Kenntniß zu erhalten, welche bei Gelegenheit 
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der augenſcheinlich ſtattgefundenen Annäherung zwi— 
ſchen Rußland und Frankreich unterzeichnet worden 
ſein mögen. 

Rußland bedroht Deutſchland durch Frankreich 
im Weſten, durch Dänemark im Norden. Im 
Oſten unterbindet es uns die deutſche Lebensader, 
die Donau, und verſchließt ſich hermetiſch gegen 
den deutſchen Geiſt und gegen die deutſchen Waa— 
ren. Es ſucht mit aller Macht das deutſche Ele— 
ment, welches ſich innerhalb ſeines eigenen Gebiets 
findet, zu vertilgen und bedient ſich ſeines ganzen 
Einfluſſes auf die deutſchen Cabinette, um die Ge— 
fühle für deutſche Freiheit, deutſches Recht und 
deutſche Nationalität niederzuhalten. 

Die deutſche Nation hat daher allen Grund, 
wachſam zu ſein, nur ſie ſelbſt kann ſich ſchützen 
vor drohenden Gefahren, und nur eine freiere 
Verfaſſung bietet die Mittel, fremden überwiegen— 
den Einflüſſen die Spitze zu bieten. Die deutſche 
Nation kann nur dann hoffen, nach außen hin 
Kraft zu entfalten, wenn ſie zuvörderſt im Innern 
eine freiere Verfaſſung errungen hat. Wer der 
inneren Freiheit der deutſchen Nation widerſtrebt, 
iſt ein Verbündeter ihrer auswärtigen Feinde, viel— 
leicht ohne es ſelbſt zu wiſſen. Dies muß ſich 
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früher oder ſpäter immer deutlicher entwickeln. 
Wehe aber denen, welche aus Eigennutz und Herrſch— 
ſucht die deutſche Nation verrathen. Sie werden 
ihrem wohlverdienten Lohne nicht entgehen. Früher 
oder ſpäter werden alle Nationen Europa's er— 
kennen, daß es weit beſſer ſei, ſie verbänden ſich 
miteinander gegen ihre gemeinſamen Unterdrücker, 
als ſie ſtänden dieſen bei, um eine Nation nach 
der andern unter das Joch der Knechtſchaft zu 
beugen, oder unter demſelben gebeugt zu erhalten. 
Dem Bunde der Dynaſtien gegen die Völker werden 
dieſe einen Bund der Völker gegen die Dynaſtien 
entgegenſetzen. Vor dieſem Bunde werden die 
Dynaſtien nicht beſtehen können. Und ſind erſt die 
Nationen von ihren Drängern befreit, ſo werden 
ſie ſich unter einander ſchon verſtehen, nach folgen— 
den Grundſätzen: 1) jede Nationalität hat gleiche 
Rechte auf naturgemäße Entwickelung, ohne Unter— 
ſchied auf die Zahl der ihr angehörigen Söhne, 
2) jede Nation iſt unabhängig und ſelbſtſtändig 
auf dem von ihr bewohnten Gebiete, 3) allen Na⸗ 
tionen bleibt es anheimgegeben, diejenigen Ver— 
bindungen einzugehen, welche ihnen am meiſten 
zuſagen, 4) bei Entſcheidung der Streitfrage, wel- 
cher Landestheil einer beſtimmten Nation zuzuweiſen 
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ſei, gibt die Nationalität feiner Bewohner den 
Ausſchlag. Iſt dieſe Annäherungsweiſe gleich ge— 
miſcht, ſo findet eine Abtheilung nach den Natio— 
nalitäten ſtatt, wobei der Austauſch des Grundbe— 
ſitzes der einen Nationalität gegen denjenigen der 
andern vorbehalten bleibt. 5) Iſt eine Nationalität 
nur ſehr ſchwach unter der andern zerſtreut, d. h. 
beträgt dieſelbe nur ein Zehntheil oder weniger, 
ſo kann ſie keine Gebietstheilung verlangen, doch 
bleibt ihr das Recht der Auswanderung unter 
möglichſt ſchützenden Beſtimmungen. 6) Ein Con— 
greß von Abgeordneten der verſchiedenen Nationa— 
litäten ordnet durch Beſchlüſſe, welche auf den 
Grund öffentlich gepflogener Verhandlungen gefaßt 
werden, die Wechſelverhältniſſe der Nationen. 


Sechsundzwanzigſter Abſchnitt. 


III. 


Wechſelverhältniß des Volkslebens und 
der Vegierungsthätigkeit. 


Vorbemerkung. 


Wie eine Staatsregierung auf die Dauer nicht 
beſtehen kann, wenn ſie nicht das Vertrauen des 
Volkes beſitzt, ſo kann auch das Volk ſich nicht 
naturgemäß entwickeln, wenn nicht alle Maßregeln 
der Staatsregierung beweiſen, daß ſie dem Volke 
vertraut. Gegenſeitiges Vertrauen ſetzt übrigens 
eine genaue Kenntniß der wechſelſeitigen Thätigkeit, 
eine unausgeſetzte Berückſichtigung der Wünſche und 
Beſtrebungen des Volkes von Seiten der Staats- 
regierung, und die Achtung der Letzteren von Sei— 
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ten des Volkes voraus. Das Volk kann ſich nicht 
ändern nach den Wünſchen und Beſtrebungen ſeiner 
Staatsregierung, wohl aber kann ſich und muß ſich 
dieſe nach den Bedürfniſſen des Volkes verändern. 
Wenn es Hunderte, und wenn es auch Tauſende, 
welche die Regierung eines Staates bilden, ver— 
langen, daß die Hunderttauſende oder Millionen, 
deren ſtaatliche Angelegenheiten ſie beſorgen, ſich 
nach ihren Geſinnungen und Intereſſen verändern 
oder denſelben zu Liebe in ihrer Entwickelung 
ſtille ſtehen ſollen, ſo ſind ſie die verabſcheuungs— 
würdigſten Tyrannen. Sie ſind dieſes nicht blos 
inſofern als es allen Geſetzen des Rechts und der 
Billigkeit Hohn ſprechen heißt, wenn eine ſo geringe 
Minderheit eine ſo bedeutende Mehrheit überſtim— 
men will, ſondern insbeſondere deßhalb, weil eine 
ſolche Regierungsweiſe nur der Ausfluß der fluch— 
würdigſten Selbſtüberhebung, des verderblichſten 
Eigennutzes, der Herrſchſucht und der Habſucht fein 
kann. Die Regierung eines Staats erfüllt nur 
dann ihre Aufgabe, wenn ſie das Volk ſich mit 
möglichſter Freiheit entwickeln läßt und nur inſo⸗ 
fern in dieſen Entwickelungsgang eingreift, als es 
erforderlich iſt, um entweder ſchädliche Auswüchſe 


zu beſeitigen, oder geeignete Anregungen zu geben. 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 14 
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Die Wünſche des Volkes müſſen jeder Regierung 
die erſte Richtſchnur ihres Thuns und Laſſens ſein, 
denn hat ſie dieſe gegen ſich, ſo kann ſie ſelbſt die 
an und für ſich hochherzigſten Maßregeln nicht 
durchſetzen, während verderbliche Maßregeln, welche 
ſie im Widerſpruch mit den Wünſchen des Volkes 
durchſetzen will, früher oder ſpäter immer ihren 
Sturz zur Folge haben müſſen. Die Wünſche des 
Volkes richtig kennen zu lernen, muß daher das 
erſte Streben jeder vernünftigen Regierung, und 
ihr zweites Streben muß darauf gerichtet ſein, 
nicht blos in Gemäßheit der Wünſche des Volkes 
zu handeln, ſondern auch dem Volke Kenntniß von 
ihren Handlungen zu geben, damit dieſes im Stande 
ſei, ihre Thätigkeit zu würdigen. Als Mittel zu 
einer derartigen gegenſeitigen Verſtändigung dienten 
in früheren Zeiten bei alten, nach höherer Bildung 
ſtrebenden Völkern, namentlich bei den Griechen, 
den Römern und den alten Deutſchen die Volks-, 
Gau: und Gemeinde-Verſammlungen, auf welchen 
ſich Regierende und Regierte gegenſeitig ausſprachen 
und die Wahlämter beſetzt wurden. Derartige 
Verſammlungen find übrigens im Laufe des Mittel- 
alters nach und nach gänzlich abgekommen. Statt 
des ganzen Volkes, welches in Leibeigenſchaft ver— 
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ſank, erſchienen nur die einzelnen Stände, welche 
ſich ohne Freiheit zu erhalten gewußt hatten, und 
dieſe vertraten, wie natürlich, nicht die Wünſche 
und die Beſtrebungen des ganzen Volkes, ſondern 
diejenigen des Staates, welchem ſie angehörten. 
In neuerer Zeit überzeugte man ſich jedoch allge— 
mein von der Verderblichkeit einer derartigen ſtän— 
diſchen Vertretung im Gegenſatze zu einer 
Volksvertretung, daher in den meiſten Staa— 
ten ſelbſt des monarchiſch-ariſtokratiſchen Europas 
eine Volksvertretung eingeführt wurde. Einige 
Ueberbleibſel der alten Volksverſammlungen, auf 
welcher Regierte und Regierende zu freier Be— 
rathung zuſammen traten, haben ſich in der Schweiz 
und in Nordamerica erhalten. Außerdem ſind ſie 
aller Orten mit Gewalt unterdrückt worden. Da— 
gegen hat ſich in Folge der Entdeckung der Buch— 
druckerkunſt in der Preſſe ein Mittel gegenſeitiger 
Verſtändigung gebildet, wie es das Alterthum und 
das Mittelalter nicht kannten. 

Von den in dem Bisherigen angedeuteten drei 
Mitteln der Verſtändigung zwiſchen Volk und Re⸗ 
gierung: der Preſſe, den Volksverſammlungen und 
der Volksvertretung werden wir in beſonderen Ab— 


ſchnitten handeln. Hier genüge es zu bemerken, 
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daß da, wo dieſe drei Mittel der Verſtändigung 
von beiden Theilen mit Nachdruck gebraucht werden, 
der ruhige Gang der Entwickelung eines Volkes 
ſelten, aber niemals durch gewaltſame Ausbrüche 
wird geſtört werden, während wenn dieſe drei Mittel 
nicht in Thätigkeit ſind, oder gar durch den Ein— 
fluß der Regierung mit Gewalt außer Thätigkeit 
geſetzt werden, das Volk ſeinen Entwickelungsgang 
unabhängig von demjenigen der Regierung geht, 
ſich von diger immer weiter entfernt, bis ſie am 
Ende ſich nicht mehr verſtändigen können. Wo die 
Verſtändigung aufhört, beginnt der Umſturz der 
Regierung. Wo die natürliche Evolution ( Ent- 
wickelung) der Kräfte eines Volks von der Regie— 
rung nicht geduldet wird, bereitet ſich die Revo— 
lution (der gewaltſame Umſturz) aller dieſen Kräf— 
ten widerſtrebenden Elemente vor. 


Siebenundzwanzigſter Abſchnitt. 


Die Preſſe. 


Es war eine Zeit, da wußte ein Volk wenig 
oder nichts von dem andern. Jedes Volk, ja in 
dem Schooße deſſelben Staates jede kleinere Ab— 
theilung, jede Provinz und jeder Bezirk lebte in 
einer gewiſſen Abgeſchloſſenheit. Die Folge der 
Unvertrautheit mit den Schickſalen anderer Völker 
und ſelbſt anderer Landestheile war Gleichgültig— 
keit gegen dieſelben. Nur die Mächtigen, welche 
ſich gegenſeitig Boten zuſenden, wohlhabende und 
zugleich unternehmende Männer, welche ſich den 
Koften, Mühſeligkeiten und Gefahren der Reifen 
unterziehen konnten, erhielten und verbreiteten 
vereinzelte Nachrichten über die Zuſtände fremder 
Völker. Die Kreuzzüge weckten zuerſt die Völker 
aus ihrem Schlummerleben empor, ſie brachten die 
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verſchiedenartigſten Völker der Erde mit einander 
in Berührung, und weckten dadurch zuerſt das Be— 
dürfniß eines regen gegenſeitigen Verkehrs. Allein 
bei der Schlechtigkeit der Straßen, der Unſicherheit 
derſelben, der Unbekanntſchaft mit Poſteinrichtungen 
und bei dem Stumpfſinne der Maſſen beſchränkte ſich 
der Volkerverkehr bald wieder auf die Machthaber 
und wenige wanderungsluſtige unternehmende Gei— 
ſter. Der Verkehr der Völker oder der verſchiede— 
nen Abtheilungen eines und deſſelben Volkes unter 
einander, ſteht mit dem Wechſelverkehr zwiſchen 
Volk und Regierung in der innigſten Verbindung. 
Von Natur wird das eine Volk getrieben, nach 
denſelben Vorzügen, Rechten und Freiheiten zu 
ſtreben, in deren Beſitz es ein Nachbarvolk weiß. 
Die Entdeckung der Buchdruckerkunſt, mit deren 
Hülfe Tauſenden und aber Tauſenden die Gedan— 
ken, Beſtrebungen und Schickſale fern wohnender 
Individuen und Völkerſchaften ohne große Koſten 
mitgetheilt werden konnen, bildete daher zu gleicher 
Zeit einen der mächtigſten Hebel des geiſtigen Ver— 
kehrs verſchiedener Völker und Völkerabtheilungen, 
wie der Völker und ihrer Regierungen. Durch 
die Buchdruckerkunſt wurden den großen Maſſen 
des Volkes die Wege geöffnet, auf welchen fie ſich 
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die Erfahrungen, Kenntniſſe und Strebungen der 
ganzen civiliſirten Welt aneignen konnten, wie in 
unſern Tagen durch die Eiſenbahnen und Dampf— 
ſchiffe ihnen die Wege eröffnet wurden, ſich 
durch eigene Anſchauung Kenntniß von den Zu— 
ſtänden aller civiliſirten Völker zu verſchaffen. 
Hätte die Buchdruckerkunſt von der Zeit ihrer 
Entdeckung an bis jetzt, alſo beiläufig 4 Jahrhun— 
derte, ungehemmt wirken können, ſo müßte die 
Welt jetzt weiter vorgerückt ſein an | richtiger Er— 
kenntniß als fie es iſt. Allein es liegt in der 
Natur der Menſchheit, daß jede, auch die großar— 
tigſte Entdeckung ſich mühſam Bahn brechen muß 
im Kampfe mit der ihr gegenüberſtehenden Macht 
der Trägheit, daß, wenn ſie ſich endlich Bahn ge— 
brochen hat, ſie benützt werden kann von Guten 
und Böſen, und daß dieſe Letzteren namentlich 
ſuchen, für ſich ſelbſt deren Früchte ausſchließlich 
in Anſpruch zu nehmen. So ging es denn auch 
mit der Buchdruckerkunſt. Nachdem Guttenberg 
unter unzähligen Mühen die Buchdruckerkunſt in's 
Leben eingeführt hatte, bedienten ſich ihrer die 
Unterdrücker der Völker nicht weniger, als die 
Männer der Freiheit, und als die Tyrannen der 
Menſchheit erkannten, welcher mächtige Hebel der 
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Volksbildung in der Buchdruckerkunſt zu finden fei, 
ſo erfand der größte Tyrann der Menſchheit, der 
Papſt, die Cenſur, die übrigen Tyrannen machten 
ihm ſeine Erfindung nach, und nicht wenige hielten 
ſie bis zu dieſem Augenblicke feſt. Doch in der 
erſten Zeit der Buchdruckerkunſt waren die ver— 
ſchiedenen Theile eines und deſſelben Volkes nicht 
unter demſelben bindenden Einfluſſe, wie jetzt. Was 
in einem Landestheile von der Cenſur unterdrückt 
wurde, mochte ſich in einem andern Bahn brechen. 
In demſelben Maße, als das Syſtem des Abſolu— 
tismus ſich unter den Machthabern Europa's aus— 
bildete, und folgeweiſe zu immer größerer Gleich— 
mäßigkeit in ſeiner Anwendung auf das wirkliche 
Leben gedieh, in demſelben Maße laſtete die Cenſur 
ſchwer auf dem Volke. Nichts deſtoweniger konn— 
ten die Segnungen der Entdeckung Guttenbergs 
den Völkern nur theilweiſe von ihren Tyrannen 
vorenthalten werden. Sie war eine mächtige Ver— 
bündete der kirchlichen Reformation, welche ſich 
von Deutſchland aus über die ganze civiliſirte Welt 
verbreitete. Sie ſtand den Holländern in ihrem 
Freiheitskampfe gegen die ſpaniſchen Philippe, den 
Engländern in ihrem Freiheitskampfe gegen die 
Stuarte, und den Franzoſen in den ihrigen gegen 
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die Bourbonen kräftig zur Seite. Ungeachtet aller 
Bedrückungen, welche auf ihr laſteten, iſt die Preſſe 
zu einer Macht geworden, vor welcher die Tyran— 
nen in ihren innerſten Gemächern zittern. 

Allein eben deßwegen wird ſie von ihnen 
auch als ihre ſchlimmſte Feindin behandelt. Denn 
obſchon ſie ihre feilen Schriftſteller haben, welche 
für Geld und Ehren zu Gunſten der Unterdrücker 
der Völker Bücher ſchreiben, obſchon ihre bezahlten 
Lügenblätter täglich den Samen der Unfreiheit und 
des Unrechts ausſtreuen unter die Völker, und alle 
Regungen edler Menſchlichkeit mit ihrem Geifer 
zu überziehen ſuchen, während ſie die Miſſethaten 
der Tyrannen, in deren Solde ſie ſtehen, rühmen 
und preiſen, ſo verliert doch die feile Preſſe der 
Machthaber mit jedem Jahre an Einfluß und Be— 
deutung, während die Preſſe des Volkes allmählich 
an innerer Gediegenheit und Verbreitung zunimmt. 
Allein noch immer ſind die Feſſeln ſchwer, in welche 
die Preſſe aller Orten geſchlagen iſt. Was man 
in dem einen Lande durch Cenſur zu erreichen hofft, 
darnach ſtrebt man in dem andern durch ſchwere 
Abgaben, welche man auf ſie legt. Im eigentlichen 
Sinne des Wortes iſt daher die Preſſe in dem 
ganzen monarchiſch-ariſtokratiſchen Curopa nirgends 
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frei. Es iſt ihr gegangen wie dem Chriſtenthume, 
wie allen andern Hebeln, mit deren Hülfe die Menfch- 
heit auf eine höhere Stufe gehoben werden ſoll. 
Alle Mittel der Verſtändigung zwiſchen Regie— 
rung und Volk ſind in dem monarchiſch-ariſtokra— 
tiſchen Europa unter den Händen unſerer Macht— 
haber mehr oder weniger zur Lüge geworden, und 
ſo auch die Preſſe. Wohl rühmt man die engliſche, 
die franzöſiſche, die belgiſche, die holländiſche, die 
portugieſiſche, die ſpaniſche, die griechiſche, die dä— 
niſche, die ſchwediſche, die norwegiſche und die 
ſchweizeriſche Preßfreiheit. Allein die unerſchwing— 
lichen Koſten, welche auf der engliſchen Preſſe 
ruhen, machen dieſelbe zu einem Sondergute der 
Reichen. Die große Maſſe des Volkes kann nicht 
einmal einen paſſiven, geſchweige denn einen activen 
Antheil an derſelben nehmen. Die Preſſe Eng— 
lands iſt ein Mittel mehr, welches die Reichen 
haben, die Armen in Unterwürfigkeit zu halten. 
Das arme Volk kann keine Bücher, keine Zeitungen 
zu ſeinen Gunſten ſchreiben laſſen, ja es kann die 
wenigen Schriften, welche zu ſeinen Gunſten ge— 
ſchrieben wurden, ſich nicht einmal anſchaffen. Die 
franzöſiſche Preſſe iſt durch die Septembergeſetze 
geknebelt worden. Nur in Paris können, durch 
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das Zuſammentreten reicher Privatperſonen „noch 
Zeitungen beſtehen, welche eine der Regierung ent— 
gegengeſetzte Richtung haben, in den Provinzen 
gibt es deren wenige mehr, und auch die in Paris 
beſtehenden Oppoſitions-Journale haben mit den 
größten Schwierigkeiten zu kämpfen, und können 
es kaum mehr wagen, mit Entſchiedenheit der Re— 
gierung entgegen zu treten, weil dieſe die Macht 
beſitzt, ſie gänzlich zu Grunde zu richten, ſei 
es durch Gefängniß- ſei es durch Geld-Strafen, 
welche ſie gegen die verantwortlichen Redacteure 
oder gar gegen die Drucker der Journale zu 
erwirken verſteht. Die belgiſche, die holländiſche, 
die däniſche, die norwegiſche und die ſchwediſche 
Preſſe vermochten es niemals einen höhern Auf— 
f ſchwung zu nehmen, die portugieſiſche, die ſpaniſche 
und die griechiſche Preßfreiheit wurde in der kurzen 
Zeit ihres Beſtehens zu oft durch gewaltſame Maß— 
regeln unterbrochen, als daß ſie hätte feſten Boden 
gewinnen können. Die ſchweizeriſche Preßfreiheit 
wurde bis in die neuere Zeit, einestheils durch die 
Jeſuiten, anderntheils durch den auch in den freieren 
Kantonen waltenden Kantönli-Geiſt zu ſehr zu— 
rückgehalten, als daß ſie im höhern Sinne des 
Wortes für einen treuen Ausdruck des ſchweizeri— 
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ſchen Volkslebens und ſchweizeriſcher Regierungs— 
Thätigkeit gelten könnte. Erſt in der neueſten 
Zeit hat ſie unter dem Einfluſſe der großartigen, 
gegen Jeſuitismus und Abſolutismus gerichteten 
Volksbewegung und der durch dieſelbe errungenen 
Siege einen neuen Aufſchwung genommen. 

Die deutſche Preſſe hat ungeachtet alles bisher 
auf ihr laſtenden Druckes, aller über ſie verhängten 
Verfolgung dennoch große Fortſchritte im Laufe der 
letzten Jahre gemacht, ſowohl die periodiſche Preſſe, 
als die blos einmal erſcheinenden Schriften, ſowohl 
die Werke unter, als über 20 Bogen. Die letzteren 
namentlich haben im Laufe der jüngſtvergangenen 
Jahre ihr Haupt höher erhoben. Sie haben an— 
gefangen, einen mannhaften Kampf auf Tod und 
Leben gegen die Willkürherrſchaft und das Unrecht 
zu führen. Die Verfaſſer haben ihre Namen auf 
die Titelblätter ihrer Werke geſchrieben und haben 
dieſe vor den Gerichten muthvoll vertheidigt. 
So thaten Jacobi und Walesrode in Königsberg, 
Welcker in Heidelberg und viele Andere noch da 
und dort. So that namentlich auch Dronke in 
neueſter Zeit. Dafür wurde er zuerſt aus Berlin 
ausgewieſen und dann in Coblenz in's Gefängniß 
geworfen. Doch aus den Blutstropfen der Mär⸗ 
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tyrer entſproſſen die kräftigſten Vertheidiger des 
TChriſtenthums. So werden auch aus den dumpfen 
Kerkern unſerer Freiheitsmänner die begeiſterten 
Vorkämpfer für deutſches Recht und deutſche Na— 
tionalität erſtehen. 

Die deutſche Preſſe wird nicht müde werden 
in dem Kampfe gegen die Feinde des deutſchen 
Vaterlandes, und früher oder ſpäter wird es ihr 
gelingen, ſelbſt die Blödeſten zu überzeugen, daß 
die Männer, welche kein kräftiges Wort für deutſche 
Nationalität und Freiheit hören konnen, ohne über 
Revolution zu ſchreien, nichts anderes ſind, als feile 
Söldlinge der Feinde Deutſchlands. 


Achtundzwanzigſter Abſchnitt. 


Die Volksverſammlungen. 


Volksverſammlungen, in welchen, wie in frü— 
heren Zeiten, Regierende und Regierte zuſammen— 
treten um ſich gegenſeitig über die Angelegenheiten 
des Vaterlandes zu beſprechen, finden in dem mo— 
narchiſch-ariſtokratiſchen Europa nicht mehr ſtatt. 
In der Schweiz und in Nordamerika werden ſolche 
wohl allein noch abgehalten. Dagegen kommen in 
Großbrittanien und Irland von Zeit zu Zeit noch 
Verſammlungen vor, zu welchen viele Tauſende, 
ja ſelbſt hunderttauſend Männer aus dem Volke 
ſtrömen, und in welchen Angelegenheiten des Vol— 
kes berathen, und wohl auch Petitionen oder andere 
ähnliche Maaßregeln beſchloſſen werden. Allein 
dieſe Verſammlungen haben keine verfaſſungsmäßige 
Bedeutung. Regierte und Regierende treten in 
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demſelben nicht zu freien Berathungen zuſammen, 
vielmehr find es nur die erſteren, welche in den— 
ſelben ihre Wünſche und Beſchwerden verhandeln, 
auf welche die letzteren nach den Umſtänden ſeiner 
Zeit Rückſicht nehmen, oder auch nicht. 

Auch dieſes zweite Mittel der Verſtändigung 
zwiſchen Volk und Regierung iſt in dem monarchiſch— 
ariſtokratiſchen Europa zu Grunde gegangen. 

Wenn ſich irgendwo in Europa große Maſſen in 
geordneter Weiſe verſammeln, ſo ſind es ſtehende 
Heere, welche man mit großen Koſten hält und 
von Zeit zu Zeit zuſammenzieht, um das Volk 
fühlen zu laſſen, wie ſchwach es in ſeiner Verein— 
zelung und wie ſtark ſeine Machthaber durch die 
Vereinigung der ihnen unbedingt gehorchenden Sol— 
daten ſind. Allerdings haben dieſe Heere die Probe 
des unbedingten Gehorſams noch nicht beſtanden. 

Die Reformbankette, welche in letzter Zeit, ver— 
anlaßt durch ein in Paris wirkendes Comité, in 
allen Theilen Frankreichs ſtattfanden, können nicht 
eigentliche Volksverſammlungen genannt werden, 
ſchon aus dem Grunde nicht, weil ſie mit einem 
gewiſſen Luxus betrieben wurden, einen nicht uns 
bedeutenden Koſtenaufwand verurſachten und folge— 
weiſe nur den bemittelten Klaſſen zugängig waren. 
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Solche Volksverſammlungen find felten der Ausdruck 
des ganzen Volkes, ſie konnen wohl durch andere Er— 
eigniſſe wichtig werden, für ſich ſelbſt aber ſind ſie 
nimmermehr die reine, unmittelbare Veranlaſſung zu 
großen Thaten der Volksfreiheit. Die Reden, welche 
mit einem Glaſe Wein in der Hand gehalten werden, 
haben niemals denjenigen ernſten Charakter, wie 
die unter freiem Himmel, vor hungernden und 
durſtenden Zuhörern geſprochene Worte. Die Kla— 
gen, welche an reichbeſetzten Tafeln unter dem 
Knallen der ſpringenden Champagnerpfropfen vor— 
gebracht werden, bieten dem Stoffe zu große 
Blößen dar, als daß fie großartige Wirkungen her— 
vorbringen könnten. Unwillkürlich ſtellt der den— 
kende Beobachter die Betrachtung an: wenn dieſe 
Herren, welche im feſtlich geſchmückten Saale, in 
modiſcher Kleidung an reichgefullten Tafeln ſitzen, 
es mit dem Volke ſo gut meinten, als ſie vor— 
geben, würden ſie lieber etwas weniger koſtbar 
tafeln und ſo es auch den unbemittelten Klaſſen 
möglich machen, ſich bei dem Mable zu betheiligen. 
Der Beobachter, welcher überdies den Nothſtand 
des Volkes genau kennt, welcher in die Hütten 
der Armen gedrungen und Zeuge der Entbehrun— 
gen der arbeitenden Klaſſen geworden iſt, wird 


durch derartige Bankete unwillkürlich zu dem Aus⸗ 
rufe veranlaßt: die Leute, welche hier ſitzen, ſind 
es nicht, welche den beſten Grund zu klagen haben. 

Die Hemmniſſe welche die monarchiſch-ariſtokra— 
tiſchen Regierungen des europäiſchen Feſtlandes den 
Volksverſammlungen bereiteten, beweiſen uns, gleich 
denjenigen, welche ſie der Preſſe und der Volksvertre— 
tung bereiteten, daß dieſelben keine Neigung haben 
mit dem Volke in ein Wechſelverhältniß einzutreten. 
Es iſt ihnen nichts daran gelegen zu erfahren, 
welches die Wünſche, die Beſtrebungen und Anſich— 
ten des Volkes ſind, ſondern nur daran, demſel— 
ben ihre Wünſche, Beſtrebungen und Anſichten 
aufzunöthigen. Die Volksverſammlungen bilden 
übrigens nur eines der mannigfaltigen Elemente 
des Volkslebens. Bei einem freien Volke, wie 
bei den Römern und Griechen, bilden die Volks— 
verſammlungen die eigentlichen Grundlagen des 
geſammten Staatslebens. Auch bei den alten 
Deutſchen war dieſes der Fall. In der Volksge— 
meinde wurden die Geſetze berathen, die Streitig— 
keiten geſchlichtet und die Führer gewählt. Als 
das Volk ſeine Freiheit verlor und nur die bevor— 
zugten Stände ſich dieſelbe bewahrten, gingen die 


Volksverſammlungen nach und nach über in Stände— 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 15 
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verſammlungen, und als der Alles verſchlingende 
Abſolutismus ſelbſt dieſe ſchwachen Ueberreſte der 
früheren Volksverſammlungen verſchlungen hatte, 
wurden die Angelegenheiten der Volker in den 
geheimen Cabinetten der Fürſten, den Geſellſchafts— 
ſälen ihrer Günſtlinge oder den Prunkzimmern 
ihrer Maitreſſen berathen. In neuerer Zeit er— 
wachten jedoch die Völker des europäiſchen Feſt— 
landes aus ihrem langen Schlummer. In dem— 
ſelben Maaße, als ſie die Volksvertretung mehr 
und mehr als ungenügend erkennen, wächſt der 
Drang nach Volksverſammlungen. Je gehäſſiger 
die Maaßregeln der Regierungen ſind, womit ſie 
dieſem Drange entgegenwirken, deſto tiefer wird 
ſich das Verlangen nach Volksverſammlungen unter 
allen tüchtigen Bürgern feſtſetzen. Eine Zeitlang 
mag es wohl den Machthabern noch gelingen, Volks— 
verſammlungen zu verhindern. Allein früher oder 
ſpäter werden ſie auch in dieſer Beziehung dem 
Drängen der Maſſen nachgeben müſſen. Je fpäter 
dieſes geſchieht, je größer daher die Unzufrieden— 
heit der Völker geworden ſein wird, deſto tiefer 
eingreifende Reformen werden dann aus den Be— 
rathungen dieſer Volksverſammlungen hervorgehen. 


— 


Neunundzwanzigſter Abſchnitt. 


Die Volksvertretung. 
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In Staaten, deren Regierungen der Preſſe und 
den Volksverſammlungen ſo feindlich entgegentre— 
ten, wie bisher diejenigen des geſammten monarchiſch— 
ariſtokratiſchen Europa's thaten, läßt ſich von der 
Volksvertretung kaum etwas Bedeutendes erwarten. 
Allerdings haben Großbrittanien und Irland, Frank— 
reich, Portugal, Spanien, Belgien, Holland, Schwe— 
den, Norwegen, Griechenland und verſchiedene 
Staaten Deutſchland's Volksvertretungen. Allein 
in England und Frankreich iſt die große Maſſe des 
Volkes von den Parlamenten gänzlich ausgeſchloſſen 
in Portugal, Spanien und Griechenland konnten 
die jungen Repräſentativ-Verfaſſungen noch keinen 


feſten Boden gewinnen. So lange Belgien und 
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Holland unter Einem Königshauſe vereinigt waren, 
erſchöͤpfte der Kampf zwiſchen den beiden ſich wider— 
ſtrebenden Nationalitäten die beſten Kräfte des 
Volkes. Später hatten die holländiſchen Parla— 
mente alle Hände voll zu thun, um die dem Lande 
durch die September-Revolution geſchlagenen Wun— 
den zu heilen. Belgien fiel unter dem Einfluß der 
Pfaffen und fängt jetzt erſt an, ſich demſelben zu 
entziehen. Norwegen und Schweden haben, ſeitdem 
der beſte Theil des letzteren Landes in ruſſiſche 
Hände gefallen iſt, ſich zu einer größeren Lebens— 
thätigkeit nicht erheben können. In den minder— 
mächtigen Staaten Deutſchland's ſchien Anfangs 
die Repräſentativ-Verfaſſung Wurzeln zu ſchlagen. 
Allein ſeitdem der deutſche Bund, unter dem Na— 
men des monarchiſchen Prinzips, den ſchrankenloſe— 
ſten Abſolutismus zum erſten Grundſatze des deut— 
ſchen Rechtes erhoben hatte, glaubten alle deutſchen 
Regierungen berechtigt und verpflichtet, mit ſämmt— 
lichen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln, das 
noch im Kindesalter befangene Leben der Reprä— 
ſentativ-Verfaſſungen erſticken zu dürfen, was ihnen 
auch für eine Zeitlang vollkommen gelang. 

Man hat in früheren Zeiten über Ein- und 
Zweikammerſyſtem, über direkte und indirekte 
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Wahlen, über theilweiſe und gaͤnzliche Erneuerung 
der Wahlkammer, und andere damit zuſammen⸗ 
hängende Fragen ſich viel herumgeſtritten. Die 
große Frage des Tages iſt aber nicht, wie der 
Regierungsthätigkeit ein volksthümliches Anſehen 
gegeben werden könne, ſondern wie der großen 
Maſſe des Volkes, welche beſitzlos, zum Theil auch 
arbeitslos geworden, und folgeweiſe in das tiefſte 
Elend verſunken iſt, aufgeholfen werden kann? 
Dieſe Frage werden die Parlamente des monarchiſch⸗ 
ariſtokratiſchen Europa's nirgends zu einer befrie⸗ 
digenden Löſung führen. Denn aller Orten haben 
ſich die bevorzugten Stände von jeher kein Ge— 
wiſſen daraus gemacht, jedwedes Verfaſſungsgeſetz 
umzuſtoßen, welches ihr Uebergewicht hätte gefähr- 
den können. So lange ſie mit den beſtehenden 
Verfaſſungsgeſetzen ihre Vorrechte erhalten und 
erweitern können, achten ſie dieſelben, wo dieſe 
Geſetze ihnen aber im Wege ſtehen, ſuchen ſie die— 
ſelben immer entweder direct umzuſtoßen, (wie 
z. B. das hannover'ſche Verfaſſungsgeſetz vom 26. 
September 1833) oder aber künſtlich zu um⸗ 
gehen. Wir erinnern beiſpielsweiſe nur an die durch 
die Heſſen⸗Darmſtädtiſchen Kreisräthe geübten Wahl— 
einwirkungen, die außerordentliche Vermehrung der 


— 230 — 


Naſſauiſchen Herrenbank zum Zwecke der Ueberein— 
ſtimmung der Abgeordnetenbank u. ſ. w. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es ſehr natürlich, 
daß das Volk faſt aller Orten die Hoffnungen, 
welche es früherhin auf die Ständeverſammlungem 
geſetzt hatte, verloren. Ja, es iſt dahin gekommen, 
daß eine nicht einflußloſe Partei des entſchiedenen 
Fortſchritts geradezu den Regierungen in die Hände 
arbeitet, um dadurch dieſelben mehr und mehr auf 
ihrem bisher befolgten Wege vorwärts zu drängen, 
und ſolchergeſtalt den Sturz derſelben herbeizuführen. 

Die Sicherheits-Klappen ſind faſt aller Orten 
in dem monarchiſch-ariſtokratiſchen Europa verſtopft, 
die große Maſſe des Volkes iſt ſchutz- und rechtlos. 
Seine Noth ſteigt mit jedem Jahre. Es fängt an 
zum Bewußtſein ſeiner Macht zu gelangen. Hat 
es dieſes errungen und hat es ſich innerlich geei— 
nigt, dann hat die letzte Stunde des gegenwärtig 
herrſchenden Syſtems, d. h. des Syſtems der Un— 
terdrückung der Völker zum Vortheile einiger we— 
niger Schwelger und Tyrannen — geſchlagen. Die 
bevorzugten Stände laſſen nirgends im monarchiſch— 
ariſtokratiſchen Europa einen wirklichen Widerſtand, 
wenn ſich derſelbe auch vollkommen in den Schran— 
ken der Geſetze halten ſollte, eine Oppoſition im 
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eigentlichen Sinne des Wortes, auffommen. Und 
dennoch kann nirgends ein kräftiges Staatsleben 
ſich entwickeln ohne einen kräftigen Gegenſatz zwi— 
ſchen Regierungsthätigkeit und Volksleben. 

Wir ſehen im ganzen Gebiete der Natur, daß 
durch Gegenſätze das Leben gehoben, geſtärkt und 
feſter beſtimmt wird. Will man einem ſchleichenden 
Waſſer einen ſtärkern Lauf geben, ſo ſetzt man ihm 
ein Wehr entgegen, woran es ſich bricht, gegen das 
es anſtürmt und über das es mit neuer Kraft 
hinwegſtrömt. Der Gegenſatz zwiſchen Mann und 
Frau bringt in die Menſchheit eine Friſche und 
verleiht dem Leben einen Reiz, welchen es ohne 
denſelben nicht hätte. Wo ſich keine Gegenſätze 
finden, erſtarrt und erlahmt überall der Lebenspro— 
zeß. Dieſe Wahrnehmung iſt längſt auch im Ge— 
biete des Staates und der Kirche gemacht worden. 
Selbſt in der katholiſchen Kirche wird der Anwalt des 
Teufels demjenigen des heilig zu Sprechenden ent— 
gegengeſetzt. Anklage und Vertheidigung im Straf— 
prozeſſe beruht gleichfalls auf demſelben Grundſatze. 

Im Repräſentativ-Staate finden wir denſelben 
Gegenſatz in erhöhter Wirkſamkeit. Die miniſte— 
rielle Partei und die Oppoſition ſollen in ihrem 
wechſelſeitigen Kampfe das ganze Leben des Staates 
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durchdringen, alle feine mannichfaltigen Dunkel— 
heiten erleuchten und alle ſeine Formen beſeelen. 
Was im Strafverfahren der Richter iſt, welcher 
unterſucht ohne vorgängige Anklage, das iſt im 
Staatsleben der Monarch, der entſcheidet, ohne 
einen Gegenſatz der Beſtrebungen aufkommen zu 
laſſen. Der Gegenſatz zwiſchen Anklage und Ver— 
theidigung ſoll je nach den Umſtänden die Schuld 
oder die Unſchuld der betheiligten Perſonen in ein 
klares Licht verſetzen. Würde er dazu mißbraucht, 
dem Unſchuldigen den Stempel der Schuld oder 
dem Schuldigen den Stempel der Unſchuld aufzu— 
drücken, ſo würde er ſeinen Zweck gänzlich verfeh— 
len. Ebenſo ſoll aus dem Gegenſatze zwiſchen der 
miniſteriellen und oppoſitionellen Partei im Reprä— 
ſentativſtaate ſich dasjenige Regierungs-Syſtem 
entwickeln, welches den Bedürfniſſen und Beſtre— 
bungen des Volkes am beſten zuſagt. Ein tüchti⸗ 
ges Miniſterium ſoll dadurch Gelegenheit erhalten, 
ſeine trefflichen Maßregeln vor den Augen des 
ganzen Volkes zu rechtfertigen und auf dieſe Weiſe 
jedes Mißtrauen zu beſiegen, welches ihm im Ver— 
borgenen entgegengeſetzt werden möchte. Ein Mi— 
niſterium dagegen, welches die Verfaſſung des 
Staates verletzt, welches an die Stelle der ver- 
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faſſungsmäßigen Geſetze willkürlich und verfaſſungs— 
widrig erlaſſene Verordnungen ſchiebt, welches nicht 
vor allen Dingen darnach ſtrebt, ſämmtliche im 
Schooße des von ihm verwalteten Staates ruhende 
Kräfte einer harmoniſchen Entwickelung entgegen 
zu führen, ſondern im mißverſtandenen Intereſſe 
des Fürſten, der bevorzugten Stände oder gar des 
Auslandes der Entwickelung der Kräfte des Staates 
Hemmniſſe bereitet, ein ſolches Miniſterium ſoll 
durch ſeinen Widerſtreit gegen die Oppoſition ent— 
larvt, erſchüttert und geſtürzt werden. 

Dieſe Andeutungen werden wohl genügen, den 
Geſichtspunkt feſtzuſtellen, von welchem aus jede 
Oppoſition zu gehen haben wird, falls ſie eine 
wirkſame ſein will, d. h. falls ſie ſich nicht damit 
begnügt, in dem Ständehauſe Reden zu halten, 
welche keine Erfolge hervorrufen, und außerhalb 
des Ständeſaales ſich an der Sonne einer Popu— 
larität zu wärmen, welche keine Früchte zur Reife 
bringt. Die Oppoſition muß allerdings, ſo lange 
ſie als ſolche wirkt, hauptſächlich verneinend, wider— 
ſtrebend und tadelnd auftreten. Allein vermag ſie 
nicht dem Volke und ſelbſt einem Theile der mini— 
ſteriellen Partei das Vertrauen einzuflößen, ſie be— 
ſitze nicht blos den Geiſt der Verneinung, ſondern 
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auch ſchöpferiſche Kraft, Vaterlandsliebe und Rechts— 
gefühl, ſo wird es ihr nie gelingen, die von ihr 
vertretenen Wünſche des Volkes in's wirkliche Leben 
überzuführen. Denn bei der Vertheilung der 
Rollen im Repräſentativſtaat iſt der Oppoſition im 
weſentlichen nur diejenige des Kritikers zugefallen, 
während das Miniſterium zu ſchaffen berufen iſt. 
Sobald die Oppoſition die Stellung verläßt, welche 
ihr als ſolcher zukömmt, ſo wagt ſie ſich auf einen 
Boden, welcher ihr höchſt ungünſtig iſt, und auf 
welchem ſie niemals Siege erringen kann. Eine 
Oppoſition, welche vermeint, durch ein von ihr 
bekämpftes Miniſterium dem Lande Einrichtungen 
verſchaffen zu können, welche daſſelbe wünſcht, gleicht 
einem Staatsanwalte, welcher durch den Verthei— 
diger die Freiſprechung des Angeklagten glaubt be— 
wirken zu können. Entweder kann ein Miniſterium 
nach der Anſicht eines Abgeordneten mit Recht das 
Vertrauen des Volkes in Anſpruch nehmen, dann 
handelt der Abgeordnete verfaſſungs- und vernunft— 
widrig, wenn er ihm dieſes Vertrauen nicht durch 
Wort und That beweiſt; oder aber es kann ein. 
Miniſterium nach der Anſicht der Abgeordneten 
das Vertrauen des Volkes nicht in Anſpruch neh— 
men, dann handelt er nicht minder kopf- und herz⸗ 


ur 
los, wenn er daſſelbe auf irgend eine Weiſe unter- 
ſtützt. 

So wenig im Gegenſatze zwiſchen Ankläger und 
Vertheidiger jemals die ewigen Rechte des 
Menſchen und die ſchützenden Formen des Ge— 
ſetzes außer Acht gelaſſen werden dürfen, ganz 
eben ſo wenig dürfen im Widerſtreite zwiſchen 
Oppoſition und Miniſterium die Rückſichten auf das 
Wohl des Volkes und die Heilighaltung der Ver— 
faſſung jemals außer Augen geſetzt werden. Ein 
Staat, in welchem die ewigen Rechte der Menſch— 
heit und die poſitiven Geſetze des Staates nicht 
beiden Parteien unüberſchreitbare Schranken ziehen, 
kann im eigentlichen Sinne des Wortes kein Ver— 
faſſungsſtaat genannt werden. Denn das Wort, 
die geſchriebene Urkunde bildet nicht die 
Verfaſſung eines Staates; dieſe beruht vielmehr 
weſentlich in dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
und in deſſen Bereitwilligkeit, der Verwirklichung 
dieſes Rechtsbewußtſeins jedes Opfer zu bringen. 

Der Streit zwiſchen der miniſteriellen Partei 
und der Oppoſitionspartei darf daher das Weſen 
und die Verfaſſung des Staates ſelbſt nicht berüh— 
ren, ſondern nur deſſen Verwaltung. Wo über 
die eigentliche Aufgabe des Staats und über Haupt⸗ 
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fragen des Verfaſſungsrechts zwiſchen dem Mini— 
ſterium und der Oppoſition Meinungs-Verſchieden— 
heiten obwalten, da beſteht ein Gegenſatz, welcher 
weit bedenklicher iſt, als derjenige, welcher durch 
die Natur eines Repräſentativſtaates bedingt iſt. 
In England, Frankreich und Belgien ſind Miniſte— 
rium und Oppoſition einig darüber, daß Preßfrei— 
heit und Geſchwornengerichte die weſentlichen Vor— 
ausſetzungen des Repräſentativſtaates bilden, daß 
ein Miniſterium abtreten müſſe, falls es die Ma— 
jorität der zweiten Kammer gegen ſich habe, vor— 
ausgeſetzt, daß es nicht hoffen kann, durch eine 
Auflöſung die Majorität zu erringen. Man findet 
es dort ganz in der Regel, daß die Oppoſition 
dem Miniſterium das Budget verweigere und ihm 
durch die Preſſe den Krieg mache. Allein Deutſch— 
land ſteht noch nicht auf der Stufe verfaſſungs— 
mäßiger Entwickelung. Täglich erleben wir es, 
daß Miniſterien den Angriffen der Oppoſition mit 
der Erklärung entgegentreten, dieſelben ſeien revo— 
lutionärer Natur, daß ſie den Mitgliedern der 
Oppoſition Criminalprozeſſe aufheften und ſie über— 
haupt mit einer Wuth verfolgen, welche nur dann 
am Platze wäre, wenn die Oppoſition auf den Um⸗ 
ſturz der Staatsverfaſſung ihre Beſtrebungen richtete. 
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Die dermalige Lage unſeres deutſchen Vater— 
landes führt uns daher zu folgendem Dilemma: 
entweder beruht die Verfahrungsweiſe unſerer Mi— 
niſterien auf richtigen thatſächlichen Vorausſetzungen, 
oder aber ſie entbehrt dieſelben. Im erſtern Falle 
ſtünden wir am Abgrunde der bedenklichſten Ver— 
wirrungen. Denn es läßt ſich nicht läugnen, daß 
aller Orten in Deutſchland die Oppoſitionspartei 
an Zahl die bei weitem überwiegende iſt. Beſäße 
dieſe daher einen revolutionären Charakter, ſo bliebe 
nichts übrig, als — durch die entſchiedenſten Maß— 
regeln dieſe Partei zu befriedigen, da ſie, als die 
zahlreichere und in ſtetem Wachſen begriffene, doch 
früher oder ſpäter den Sieg erringen muß. In 
dem zweiten der eben geſetzten Fälle dagegen, d. h. 
wenn die Miniſterien die Oppoſitionspartei bes 
kämpfen unter der irrigen Vorausſetzung, als 
beabſichtige dieſe den Umſturz der beſtehenden Ord— 
nung, in dieſem Falle iſt es nicht minder dringend, 
daß die Miniſterien einlenken, um die von ihnen 
verkannten Männer der Oppoſition ſchätzen und 
die von derſelben im Namen des Volkes ausge— 
ſprochenen Wünſche berückſichtigen zu lernen. 

In dem einen wie in dem andern Falle iſt es 
aber die Aufgabe der Oppoſition, die Wünſche des 
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Volkes offen und unumwunden nicht nur auszu— 
ſprechen, ſondern auch mit der ganzen Kraft, welche 
ihnen das Vertrauen des Volkes gewährt, geltend 
zu machen. Denn die Wünſche des Volkes mit 
den Beſtrebungen der Monarchie auszugleichen, 
dieſes iſt die große Aufgabe jeder Oppoſition. 
Setzt ſie den Maaßregeln der Regierung nur 
Worte entgegen, fo kann man ſie etwa entſchuldi— 
gen, ſo lange ſie in der Minorität iſt. Aber von 
dem Augenblick an, da ſie die Majorität erlangt, 
da demzufolge offenkundig geworden iſt, daß die 
Majorität des Volkes für die Oppoſition und gegen 
das Miniſterium ſei, von dieſem Augenblicke an 
genügen Worte, genügen Veränderungen nicht mehr, 
um dem Volke zu ſeinen Rechten zu verhelfen, 
ſondern es werden Thaten verlangt, welche ge— 
eignet ſind, die Beſtrebungen des Volkes zu ver— 
wirklichen. Der Abgeordnete, welcher nicht den 
Muth zur That beſitzt, nachdem die Worte nutzlos 
erſchöpft ſind, welcher die verletzte Verfaſſung er— 
forderlichen Falles nicht bereit wäre, an der Spitze 
der Männer ſeines Wahlbezirkes wiederherzuſtellen, 
oder durch eine wirkſamere zu erſetzen, ein ſolcher 
Abgeordneter iſt in unſeren Augen nichts weiter, 
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als ein Parade-Deputirter, ein Wortheld, allein 
kein Volksmann und kein Staatsmann. 

Mit der Volksvertretung in der innigſten Ver— 
bindung ſteht das Petitionsweſen. Durch Peti— 
tionen wird das Wechſelverhältniß zwiſchen dem 
Volke und ſeinen Vertretern hauptſächlich vermit— 
telt. In Petitionen ſpricht das Volk ſeine Wün— 
ſche aus und durch die Art und Weiſe wie die 
Volksvertreter denſelben Nachdruck bei der Regie— 
rung verleihen, bekunden ſie, in wie weit ſie mit 
dem Volke Hand in Hand gehen, oder aber mehr 
ſich der Regierung anſchließen. 


Dreißigſter Abſchnitt. 


Der ruhige Gang der Entwickelung und 
die Revolution. 


Der Gang, welchen das Leben eines Staats 
nimmt, hängt ab von den Charakteren, aus deren 
Wechſelverhältniß das Staatsleben ſich entwickelt, 
alſo hauptſächlich von den Charakteren der einfluß— 
reichſten Staatsmänner. Je nachdem dieſe ſchwach 
oder kraftvoll, mild oder tyranniſch, gerecht oder 
ungerecht, menſchlich oder unmenſchlich ſind, wird 
auch das Staatsleben eine verſchiedenartige Geſtal— 
tung annehmen. Mäßigung, Unpartheilichkeit und 
Klugheit bilden insbeſondere drei unumgänglich 
nothwendige Eigenſchaften eines tüchtigen Staats- 
mannes. Allein alle Tugenden können zu Laſtern 
werden, wenn man ſie fortgeſetzt zur unrechten 
Zeit anwendet. 
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Wer möchte leugnen, daß die Mäßigung eine 
Tugend ſei? Wer es nicht verſteht, feine Leiden⸗ 
ſchaften zu zügeln, wer ſelbſt feine edleren Re= 
gungen nicht in Einklang mit den mannigfaltigen 
Pflichten, welche jedem Menſchen obliegen, zu 
ſetzen weiß, wird immer von einem Extreme zum 
andern überſpringen, in ſeinem Innern zu keiner 
Ruhe und in ſeiner Wirkſamkeit nach außen zu 
keinen Früchten gelangen. Wer aber dem lahmen 
Menſchen, welcher den ganzen Tag verſchläft, dem 
trägen Burſchen, welcher müßig geht, dem Phleg— 
matiker, der ſich zu keiner That zu entſchließen 
vermag, dem Feigling, der es nicht wagt, ſeine 
Rechte geltend zu machen, immer zuruft: „mäßige 
dich! überſtürze dich nicht! keine Uebereilung! keine 
Leidenſchaft! nur auf dem Wege der Ruhe ver— 
magſt du dein Ziel zu erreichen!“ — der iſt entweder 
ſo beſchränkt, daß er die Lahmheit nicht von dem 
Feuereifer, die Trägheit nicht von dem Sturme 
der Leidenſchaft, das Phlegma nicht von der Be— 
geiſterung, die Feigheit nicht von der Tollkühnheit 
zu unterſcheiden vermag, oder aber er iſt ein Ver— 
räther, welcher ſich dieſer Zurufe nur bedient, um 
den lahmen, den trägen, den phlegmatiſchen, den 


feigen Menſchen in ſein Verderben a“ * 
Struve, Staats wiſſenſchaft IV. 
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Schauen wir uns um in unferm deutfhen Va— 
terlande, wo finden wir denn, daß allzu raſches 
Handeln, allzu feurige Begeiſterung uns über das 
Ziel hinausgetrieben hätte, welches uns die ewi— 
gen Geſetze der Menſchheit und die poſitiven Ge— 
ſetze unſeres Vaterlandes geſteckt haben? Wir 
haben nach mehr als 3 Jahrzehnden es noch nicht 
dahin gebracht, die volksthümlichen Zuſicherungen, 
welche man uns ertheilte, in's wirkliche Leben über⸗ 
zuführen, wir haben nicht einmal die uns theuern 
Erbſtücke der Vergangenheit zu erhalten gewußt, 
geſchweige denn, daß wir die tiefgefühlten Bedürf— 
niſſe der Neuzeit: Geſchwornengerichte, Volksbe— 
waffnung, Einfachheit im Staatshaushalte, Selbſt— 
regierung ſtatt Beamtenregierung, zu verwirklichen 
vermocht hätten. Wir haben ein verfaſſungsmäßi— 
ges Recht nach dem andern verloren: die Preß— 
freiheit, das Steuerweigerungsrecht, die Gewiſſens⸗ 
freiheit. Wir haben die uns zugeſagte Freiheit des 
Handels und der Schifffahrt im Innern Deutſch⸗ 
lands nicht errungen. Unſere landſtändiſchen Ver⸗ 
handlungen ſind zu Komödien herabgeſunken, oder 
noch gar nicht zu Stande gekommen. Wir haben 
in Friedenszeiten halb Luxemburg verloren, der 
Rhein und die Donau, unſere Lebensadern, liegen 
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in Ketten. Der deutſche Handel mit Spanien, 
Rußland und Polen iſt ganz vernichtet. Wir müſſen 
dem Dänen am Sunde Tribut zahlen und er droht 
uns, 3 deutſche Herzogthümer mit ſich einzuverlei— 
ben, wie Oeſterreich ſich Krakau einverleibt hat. 

Dieſes ſind Thatſachen, welche, wie uns bedün— 
ken will, zu der entſchiedenſten, zur kräftigſten 
Haltung auffordern, welche uns aber zeigen, daß 
wenn ſich nicht alle Stämme Deutſchlands zu ge⸗ 
meinſamer, begeiſterter und beharrlicher Thätigkeit 
verbinden, wir früher oder ſpäter zu Grunde gehen 
müſſen. Das Gefühl der Troſtloſigkeit unſerer Zu— 
ſtände hat ſich dermaßen des Volkes bemächtigt, daß 
mehr als 100,000 Deutſche mit Capitalien, die 
viele Millionen betragen, jährlich auswandern. 
Die Theuerung wird in demſelben Maaße immer 
größer, als die Erwerbloſigkeit; dennoch geſchieht 
nichts, um dem Elende der Gegenwart und der 
Gefahr für die Zukunft Schranken zu ſetzen; uns 
geachtet aller dieſer Thatſachen gibt es Menſchen, 
welche uns zurufen: „Mäßigt euch! Ueberſtürzt 
euch nicht! Keine Leidenfchaft! Nur mit Ruhe 
könnt ihr euer Ziel erreichen!“ 

Es war ein weiſes Geſetz Solon's, welches be— 


ſtimmte, daß in den inneren Streitigkeiten des 
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Staats jeder Bürger Partei zu ergreifen habe. Es 
iſt dieſes Geſetz der Ausfluß der demokratiſchen An— 
ſchauung der ſtaatlichen Verhältniſſe. In der De— 
mokratie gilt es als leitender Grundſatz, daß jeder 
Bürger nicht nur das Recht, ſondern auch die 
Pflicht habe, ſich um die Angelegenheiten des Staa— 
tes zu bekümmern in ruhigen und friedlichen Tagen 
und um ſo mehr in bewegten Zeiten, da das Wohl 
des Staats auf dem Spiele ſteht. Anders iſt aller— 
dings die Anſchauung des Abſolutismus. Dieſer 
geht von der Vorausſetzung aus, das Volk ſei un— 
mündig, es verſtehe nichts von den Angelegenhei— 
ten des Staates, es müſſe daher von denſelben 
möglichſt fern gehalten werden. Allerdings kann 
man des Geldes, der Dienſte und namentlich der 
Fäuſte eines Volkes nicht entbehren, wenn man 
einen Staat regieren will, allein alles dieſes wird 
auf Commando geleiſtet, ohne daß man dem Volke 
Rechenſchaft darüber ablegte, wie viel man braucht 
und wie man das Gebrauchte verwendet. 

Auch in Betreff der Frage, wie ſich der Bür— 
ger in Fällen innerer Kämpfe zu verhalten habe, 
ſtehen ſich daher der Abſolutismus und die Demo— 
kratie feindlich entgegen. Der eine verlangt Un— 
thätigkeit, die andere Thätigkeit von dem Bürger. 
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Wie ſich in der genannten Beziehung die Geſetze 
des Abſolutismus und der Demokratie widerſpre— 
chen, ſo widerſprechen ſich auch die Regierungen 
und die Beſtrebungen der Bürger der abſoluten 
und der demokratiſchen Staaten. Der Bürger des 
abſoluten Staates wird von Jugend auf an blin— 
den Gehorſam gewöhnt, die Treue gegen den an— 
geſtammten Herrn wird ihm als höchſte Bürger— 
tugend geſchildert, die Vernunft, der Trieb nach 
Selbſtſtändigkeit, das Freiheitsgefühl werden ihm 
als Verirrungen des menſchlichen Geiſtes, als 
Schwärmereien und gefährliche Spiele der Phan— 
taſie dargeſtellt. Daher fängt ein ſolcher Bürger 
niemals an, über die Verhältniſſe des Staats, wel— 
chem er angehört, nachzudenken, er weiß, er wird 
durch unſichtbare Fäden von oben herab geleitet, 
und läßt ſich dieſes in Ruhe gefallen. Ob er bei 
dieſer Leitung in eine Grube fällt und den Hals 
bricht, oder ob er in Folge derſelben auf den 
Gipfel der Ehren und des Glücks gelangt, iſt für 
ihn lediglich eine Sache des Zufalls, der göttlichen 
Vorſehung, der Gnade oder der Ungnade, über 
deren Zuſammenhang mit ſeinem Thun und Laſſen 
er ſich nicht den Kopf zerbricht. 

Anders verhält es ſich bei dem Bürger einer 
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Demokratie. Dieſer wird daran gewöhnt, ſich als 
einen Theil des Gemeinweſens zu fühlen, und zu 
denken, daß ſeine Thätigkeit mitwirke, den Staat 
in dieſe oder jene Lage zu verſetzen, denſelben zu 
einem von außen geachteten und innerlich freien, 
oder aber zu einem von außen mißhandelten und 
innerlich geknechteten Staat zu machen. 

In ganz Europa wird gerade im gegenwärtigen 
Augenblicke der Kampf zwiſchen dem Abſolutismus 
und der Demokratie gekämpft. Es iſt daher ſehr 
natürlich, daß auch beide politiſche Richtungen ihre 
Vertreter haben. Nur iſt es wichtig, daß wir dieſe 
gleich für dasjenige erkennen, was ſie ſind. Der 
Abſolutismus iſt nachgiebig geworden. Niemand 
bekennt ſich, wenn er es vermeiden kann, offen als 
deſſen Diener. Allein die Demokratie hat noch 
keinen feſten Fuß gefaßt. Daher alle halben Men⸗ 
ſchen aus dieſem Grunde ſich nicht minder ſcheuen, 
derſelben zu huldigen. Dieſe politiſchen Zwitter 
haben daher einen Kunſtgriff erfunden, ſich zu glei⸗ 
cher Zeit alle Ehren des Kampfes zuzuwenden, 
ohne an den Gefahren Antheil zu nehmen. Sie 
erklären ſich nemlich für unparteiiſch, und um ihre 
Unparteilichkeit recht glänzend zu bekunden, ſo 
ſprechen ſie für die Demokratie und gegen den 
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Abſolutismus, allein ſie handeln für den Abſolu⸗ 
tismus und gegen die Demokratie. Auf dieſe Weiſe 
hoffen ſie jeden feindlichen Zuſammenſtoß mit beiden 
Parteien zu vermeiden, eine politiſche Rolle zu 
ſpielen, als Koriphäen unſeres politiſchen Lebens 
zu glänzen und dennoch niemals ein Härchen ge— 
krümmt zu bekommen, weil, ſobald ihnen einer der 
beiden ſtreitenden Theile zu ſtark zuſetzt, ſie ſich 
ihm anſchließen und ihm vollkommen Recht geben. 
Dabei kommt dieſen unparteiiſchen Männern treff— 
lich die gegenwärtige Stellung beider Parteien zu 
Statten. Der Abſolutismus handelt, allein er gibt 
ſich nicht die Mühe, viel zu reden, die Demokratie 
redet, allein fie hat noch nicht den Muth zu han— 
deln. Wenn daher die Demokratie redet, ſo machen 
die Unparteiiſchen Chorus mit ihr und ſchreien, 
was ſie ſchreien können. Kömmt dann der Abſo— 
lutismus und ſchlägt darein, fo bücken ſich die Un 
parteiiſchen und erklären, da laſſe ſich nichts thun, 
man müſſe dazu ſeine Beiſtimmung geben. 

Auf dieſe Weiſe wird jede Sprache und jeder 
Charakter entehrt und geſchändet. Jedes Wort 
erhält zu ſeinem guten und geſunden Begriff noch 
einen Nebenbegriff, der es zu Grunde richtet: 
Klugheit den Nebenbegriff von Feigheit, Mäßigung 
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den Nebenbegriff von Trägheit, Unparteilichkeit den 
Nebenbegriff von Fuchsſchwänzerei u. ſ. w. 

Seit Fabius Cunctator den Puniern durch ſeine 
Zögerungen Schaden that, nennt ſich jeder Zögerer 
klug. Dieſe Zögerer nennen es Zeit gewonnen, 
wenn ſie etwas ſpäter geſchlagen werden, und 
triumphiren, als hätten ſie einen Sieg errungen, 
über jede papierne Schanze, welche ſie aufwerfen, 
über jede Proteſtation, welche ſie zu Stande brin— 
gen. Zu Thaten bringen es dieſe klugen Leute 
freilich nicht. — 

Der Feige, welcher im Augenblicke der Gefahr 
ſeine Reihen verläßt, ſich auf einer fernen Berges— 
höhe aufſtellt und von da herab Reden hält, mag 
ſich klug nennen. Allein es iſt ein Unterſchied 
zwiſchen der Fürſorge für die eigene Sicherheit und 
dem Kampf für das Vaterland. Wo es gilt, das 
Joch zu zerbrechen, in welchem das Vaterland ge— 
halten wird, da reicht die Fürſorge für die eigene 
Sicherheit nicht aus. Da gilt es, die eigene Perſon 
blos zu ſtellen, Gefahren für Leib und Leben, für 
Gut und Blut zu beſtehen, da trifft die höchſte 
Kühnheit mit der höchſten Klugheit zuſammen. 
Denn das einzige, worum es ſich in dieſem Falle 
handelt, beſteht darin, dem Volke Selbſtbewußtſein 
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und Thatkraft einzuflößen. Hat das Volk Muth 
gewonnen, ſo iſt Alles gewonnen. Dem Volke 
kann man aber nur dadurch Muth einflößen, daß 
ſeine Führer ihm vorangehen, ihm das Beiſpiel des 
Muthes geben, Gefahren beſtehen und Verfolgun— 
gen aushalten. Durch Proteſtationen, Bitten und 
Empfeblungen wird das Volk gelangweilt, aber 
nicht ermuthigt. Unſer deutſches Volk hat faſt aller 
Orten diejenigen Männer gewählt, welche im Rufe 
der Freiſinnigkeit ſtanden. Allein das Volk wurde 
von ſeinen Führern faſt aller Orten: in Bayern 
und Sachſen, in Würtemberg und Kurheſſen und 
mehr oder weniger auch im Badiſchen im Stiche 
gelaſſen. Eine Entſcheidung herbeizuführen, haben 
fie nicht den Muth. Einer verſteckt ſich im ent— 
ſcheidenden Augenblicke hinter den Andern. Nur 
Wenigen iſt es Ernſt, ſelbſt von denjenigen, welche 
in das Feuer gehen. Wie ſoll es da beſſer werden? 
Die Führer des Volks glauben, wenn ſie nur recht 
viele Leute zu den Ihrigen zählten, dann hätten 
ſie gewonnenes Spiel. Wenn ſie ein halbes Dutzend 
Haſen noch unter ihre Standarte bringen können, 
dann glauben ſie Großes für das Vaterland gelei— 
ſtet zu haben. Was hilft es aber, wenn der Haſe 
der Standarte des Volks nachläuft in müßigen 
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Tagen, falls er fie verläßt, fo bald es Ernſt wird? 
Mit allen Haſen der Welt, die ſich freiſinnig nen⸗ 
nen, wird nicht ſo viel gewonnen, als durch einen 
Löwen, welcher freiſinnig iſt. Durch ihre Haſen— 
klugheit haben ſich ſehr viele Leute zum Geſpötte 
der Kinder gemacht. So lange dieſe klugen Haſen 
das große Wort führen, fo lange fie in den Ge- 
meinden und auf den Landtagen im Geruche hoher 
Weisheit ſtehen, ſo lange werden wir aus der 
Periode der Proteſtationen, der Bitten und Empfeh— 
lungen nicht in diejenige der Thaten hinüberkommen. 
Die Haſen ſind um kein Haar beſſer, ob ſie der 
Standarte der Demokratie, oder derjenigen der Ari— 
ſtokratie folgen. Haſe bleibt Haſe, ob er dieſe oder 
jene Phraſen macht, dieſe oder jene Farbe trägt. 
Jene gemäßigten, unparteiiſchen, klugen Leute, 
welche wir ſchilderten, waren von jeher die nüß- 
lichſten Verbündeten aller Tyrannen und die gefaͤhr⸗ 
lichſten Feinde jener großen Männer, welche wie 
Waſhington und Franklin ihr Volk aus dem Sumpfe 
der Knechtſchaft auf die reinen Höhen der Freiheit 
führten. Allein gerade jene Mäßigung, jene Klug⸗ 
heit und jene Unparteilichkeit war es auch zu allen 
Zeiten und aller Orten, welche eine Verſtändigung 
zwiſchen Volk und Regierung, eine redlich gemeinte 
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Verſöhnung zwiſchen den verſchiedenen Parteien 
unmöglich machte, und daher indirect die Urſache 
aller Revolutionen wurde. Eben diejenigen Leute, 
welche im Kampfe gegen eine organiſirte Regie: 
rungsgewalt immer zur Mäßigung, Klugheit und 
Unparteilichkeit riethen, beſaßen, wenn einmal die 
Maſſen in Bewegung gekommen waren, niemals 
Kraft genug, dieſelben in den Schranken einer 
beſonnenen Mäßigung, einer den Verhältniſſen ent— 
ſprechenden Klugheit und der Gerechtigkeit zu halten. 
Aller Orten und zu allen Zeiten ſchloſſen ſich dieſe 
gemäßigten, klugen und unparteiiſchen Leute, ſobald 
der Sturm ausgebrochen war, den Maſſen an und 
gaben dadurch dieſen mehr Nachdruck, und dem 
Stoße, welchen ſie auf die beſtehenden Verhältniſſe 
richteten, größere Kraft. Revolutionen laſſen ſich 
nicht vermeiden durch halbe Maßregeln. Die Män— 
ner der Halbheit bildeten aller Orten und zu allen 
Zeiten die Brücken, welche von der Unzufriedenheit 
des Volkes zu offener Empörung deſſelben führten. 

Die ruhige Entwickelung des Volkes kann nur 
vermittelt werden durch Männer von tiefem, ſtaats— 
männiſchem Blicke, erprobter Rechtlichkeit und un— 
erſchütterlicher Feſtigkeit des Charakters. Wo ſtatt 
ſolcher Männer oberflächliche Schwäͤtzer, geſchmei— 
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dige Höflinge und herrſchſüchtige Geizhälſe die 
Zügel der Regierung eines Staates längere Zeit 
in Händen hielten, und den Umſtänden nach nur 
den gemäßigten, klugen und unparteiiſchen Leuten 
der bezeichneten Art Einfluß auf die Regierungs- 
Thätigkeit geſtatteten, da bleibt dem Volke am 
Ende nichts übrig, als die Revolution. Einzelne 
Jahre, welche dem Volke, in Folge einer ſchlechten 
Regierung, verloren gingen, laſſen ſich ſpäter im 
ruhigen Gange der Entwickelung wohl wieder ein— 
holen. Wo aber ein Volk mehrere Jahrzehnde 
hindurch in feinem Drange nach naturgemäßer Be— 
wegung aufgehalten wurde, da kann in der Regel 
eine Revolution nicht mehr vermieden werden. 
Denn dieſelben Leute, welche dem Volke Jahrzebnde 
hindurch widerſtrebten, können ſich, auch wenn ſie 
ſich noch ſo ſehr bedroht fühlen, doch nicht dazu 
entſchließen, diejenigen Männer an das Steuerruder 
des Staates zu berufen, welche allein im Stande 
wären, das Staatsſchiff durch den brauſenden Sturm 
hindurch in den ſicheren Hafen zu leiten. Jene 
kühnen, ſchöpferiſchen Geiſter, welche hiezu die Kraft 
beſitzen, müſſen immer zuerſt die Leute des alten 
Syſtems über Bord werfen, bevor ſie im Stande 
ſind, die Leitung des Schiffes zu übernehmen. 
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Mit dieſem Abſchnitte erreichen die Grundzüge 
der Staatswiſſenſchaft, welche ich dem deutſchen 
Volke in vier Bänden vorlege, ein Ende. Durch 
die Macht der Verhältniſſe war ich, in Folge mei— 
ner tiefſten Ueberzeugung, oft gezwungen, auf die 
Gefahr einer drohenden Revolution hinzuweiſen. 
Ich habe dieſes Wort vielleicht offener und ent— 
ſchiedener ausgeſprochen und in Verbindung mit 
unſeren dermaligen politiſchen Zuſtänden gebracht, 
als die meiſten Schriftſteller vor mir. Wer übri⸗ 
gens daraus ſchließen wollte, ich ſei ein Freund 
von Revolutionen und wünſchte ſolche, der irrt 
ſehr. Allerdings ziehe ich eine Revolution dem 
Ruine eines Volkes vor; allein in gleichem Maße 
auch den ruhigen Gang der Entwickelung dem 
Sturmſchritte der Revolution. Viele von denje— 
nigen, welche ich im vorigen Abſchnitte unter der 
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teiiſchen ſchilderte, ſprechen in vertrauter Geſell⸗ 
ſchaft mit weit größerer Liebe von Revolution und 
mit weit größerem Haſſe von den Männern des 
Rückſchrittes, als ich es in dieſen vier Bänden ge— 
than. Allein ſie haben nicht den Muth, ihre An— 
ſichten öffentlich auszuſprechen. Dieſelben Leute, x 
welche in vertrauten Kreiſen ſehr blutdürſtige Neu 
ſerungen thun, nehmen keinen Anſtand, erforder— 
lichen Falles ſich auch in den unterwürfigſten Re— 
dewendungen gegen die in vertrauten Kreiſen von 
ihnen auf's Tiefſte herabgeſetzten Machthaber aus⸗ 
zudrücken. Ich habe es mir zum Grundſatze meines 
Lebens gemacht, ſo weit, als ich in dem Worte 
gehe, auch in der That zu gehen. Mein Wahl⸗ 
ſpruch iſt: 
Wort und That Hand in Hand! 


Man nbe im im December 1847. 
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